


L. 

von Uwe Kremer 

"Eurovisionen" - so haben wir den 
Schwerpunkt dieser spw-Ausgabe über­
schrieben. Eurovisionen ganz eigener 
Art präsentierte Ende des letzten Jahres 
die SPD in einer Broschüre bzw. Anzei­
ge unter dem Motto "Europa. Eine histo­
rische Chance für Deutschland". Dort 
wurden "10 vernünftige Gründe, die für 
Maastricht sprechen" in einer Art Hitpa­
rade aufgeführt. An der Spitze der Top 
Ten: "Europas Währung - stark wie die 
Mark", auf Platz 2 und 3 gefolgt von 
"Nur ein vereintes Europa kann den 
Wettlauf mit Japan gewinnen" und "Je 
höher das europäische Wohlstandsni­
veau, desto besser auch für Deutsch­
land" und auf Platz 4 wird schließlich 
die Verbrechensbekämpfung als Vorteil 
der EG gepriesen, denn "Die Mafia ist 
gegen Maastricht" - weit abgeschlagen 
die Felder Demokratie, Sozialpolitik, 
Umwelt, Verkehr und Frieden. 

Nun bin ich schon der Meinung. daß sich 
die Linke auch Fragen der Wettbewerbs­
fahigkeit oder der Euro-Kriminalität 
stellen muß. Es geht also nicht um ein 
fundamentales ;'das geht die Linke 
nichts an". Aber die Art und Weise, wie 
hier sämtlichen Stammtischargumenten 

Tribut gezollt und das ureigenste Profil 
hintangestellt wird, drückt in der Breite 
jenen grundlegenden Wandel der Den­
kungsweise aus, wie wir ihn in zuge­
spitzter Form in puncto Asyl erlebt ha­
ben. Kurzum: Die Asyl-Geschichte war 
kein böser Ausrutscher. Da basteln man:. 
ehe in unserer Partei anscheinend an ei­
nem größeren Projekt - der sozialde­
mokratischen Variante der "Festung Eu­
ropa": Wohlstand, gefestigt durch indu­
strielle Wettbewerbsfähigkeit, Hartwäh­
rungspolitik und Schutzwälle gegen die 
Migration, im inneren abgesichert und 
austariert durch einen Sozialpakt. Vom 
"Sozialismus in einer Klasse" zum "Fe­
stungssozialismus''? 

Einigen Wirbel hat kürzlich ein in dieser 
spw dokumentierter "Dortmunder Ap­
pell" verursacht, der wegen der Asyl­
Geschichte den Rücktritt von Engholm 
und Klose fordert. Wirbel auch inner­
halb mancher parteilinker Kreise, ob 
diese Personalisierung nicht eine Fehlo­
rientierung darstellt. Niemand behaup­
tet, die Unterschrift unter diese Forde­
rung sei Ausdruck einzig wahrer linker 
Gesinnung. Aber man soll - bitte schön -
auch nicht neunmalklug daherkommen 
und von den eigenen Gestaltungsil1usio­
nen ablenken, wenn man als SPD-Linke 
ein derartiges Desaster wie Ende des 
leizten Jahres erlebt hat. Was haben wir 
denn denjenigen anzubieten, die mittler­
weile schon mit einem Bein außerhalb 
der Partei stehen? Der Appell ist sicher­
lich nur ein Signal, daß man nicht bereit 
ist sich mit der jetzigen Konstellation 

oder neuerlichen ''Kompromissen'' 
abzufinden. Nicht mehr, aber auch nicht 
wemger. 

Richtig ist aber, daß der Aufruf in seiner 
Wirkung nicht lange vorhalten wird. 
Wenden wir uns also der Frage zu, was 
danach passiert. Vor allem der Frage: 
Was passiert, nachdem hoffentlich 40, 
50 und mehr SPD-Abgeordnete im Bun­
destag gegen den Asyl-"Kompromiß" 
gestimmt haben werden? Kaum jemand 
von uns Linken spricht zur Zeit über die 
Bundestagswahl im Herbst 1994. Man 
läßt sich treiben (im doppelten Sinne des 
Wortes). Verdrängung? Verlängert man 
die heutige Situation in die Zukunft, 
kann man den Wahlkampf getrost ir­
gendwelchen Agenturen überlassen. 
Verweigerung? Das Problem besteht 
darin, daß man Wege des politischen 
Eingreifens finden muß, die sich jenseits 
der Parteibuchfrage bewegen. 

Kurzum: Wir sollten über überparteili­
che Initiativen für 1994 nachdenken, die 
nach Lage der Dinge Initiativen sein 
werden, die auf eine Revitalisierung des 
rot-grünen Projektes setzen (auch über 
die Wahl hinaus). Wichtig wäre es da­
für, wenn die sozialdemokratische Linke 
dabei selbst vorangehen würde - den 
Kontakt zu ihren linken grünen Kolle­
ginnen und Kollegen und auch zu Gün­
ther Grass und all denen sucht, die unse­
re Partei verlassen haben. Wir können 
und müssen damit im übrigen auch die 
Frage "bleibe ich drin oder geh ich raus" 
in ihrer Bedeutung relativieren. 

Ich möchte den FREITAG kennenlernen 
und bestelle sechs Ausgaben zum Probierpreis 
von nur DM 12,- (Nur Vorkasse: Bar, Scheck, 
Briefmarken), Wird der Bezug nicht vor Erhalt der 
5. Ausgabe gekündigt, wandelt sich das Probe­
abo in ein reguläres Abonnement um. 
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Kopf und Bauch 

Jürgen Egert ist tot 

Erinnerungen von Andreas Wehr 
Es muß 1981 gewesen sein als ich, zu­
sammen mit Peter Strieder, zu einem 
Gespräch mit dem Bundestagsabgeord­
neten Jürgen Egert geladen war. Es han­
delte sich wohl um das erste längere Ge­
spräch mit dem späteren Freund, mit 
dem mich in den nächsten Jahren so viel 
verband. Auf harten Stühlen saßen wir 
in einer mehr oder weniger provisorisch 
eingerichteten Wohnung in der Tiergar­
tener Wichmannstraße und durften den 
Ausführungen eines bedeutenden Politi­
kers mehrere Stunden lang folgen. Es 
war ein sehr einseitiges Gespräch. Vor­
sichtige Anmerkungen von Seiten der 
beiden geladenen Jungsozialisten boten 
nur willkommenen Anlaß, zu weiteren 
umfangreichen Ausführungen auszuho­
len. Als wir schließlich gingen hatten 
wir den Eindruck, über alles und zu­
gleich über nichts gesprochen zu haben. 
Wie anders waren da die Begegnungen 
in den Jahren der intensiven Zusammen­
arbeit mit ihm. Wechselseitig wurden 
Gedanken und Ideen des Einen vom An­
deren aufgegriffen und als Anlaß für die 
Weiterentwicklung der eigenen Vorstel­
lungen genutzt. Aus welchem Anlaß wir 
uns auch immer trafen, fast immer nahm 
ich mindestens eine neue Einschätzung, 
einen neuen Gedanken mit nach Hause. 
1985 war für ihn aber das wichtigste 
Jahr als Berliner SPD-Politiker. Am 29. 
Juni wurde er nach einer erbitterten 
öffentlichen und innerparteilichen De­
batte mit knapper Mehrheit Landes­
vorsitzender. Bereits am 21. November 
1986 - nach genau 512 Tagen - mußte er 
dieses Amt wieder abgeben. Bereits da­
mals lag der Grund in seiner angegriffe­
nen Gesundheit. 
Er und der kurz zuvor gewählte neue 
Fraktionsvorsitzende Walter Momper 
beendeten erst wirklich die Agonie, in 
die die Partei nach dem Verlust der 
Regierungsmacht 1981 gefallen war. 
Erst jetzt lernte die Partei ihre Oppositi­
onsrolle begreifen, ließ ab von dem Un­
sinn, durch den Import bundesdeutscher 
Politprominenz die eigenen Schwächen 
zu überdecken. In dieser Zeit besann 
man sich auf die eigenen Talente, rüt­
telte mit dem Begriff der Kampagnenfä­

. higkeit die Basis der Partei wach und 
legte in diesen Monaten die Basis für 

den Erfolg im Januar 1989. Jürgen Egert 
öffnete die Partei für die rot-grüne Opti­
on. Zum ersten Mal nach Jahrzehnten 
wurde ein Parteilinker Landesvorsitzen­
der. Bis dahin waren die Mehrheits­
verhältnisse klar geordnet. So durfte 
wohl Harry Ristock zwei Jahre zuvor 
Spitzenkandidat aber noch lange nicht 
Landesvorsitzender werden. 
Seine in den letzten Jahren immer offe­
ner geäußerte Enttäuschung über die 
Entwicklung der Berliner Partei war 
auch darin begründet, daß er seine Idee 
eines Neubeginns, einer "Integration 
von links", mehr und mehr verwirt­
schaftet sah. In den letzten Wochen vor 
seinem Tod zog er mit Monika Buttge­
reit durch die Kreisverbände, um ihr 
Rückenstärkung zu geben. 
Jürgen Egert war ein Politiker, der vieles 
anstoßen aber nur weniges zu Ende brin­
gen konnte. Sowohl die Funktion des 
Landesvorsitzenden in Berlin als auch 
des Stadtrats in Frankfurt, die er erst 
1991 nach seinem Ausscheiden aus dem 
Bundestag angetreten hatte, mußte er 
bald aus gesundheitlichen Gründen wie­
der aufgeben. Nur sehr widerwillig muß­
te er sich eingestehen, daß ihm mehr und 
mehr die Kraft für eine tägliche zwölf­
bis vierzehnstündige Arbeitszeit fehlte. 
Er litt auch aus diesem Grund unter dem 
Verlust seines Bundestagsmandats, 
gestattete doch die Abgeordne-
tentätigkeit in den sitzungsfreien Wo­
chen immer wieder, "Auszeiten" zu 
nehmen, sich zu erholen und einfach aus 
dem politischen Alltag wegzutauchen 
und ihn einmal von außen zu betrachten. 
Aus jeder dieser "Pausen" kam er aber 

auch mit einem Bündel von Vorschlä­
gen, Ideen und Projekten zurück. So 
blieb es bis zum Schluß. In unseren letz­
ten Gesprächen trug er mir die Idee vor, 
einen Film über das Leben von Paul 
Levi möglich zu machen, beschrieb er 
das Projekt einer Berichterstattung über 
das "andere Frankfurt" in der Rund­
schau und vieles andere mehr. 
Die in seinem Kopf entwickelten Vor­
schläge und Projekte waren von einer 
Person alleine gamicht auszuführen. Es 
waren Anstöße für einen ganzen Appa­
rat. Eines seiner Lieblingswörter als 
Landesvorsitzender war denn auch die 
Aussage, daß er "für jede Funktionärin 
und für jeden Funktionär eine Aufgabe 
finden werde".Oft reichte schon die 
vormittägliche Lektüre eines Bergs Zei­
tungen. Danach trug er fünf bis zehn 
Möglichkeiten vor, wo die Partei mit 
Erklärungen, Anfragen, Kampagnen 
eingreifen müßte. Fast immer sind aber 
die oft nur von ihm gesehenen Möglich­
keiten ungenutzt verstrichen. Er wäre 
ein idealer Fraktionsvorsitzende gewe­
sen. Es ist eine Tragik, daß er nie die 
Chance dazu bekommen hat. 
Als erster linker Juso-Landesvorsitzen­
der in Berlin gehörte er zu den jungen, ja 
wilden Linken, die mit der traditionellen 
Parteilinken um Harry Ristock so man­
che Auseinandersetzungen führten, be­
vor man sich schließlich in der Vereinig­
ten Linken zusammenfand. Und doch 
gehörte er nicht zu den 68em, die auf 
Bundesebene jetzt mit ihrer 
moralisierenden Weltanschauung so viel 
Unheil anrichten. Da war sein Stolz auf 
seine Herkunft aus kleinen Ver-
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hältnissen, die immer wieder hervorge­
hobene ehrenamtliche gewerkschaftli­
che Tätigkeit vor seinem Parteibeitritt 
und der feinsinnige Spott des gelernten 
Beamten auf die Politologen, Soziolo­
gen, Juristen und Theologen in der Poli­
tik. Es war sicher kein Zufall, daß er in 
der Bundestagsfraktion bald zum Exper­
ten in den Bereichen Gesundheit, Arbeit 
und Soziales wurde - in Politikfeldern, 
die sehr viel mit der klassischen, 
traditionellen Sozialdemokratie zu tun 
haben. Er gehörte zu den nur noch weni­
gen in der Partei, die die Sprache der 
kleinen Leute sprechen, ohne zugleich 
in den Fehler der Theorielosigkeit und 
des Antiintellektualismus zu verfallen. 
Auf eine ganz andere Weise gehörte 
auch Harry Ristock zu ihnen. Der Ver­
lust beider innerhalb nicht einmal eines 
Jahres verringert in gefährlicher Weise 
die Fähigkeit der Partei, gegenüber den 
sie tragenden Teilen der Bevölkerung 
kommunikationsfähig zu bleiben. 
Der theoretischen Diskussion in der 
Sozialdemokratie maß er in den letzten 
Jahren eine immer größere Bedeutung 
zu. Er klagte über die inhaltliche Ver­
flachung der Debatten in der Partei. so· 
war es denn auch nur konsequent, daß er 
seine Bereitschaft zeigte, sich für diese 
Zeitschrift zu engagieren. Am 15. Mai 
1987 wählte die Gesellschafterver­
sammlung Jürgen Egert einstimmig in 
den damals dreizehn Mitglieder zählen­
den Herausgeberkreis der spw. Im Fe­
bruar 1987 erschien sein letzter Beitrag. 
In einem Kommentar setzte er sich mit 
der geschichtlichen Bewertung Rosa Lu­
xemburgs auseinander. Der Artikel trug 
die Überschrift "Vom Versuch, Rosa 
Luxemburg ein zweites Mal zu ennor-

Egert 
Welln- die BeSCh_ädigten alifstehn 
steht di_e Bescl_l_ä,digi.ing -auf 
Mangelhaftes )'"ill dann nach oben 
und so Wird M.~n-gel behoben 

A~r_:-,"W~~-~-:'.d}f:t~-~i~lgteri aufstehn' 
spüP1_ sie_t_ !i!~_-Y:QJl;ooon an ihnen 
beherrscht ·\\ifü,~·.was•_s_ie nicht verstehn 
solang_e.-_sie·;~s-:'~~~~:"bedienen 
dru_m:_l)e;im_:_lted,eitmi_t;s_einen zwei_FingerTi 
dasgelrniffeneAug.am Detail 
pult __ Eg!~r( i~:J1t~~_ißzige_n Schl_ingen 
ob -da::ni~~:y~rpng: einfä<:lelbar sei 

wenn 'di~. (ß~~qh~itert'. a~fS1ehri: 
Sfob--:füCnt:.J\ofin(len~JOWäsibriiüCht Tricks·:;·· 
und zWat",-.5Bkfif::d_ie- sje:,verstehn · 
("und ne ;J\bfindurtg ist mehr als nix") 

. Eiert __ ~ite~ft:~, ~~~ -~prache 
gewitzt, als 'OQ~~- ~ich-.ilbfä,nde 

"C"• 

den". Diese Intervention war sicherlich 
kein Zufall. Ihn hat, wie auch Harry Ri­
stock, die Persön1ichkeit Rosa Luxem­
burg sein Leben lang fasziniert. 
Jürgen Egert ging es bei seinem politi­
schen Engagement im klasssischen und 
heutzutage leider oft belächelten Sinne 
schlicht um "die Sache". Und diese Sa­
che hieß gesellschaftlicher Fortschritt, 
ein besseres Leben für die Menschen 
und eine Gesellschaftsordnung des de­
mokratischen Sozialismus - das Einfa­
che, das bekanntlich so schwer zu ma­
chen ist. Ämter und Mandate waren für 
ihn daran zu messen, ob sie diesem müh­
samen Voranschreiten dienen konnten. 
Sie waren Mittel, nicht Zweck. Auch 
deshalb war ihm die Partei immer wich­
tiger als die so oft beschworene Macht in 
der Regierungsverantwortung. Wer 
konnte schon - wie er es tat - von sich sa­
gen, daß ihm mit der Wahl zum Lan­
desvorsitzenden "ein Traum erfüllt wur­
de", gelten doch heute oft Parteiämter 
nur als lästige Verpflichtungen, als un­
umgängliche Durchgangsstationen auf 
dem Weg nach "oben", zu den angeb­
lich letztlich nur zählenden staatlichen 
Ämtern. Er hingegen empfand den Auf­
trag, den die Partei ihm erteilt hatte, als 
"Ehre und Auszeichnung". 
Bis zu seinem Tod lebte er vielmehr in 
relativ bescheidenen und letztlich finan­
ziell noch nicht einmal gesicherten Ver­
hältnissen. In dieses Bild paßte, daß er 
die ihm nach seinem gesundheitlich be­
dingten Ausscheiden in Frankfurt zuste­
hende Stadtratspension nicht in An­
spruch nahm. Auch darin dürfte er wohl 
eine Ausnahme unter den heutigen 
Politikern gewesen sein. Seine Angst 
vor der eigenen Konumpierbarkeit 

mit den Beschädigungen der Lage, 
als Ausgangspunkt; doch· nicht als Ende! 

Wenn_ d_ie BesCh_ädigten aufstehn 
wer. m_ag _schöri Geruch und ihr'n Anblick 
d_ie gehi fri~here Kräfte verzehrn 
l.isSCn Müll ünd Alter zurück 
mit· BtsChädig"em sich ·nicht abfinden 
wie· die Siriarties· mit dem Heilen-Scheiri 
die jetzt lernen wOUen bei Clinton: 
wie nimmt man Beschädigte ein 

denri wen1:r __ di_e _.B_e_s_ch_ädjgten __ aufstehn 
dat~~ ljiet_e_ri __ Si~h ari _I,C~ida~n 
ufl!_ fiir _sie __ im _di~ S_p,i,t_Z~_"zu_ gehn 
aUf "makehosen ·Plakaten -
mit deiri-'Charisma:·siCgTeicher Lacher 
der ganz grossen Vergessenmacher 
von Besch_ädigung, ]3esc:hädigern 
(auch ihr·Charisma ist zum verzehrn) 

nahm manchmal seltsame Züge an. Ich 
erinnere mich an ein Gespräch mit dem 
Vorstand der Schering AG. Nach dem 
offiziellen Gedankenaustausch wurden 
wir in einen Raum gebeten, wo bereits 
der Tisch gedeckt war. Die Gastgeber 
machten deutlich, daß sie es als große 
Ehre betrachten würden. könnten wir ih­
nen noch bei einem "Imbiß" Gesell­
schaft leisten. Zu meinem Entsetzen 
lehnte Jürgen jedoch mit einem Hinweis 
auf seine gesundheitlichen Probleme 
dankend ab. Wir aßen anschließend ge­
genüber eine Pizza. Er hatte mich natür­
lich eingeladen. 
Liest man seine Reden nach, so stößt 
man immer wieder auf das Begriffspaar 
von Kopf und Bauch. Für ihn gehörte 
beides zusammen: das intellektuelle Be­
greifen, der Kopf, mit der sinnlichen 
Erfahrung, dem Bauch, wie er es nannte. 
Er war ein überaus sinnlicher Mensch, 
der gerne und nicht selten ohne Rück­
sicht auf seine Gesundheit lebte. Er 
wußte um die Gefährlichkeit seiner 
heimtückischen Krankheit und fürchtete 
das Siechtum als mögliche Spätfolge. 
Niemand - auch er selbst nicht - rechnete 
aber mit der Möglichkeit eines jähen En­
c.ks. Bt:.i seinem Abschied als LandCS­
vorsitzender am 21. November 1986 
sagte er, daß er eigentlich an eine Amts­
zeit von acht Jahren gedacht hatte, 
"wenn (man) es denn immer wieder ge­
wollt hätte". Sie wäre im Jahr 1993 
abgelaufen. Jürgen Egert starb am 16. 
Dezember 1992. Die am Fortschritt 
Interessierten und die Partei haben einen 
furchtbaren Verlust erlitten. Ich habe ei­
nen Freund verloren. 

denn bevor die Beschädigten aufstehn 
fehlt dann ja der Egert schon lange 
vielleicht müsste doch jemand mal nach­
sehn: 
wie wär der damit umgegangen 
mit dem Druck vom Erfolg des Erfolgs 
mit der Lähmung durch die heile-Welt­
Stars 
wenn ausser diesem Opium des V Olks 
doch'n Himmel wär, statt bloss: das war'sl 

warten kögn'n hätt~ der Himmel doch 
bis nach diesem Kälterwerden 
da iS:t im Etat noch'n Loch 
füm __ paar _Unterkünfte auf Erden 
Denn wenl1 das Beschädigte aufsteht 
und das Beschädigte· hochgeht 
Achtung: Mangelhaftes will da nach oben 
"So?" sagt Egert, "dann wer~n Mängel 
behoben!" Diether Dehm 



Poker oder EnergieapueM 
von Michael Müller MdB* 

Es war ein denkwürdiger Tag, an dem 
der niedersächsische Ministerpräsident 
Gerhard Schröder mit großem Presse­
Tam-Tam den Einstieg in den Ausstieg 
aus der Atomenergie verkündete. Denn 
60 Jahre zuvor, am 2. Dezember 1942, 
wurde in Chicago der erste Atomreaktor 
angefahren, um den USA die Bombe zu 
bauen. Nur zweieinhalb Jahre später 
wurde die schreckliche Kraft dieser 
Technologie zur Explosion gebracht, 
eingesetzt zur völligen Vernichtung von 
Hiroshima und Nagasaki. In den 50er 
Jahren kam dann, auch um von den mili­
tärischen Zielen der Nuklearspaltung ab­
zulenken, die zivile Nutzung der Atom­
kraft dazu. 
Der Super-GAU von Tschernobyl wurde 
zum zweiten Kainsmal des nuklearen 
Irrwegs, dessen Vernichtungspotential 
zeitlich und räumlich alle Vorstellungs­
kraft sprengt. Seit dieser "Aktualisie­
rung des Undenkbaren" gibt es in der 
Bundesrepublik eine stabile Mehrheit 
für den Ausstieg aus der Atomkraft. In­
nenpolitisch zerbrach damit zugleich der 
bis dahin zwischen den Parteien existie­
rende Energiekonsens, dessen Ba:;is die 
breite Streuung des Energieangebots 
war - genannt Offenhalten aller Optio­
nen. Das hatte durch die Mischkalkulati­
on der Stromkosten auch Kohle und 
Atomenergie in einem festen Bündnis 
zusammengeschmiedet. 
Seitdem stagniert es in der Energiepoli­
tik. Die einen wollen eine Energiewen­
de, haben dafür aber nicht die politi­
schen Mehrheiten. Die anderen wollen 
den Ausbau der Atomenergie, können 
dies aber in der Gesellschaft nicht durch­
setzen. Selbst die Einsparung von Ener­
gie, für die es zumindest verbal einen 
Konsens gibt, verkümmert in der Praxis 
zu einem reinen Alibiprogramm. 
Die großen Energiemultis setzen auf 
Zeit. Sie spekulieren darauf, daß ange­
sichts des Nichtstuns die weiter steigen­
den Kohlendioxyd-Emissionen die Kli­
magefahren so vergrößern, daß die Ret­
tung im Ausbau der Atomenergie gese­
hen wird. Und wenn man hinter die 
Schlagzeilen der letzten Wochen guckt, 
so scheinen sie mit diesem Kalkül gar 
nicht so schief zu liegen, auch wenn die 
Sache selbst noch so unsinnig ist. 
Die Energieversorgung ist eine Sch1üs­
selfrage im Spannungsverhältnis zwi-
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sehen Ökonomie und Ökologie, zwi­
schen Wachstum und Bewahrung. Ihre 
Neuordnung ist insofern ein entschei­
dender Kernpunkt jeder ernsthaften Um­
weltpolitik. Doch bislang liegen die In­
teressen der Akteure woanders. Mög­
lichst viel Strom zu verkaufen; das ist 
unter den Bedingungen des Energiewirt­
schaftsgesetzes von 1938 für die Ener­
gieunternehmen allemal lukrativer als 
das mühevolle Einsparen, Vermeiden 
und Umbauen von Energie. 
Neue Bewegung soll nun aus Hannover 
kommen. Nach Gesprächen mit dem 
dortigen Ministerpräsidenten, dessen 
Land von der Bundesregierung als ato­
mare Müllkippe mißbraucht werden 
soll, verkünden die Stromkonzerne 
RWE und VEBA das "geordnete Aus­
laufen" ihrer Atomkraftwerke, um an­
schließend sofort wieder zu versichern, 
daß es keinen generellen Verzicht auf 
Atommeiler geben wird. Und Hessens 
Vorzeige-Grüner Joschka Fischer gratu­
liert Gerhard Schröder zu seinem Coup. 
Hoppla, hat sich die Welt über Nacht in 
ihr Gegenteil verkehrt? Sind RWE und 
VEBA energiepolitisch vom Saulus zum 
Paulus geworden? Warum war dieser 
Kurswechsel, sofern er einer in diesem 
Sinne ist, nicht schon vor zweieinhalb 
Jahren möglich, als sich der Bundestag 
bei der Beratung der Klimaberichte ein­
stimmig (!) für eine Politik des Einspa­
rens und Vermeidens von Energie aus­
sprach und auch die Regierungsfraktio­
nen keinen Sinn im Ausbau der Atom­
energie sahen? Ende 1990 übernahm, 
bis heute freilich folgenlos, sogar die 
Bundesregierung die Position, die natio­
nalen Kohlendioxyd-Emissionen um 25 
bis 30 Prozent bis zum Jahr 2005 zu ver­
rmgern. 
Nun soll das alles ganz anders sein, ob­
wohl die Bundesregierung ihren Um­
weltminister demontiert und von den 
selbstgesteckten Klimaschutzzielen 
nichts mehr wissen will? Jetzt, zumal 
unter dem Druck einer Wirtschaftskrise, 
soll die Energiewirtschaft ihr liebstes 
Hätschelkind, die "billige Atomkraft", 
so ohne weiteres fallen lassen? Das 
grenzt an ein Wunder. Um so wichtiger 
ist es, genauer hinzusehen. 
Tatsächlich enthält das vorgelegte 
"Konsenspapier" nicht die notwendige 
Richtungsänderung in der allgemeinen 
Energiepolitik. Zwar entledigt sich Nie­
dersachsen möglicherweise des Atom­
müllagers Gorleben ( wohin und zu wes­
sen Lasten?), was wohl das Hauptanlie-

gen der Initiative der politischen Seite 
ist, vielleicht werden sogar einige weni­
ge besonders alte Atomkraftwerke aus 
dem Verkehr gezogen. Dagegen wird 
Mühlheim-Kärlich wohl ans Netz gehen 
und andere Atomkraftwerke bekommen 
bei der zugrundegelegten Regellaufzeit 
von 40 Jahren eine längere Nutzungs­
dauer zugestanden. 
Das Angebot von RWE und VEBA, 
über die Restlaufzeiten der Atomkraft­
werke zu verhandeln, hat praktisch kei­
ne große Bedeutung. Dafür bekommen 
die Konzerne jedoch als Gegenleistung 
neue fossil befeuerte Kohlekraftwerke 
auf der Basis von Importkohle und 
wohlmöglich im Ausland eine sehr viel 
preiswertere Entsorgung. 
Für einen Konsens kann das keine Basis 
sein, denn es ist im Kern nichts anderes 
als die Zusammenführung unterschiedli­
cher, aber sehr spezifischer Interessen, 
die aber noch kein Konzept sind. Eine 
Energiewende erfordert mehr: ein um­
fassendes und langfristig angelegtes Pro­
gramm des Energieeinsparens, der Ener­
gievermeidung und des Umstiegs in eine 
solare Zukunft. Dafür ist eine Debatte 
nach dem Motto Kohle oder Atomener­
gie im Ansatz falsch. Das entscheidende 
Ziel muß vielmehr sein, alle Ressourcen 
auf eine Effizienzrevolution zu lenken 
und dafür die finanziellen und ordnungs­
rechtlichen Voraussetzungen zu schaf­
fen. 
Dies setzt eine Richtungsentscheidung 
für eine veränderte Energiepolitik vor­
aus, mit der ein solches Ziel erreichbar 
ist. Die Atomkraft, deren Nutzungsgrad 
sehr niedrig, aber deren Zwang zur Aus­
nutzung der Kapazitäten zugleich sehr 
hoch ist, gehört nicht dazu. 
Das ist vielfach belegt: Ohne Ausstieg 
aus der Atomenergie läßt sich die Ener­
giewende nicht vollziehen, und nur sie 
kann einen dauerhaften Schutz von Kli­
ma und Umwelt erreichen. Gut an dem 
Vorstoß ist, daß die Diskussion endlich 
wieder in Gang kommt. Jetzt wird es 
darauf ankommen, sie nicht zu einem 
Rückfall in die 70er Jahre werden zu las­
sen, sondern eine Energiepolitik des 
Vermeidens zu konkretisieren. Viel­
leicht wird aus dem bisherigen Interes­
senpoker doch noch eine kreative und 
fruchtbare Debatte über die Möglich­
keiten einer ökologischen Energiewende 
in der Bundesrepublik. Unter dieser Per­
spektive ist die Initiative von Gerhard 
Schröder eine Chance, sie muß aber in­
haltlich genutzt werden. 
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von Ralf Krämer* 
In NRW ist die sozialdemokratische 
Welt noch in Ordnung, jedenfalls de­
moskopisch gesehen. Schlimmsten­
falls sinkt die SPD mal knapp unter 
50%, aber in der Regel weisen die 
Meinugsumfragen aus, daß die Wäh­
lerlnnen erneut für eine absolute 
Mehrheit im Landtag sorgen würden. 
Selbst diverse Pannen und Skandäl­
chen in den vergangenen Monaten 
haben den etwa 10%-igen Bonus der 
SPD auf Landesebene im Verhältnis 
zu den NRW-Wahlergebnissen bei 
Kommunal- und Bundestagswahlen 
nicht wegschmelzen lassen. 
Wenn man die Lage etwas genauer 
betrachtet, wird allerdings deutlich, 
daß dieser Befund keineswegs ein 
Grund zur Beruhigung sein sollte und 
daß gerade Linke in der SPD viele 
Gründe haben, auf Erneuerung auch 
und gerade in der NRW-SPD zu drin­
gen. Bleibt man zunächst bei der De­
moskopie, die für viele in der Partei 
leider immer mehr zur entscheidenden 
politischen Orientierungsgeberin zu 
werden scheint, zeigt sich, daß auch 
in Bezug auf die NRW-SPD sinkendes 
Vertrauen der Bürgerlnnen in die Pro­
blemlösungskompetenz der Pattei zu 
verzeichnen ist. Dies wird bisher noch 
aufgefangen einerseits durch das be­
sondere Ansehen, das Johannes Rau 
in der Bevölkerung genießt. Anderer­
seits zehrt die NRW-SPD meines Er­
achtens immer noch davon, daß unter 
ihrer Führung der Strukturwandel an 
Rhein und Ruhr bisher ökonomisch 
und sozial vergleichsweise gut bewäl­
tigt wurde und davon, daß eine ernst­
zunehmende Opposition nicht in Sicht 
ist. 

Schattenseiten des Modells 
NRW-SPD=Rau 

Damit sind aber auch die Probleme 
benannt: Auf der personellen Ebene 
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stellt sich die Frage, was cxler besser 
gesagt wer kommt nach Rau? Und je 
länger Johannes Rau diese Frage 
wegzuschieben versucht, indem er 
selbst weiter macht, desto älter wer­
den die bisher als potentielle Nachfol­
ger (Frauen sind nicht darunter) ge­
handelten Personen. Spätestens wenn 
er denn doch irgendwann mal aufhört, 
wird sich als Problem erweisen, daß 
Rau keine kontinuierliche Erneuerung 
und Verjüngung der Landesregierung 
betrieben hat und alle Mahnungen in 
diese Richtung stets zurückgewiesen 
hat. Auch in der Partei hat er als zu­
gleich Landesvorsitzender niemanden 
aus seinem Schatten treten lassen. 
Auch die politisch-inhaltlichen Proble­
me haben mit den Schattenseiten des 
Modells NRW-SPD=Rau zu tun. 
Nach der Reformphase der 70er Jah­
re insbesondere im Bildungsbereich 
und dem Bemühen in den 80er Jahren, 
den Strukturwandel sozial abzufedern 
und mit strukturpolitischen Initiativen 
wie ZIM ökonomisch zu fördern und 
sich damit auch als soziales Gegenge­
wicht zum Bund zu profilieren, ver­
stärkt sich in den letzten Jahren der 
Eindruck politischer Stagnation und 
mangelnder Perspektive und Strategie 
in Hinblick auf die 90er Jahre und dar­
über hinaus. Es besteht die Gefahr, 
daß auf die Dauer auch die bisher er­
folgreich hergestellte "Wir in NRW"­
Identität und insbesondere ihre 
Verbindung mit der SPD an Substanz 
und Wirksamkeit verlieren. Anstatt in 
der Bevölkerung und insbesondere in 
der Jugend vorhandene Potentiale für 
soziale und ökologische Politik zu mo­
bilisieren und zu fördern, richten sich 
entsprechende Bewegungen etwa im 
Bildungsbereich in NRW gegen die 
SPD und ihre Politik, mit möglicher­
weise fatalen Folgen für die politische 
Orientierung der beteiligten und mit ih­
nen in Kommunikation stehenden 
Menschen. 

Hauptaufgaben für die Zukunft 

Zwei Hauptaufgaben stellen sich mei­
nes Erachtens für die nächsten Jahre 
und Jahrzehnte: Zum einen muß ange­
sichts enger Finanzspielräume, ver­
schärfter Verteilungskonflikte und 
wachsender sozialer Probleme ver­
sucht werden, trotzdem und erst recht 
soziale Kriterien und Zielsetzungen in 
den Mittelpunkt der Landespolitik zu 

stellen. 
Zum anderen muß der ökologische 
Umbau der Industriegesellschaft in 
NRW entschieden vorangetrieben 
werden. Die bisherigen Reduzierun­
gen der Schadstoffbelastungen im 
Zuge des Strukturwandels und ständig 
verbesserten technischen Umwelt­
schutzes stoßen an Grenzen. Insbe­
sondere die Belastungen und Umwelt­
schädigungen durch den Verkehr 
wachsen anscheinend unaufhaltsam. 
Nötig ist eine ökologisch orientierte 
Umgestaltung der gesamten ökonomi­
schen Strukturen und auch wesent­
licher Momente der Lebensweise der 
Menschen in Richtung möglichst ge­
schlossener Stoffkreisläufe und mini­
mierten Energieverbrauchs und Ver­
kehrs. Dies erfordert stärker regional 
integrierte Strukturen, soweit das 
stofflich und ökonomisch möglich ist 
(also z.B. nicht bei in Weltmarktkon­
kurrenz stehenden High-tech-Produk­
tionen). Es erfordert die Abkehr von 
einer selbstzweckhaften Orientierung 
der Gesellschaft auf Produktions-, 
Konsum- und Mobilitätssteigerung, 
die die damit verbundenen ökologi.,. 
schen und sozialen Kosten weitg~ · 
hend ignoriert. 

Eine neue ökonomische 
Konzeption für 

die Sozialdemokratie 

Das entscheidende ist nun, daß diese 
Aufgaben nur in Zusammenhang mit­
einander bewältigt werden können 
und daß sie eine neue ökonomische 
Konzeption der Sozialdemokratie er­
fordern. Diese muß anknüpfen an die 
im Berliner Grundsatzprogramm der 
SPD formulierte Programmatik der 
Wirtschaftsdemokratie, die bisher von 
den für die SPD politisch Handelnden 
als völlig irrelevant behandelt wurde. 
Es muß ernst gemacht werden mit 
den dort formulierten Zielsetzungen 
gesellschaftlich gesteuenen Wach­
sens und Schrumpfens, bei dem der 
Vorrang demokratischer Entscheidun­
gen vor Gewinninteressen durchge­
setzt wird. Dies betrifft auch den not­
wendigen Um- und Ausbau (nicht Ab­
bau) des Sozialstaats und eine Finan­
zierung öffentlicher Ausgaben, die ei­
nen Beitrag zur Umkehrung der seit 
Anfang der 80er Jahre abgelaufenen 
massiven Umverteilung von unten 
nach oben leisten müssen. 
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Es ist klar, daß dies Aufgaben sind, 
die sich auf Bundes- und EG-Ebene 
stellen und vom Land NRW allein 
nicht zu lösen sind. Dennoch ist eine 
entsprechende Perspektive und Vision 
auch notwendig, um Politik in NRW 
orientieren zu können, entsprechende 
politische Aufklärung und Bewußt­
seinsbildung zu betreiben und Druck 
auf die Bundesregierung und die EG 
auszuüben. Die gegenwärtig in im­
mer mehr Bereichen stattfindende 
Kapitulation vor den Problemen bzw. 
der Übermacht ökonomischey Kriteri­
en und Kapitalverwertungsinteressen 
und Abkehr von sozialen und öko­
logischen Reform- und Umgestal­
tungsprojekten (von Chancengleich­
heit bis zur C0

2
-Reduktion) bietet je­

denfalls keine Zukunft für 
sozialdemokratische Politik. 
Um dem gerecht zu werden, darauf 
läuft meine Argumentation hinaus, 
auch wenn diese Position gegenwärtig 
nicht gerade populär sein mag, 
braucht die Gesellschaft und braucht 
die SPD wieder mehr Sozialismus. Die 
SPD müßte eine Alternative von links 
gegen die Chaospolitik der Konserva­
tiven und Liberalen formulieren und 
auf dieser Grundlage offensiv die 
Auseinandersetzung suchen. 
Stattdessen versuchen sich einige sich 
als Modemisierer verstehende Leute 
um den Landesgeschäftsführer der 
NRW-SPD Bernhard Kasperek als 
Protagonisten eines marktwirtschaft­
lich-sozialpartnerschaftlichen Kurses 
in der Partei, der nicht mehr als nur 
"besser" als die CDU sein will. 

Gestaltung 
der Parteiorganisation und 

Demokratiedefizit 

Dieser Kurs läuft hinaus auf eine fort­
schreitende "Amerikanisierung" der 
Politik, wobei die SPD so etwas wie 
die Democratic Party werden soll. 
Welche aus linker Sicht katastropha­
len Konsequenzen dies für die politi­
sche und gesellschaftliche Integration 
hat und welche Interessen dann noch 
systematischer als heute sich durch­
setzen und welche übergangen wer­
den, zeigt das Originalbeispiel mehr 
als deutlich allen, die es sehen wollen. 
Hinsichtlich der Gestaltung der Partei­
organisation und des Verhältnisses 
-von .. , Partei··· und sozialdemokratisch ge­
führter Regierung geht es den rechten 

Modemisierem um Effektivierung der 
Parteiorganisation als Instrument der 
Parteiführung und um verbesserte 
medienmäßige Darstellung der 
führenden Personen. Beteiligung der 
Mitglieder und Öffnung der Partei 
wird angestrebt nur im Sinne un­
verbindlicher Meinungsäußerung und 
bei der Umsetzung von Kampagnen 
der Parteiführung. Zugleich soll die 
Handlungsfähigkeit der Parteifüh­
rungen, Parlamentsfraktionen und von 
der SPD geführten Regierungen im 
Sinne ihrer Unabhängigkeit von demo­
kratischen Willensbildungsprozessen 
der Partei gesteigert werden. Eine Ur­
wahl der Kandidatinnen der Partei für 
Parlamentsmandate nach einem in­
nerparteilichen Vorwahlkampf a'la 
USA oder Israel, wie sie Clement ge­
legentlich vorschlägt, würde wahr­
scheinlich zu einer noch stärkeren Ab­
kopplung der Mandatsträgerlnnen 
von Parteibeschlüssen mißbraucht 
werden. 
Schon jetzt muß in der NRW-SPD ein 
erhebliches Demokratiedefizit konsta­
tiert werden. Landesparteitage finden 
in der Regel nur alle zwei Jahre statt 
und sind regelmäßig so gestaltet, daß 
ein Großteil der vorliegenden Anträge 
aus Zeitgründen nicht behandelt wer­
den kann. Landesregierung und Land­
tagsfraktion agieren weitgehend ab­
gekoppelt von den Willensbildungs­
strukturen der Partei, auch der SPD­
Landesvorstand spielt für landespoliti­
sche Entscheidungen in aller Regel 
keine Rolle. Um demokratische Kon­
trollmöglichkeiten zumindest etwas zu 
verbessern, sollte der SPD-Landes­
ausschuß zum höchsten beschlußfas­
senden Organ der Landespartei zwi­
schen den Parteitagen aufgewertet 
werden. Davon, daß die Landespartei 
ernsthafte innerparteiliche Diskus­
sions- und Willensbildungsprozesse or­
ganisiert, die möglichst mit den außer­
halb der SPD dazu stattfindenden Dis­
kursen vermittelt sein sollten und de­
ren Ergebnisse dann Bedeutung für 
die Landespolitik hätten, kann in der 
Regel nicht die Rede sein. Die Publika­
tionen von Landtagsfraktion und Lan­
despartei dienen überwiegend der 
Selbstbeweihräucherung. 
Die Diskussion über Parteireform ist 
aber auch in den Bezirken und Unter­
bezirken weitgehend im Sande verlau­
fen. Vor allem von den Jusos vorge­
tragene Forderungen, Öffnung der 
Partei mit Verjüngung und konkreten 

Reformen zur Demokratisierung der 
SPD zu verbinden, sind bisher weitge­
hend abgeblockt worden. Die Partei­
linke hat dabei zumeist aktiv mitge­
wirkt und weigert sich mehrheitlich 
die Erkenntnis zu akzeptieren und dar~ 
aus Konsequenzen zu ziehen, daß die 
Verteidigung der traditionellen Struk­
turen letztlich nur ihren weiteren un­
authaltsamen Niedergang zur Folge 
haben wird und auch als Verteidi­
gungslinie gegen die rechten Modemi­
sierer untauglich ist. 

... und die Parteilinke 

Überhaupt kann von einer linken Strö­
mung in der Partei, die in den ver­
schiedenen Politikbereichen mit eini­
germaßen zusammenhängenden Posi­
tionen eingriffsfähig ist, in NRW auf 
Landesebene und in den meisten Un­
tergliederungen nicht gesprochen 
werden. Insbesondere in der Land­
tagsfraktion gibt es nur wenige und 
keine organisierte Linke, die politi­
schen Eingriffsmöglichkeiten sind ge­
ring. Die Parteibasis z.B. auf Parteita­
gen ist dagegen in weiten Teilen 
durchaus für linke Vorstöße ansprech­
bar. 
Allerdings ist auch die Parteilinke wie 
die Partei insgesamt gegenwärtig 
nicht in der Lage, den Rechten eine 
wirkliche, soziale, ökologische und 
wirtschaftsdemokratische Alternative 
entgegenzustellen und mit fortschrittli­
chen Perspektiven der zunehmenden 
Orientierungslosigkeit und Anfälligkeit 
für rassistische Demagogie in weiten 
Teilen der Bevölkerung entgegenzu­
wirken. Mag sein, daß das bei den 
nächsten Landtagswahlen noch mal 
überspielt werden kann. Aber eine 
Perspektive ergibt das nicht. Ich habe 
große Zweifel, daß die Partei oder die 
Parteilinke aus sich heraus das ändern 
wird. Eine linke Alternative wird sich 
wohl nur entwickeln lassen, wenn 
entsprechende Bedürfnisse wieder 
verstärkt in außerparlamentarischen 
Interessenvertretungen und Bewe­
gungen artikuliert werden und Druck 
auf die Parteien und insbesondere die 
SPD ausgeübt wird. Doppelstrntegie 
ist also gefragt. Wer mal bei den Jusos 
war, kann sich vielleicht noch daran 
erinnern, was das ist. 
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SPD im Oskaarland 
von Klaus-Dietrich Sonn 

Wiewohl ein klassisches Montanrevier, 
war das Saarland bis in die achtziger 
Jahre dieses Jahrhunderts eine Hochburg 
christlicher Parteien. Das katholische 
Zentrum galt den Arbeiterbauern, die 
werktags .in den Gruben das "schwarze 
Gold" förderten und an freien Tagen in 
den abgelegenen Heimatdörfern den ei­
genen Acker bestellten, als die natürli­
che Opposition zum evangelischen preu­
ßischen Staat, dem die Bergwerke ge­
hörten. 
Die Stahlarbeiter litten unter der starken 
Unterdrückung durch die Eisenbarone 
Röchling und Stumm. Dessen terroristi­
sche Ausbeutungsmethoden waren ohne 
Gleichen: der Stumm- Konzern verfügte 
über das Privatleben seiner Beschäftig­
ten, verbot jegliche sozialdemokratische 
Agitation und war dermaßen mit dem 
Staat verquickt, daß ihm die Polizei ge­
horchte. 
In der Zwischenkriegszeit dann, als das 
Saargebiet einen eigenständigen Staat 
bildete, waren die Kommunisten die 
führende Linkspartei, die Sozialdemo­
kratie unter Leitung des weitsichtigen 
Internationalisten Max Braun lag bei 
Wahlen zwischen 5 und lO Prozent. 
Doch den Ton in der Landespolitik gab 
die Rechte an: nicht Klassenkampf, son­
dern die Rückgliederung an (das ab 1933 
faschistische) Deutschland stand auf der 
Tagesordnung. Dagegen formierten sich 
SPD, KPD und Linkskatholiken zur Ein­
heitsfront, unterlagen aber in der - ver­
mutlich verfälschten - Volksabstim­
mung deutlich. 
In den fünfziger Jahren war das Saarland 
wieder eigenstaatlich, regiert von Gro­
ßen Koalitionen pro-europäischer christ­
und sozialdemokratischer Parteien (jede 
politische Gruppierung hatte ein pro­
deutsches und ein pro-europäisches Pen­
dant). Von der zweiten Rückgliederung 
an, bis 1985, befand sich die SPD in der 
Opposition. Mitte der siebziger Jahre 
machte ein sozialliberales Bündnis in 
der Landeshauptstadt den Jungsoziali­
sten Oskar Lafontaine zum Oberbürger­
meister. Eine vorbildliche, von ökologi­
scher, kultureller und sozialer Innovati­
on geprägte Kommunalpolitik begann. 
Eine zeitlang wurde aktive kommunale 
Arbeitsmarktpolitik betrieben. 
Dank seiner Energiepolitik ist Saarbrük-

ken heute die erste Großstadt Deutsch­
lands ohne Atomstrom: Standbeine sind 
hier die Eigenstromerzeugung im Wir­
belschichtverfahren mit Kraft-Wärme­
Koppelung, Förderung von Stromsparen 
und Solarenergie. Auf allen kommunal­
politischen Feldern stand links für Mo­
dernität und rechts für agressive Rück­
wärtsgewandheit. Das wurde selbst im 
Streit um die Schloßrenovierung deut­
lich: Konzeption "Bürgerlnnenschloß" 
unter Einbeziehung phantasievoller mo­
derner Architektur versus simple Re­
stauration des Barockschlosses. 
Eine gesellschaftliche Polarisierung war 
auch in der Landespolitik zu spüren: die 
Einsicht wuchs, daß die konservative 
Landesregierung die Stahlkrise keines­
falls im Interesse der abhängig Beschäf­
tigten lösen würde. So ist der SPD-Sieg 
von 1985 als Ausdruck der Emanzipati­
on des saarländischen Proletariats aus 
der politischen Bevormundung der ka­
tholischen Kirche zu werten. Die erste 
Legislaturperiode der SPD-Regierung 
stand zunächst im Zeichen von Reform­
politik, die dann immer mehr von bloßer 
Modernisierung überlagert wurde. Das 
Bundesland war bis dato der totale 
CDU-Staat gewesen, in viele Ministeri­
en kam selbst eine Maus nur hinein, 
wenn sie ein CDU-Parteibuch hatte. Die 
Union wehrte sich vehement gegen die 
Beschneidung ihrer Besitzstände, doch 
seit ein paar Jahren ist es stiller um diese 
Partei .$eworden. Bloße Pöbeleien gegen 
den "Okosozialismus Lafontaines" zie­
hen halt langsam selbst bei den Dümm­
sten nicht mehr. Die Landesregierung 
ihrerseits machte sich erfolgreich an die 
Entschärfung der Stahlproblematik. 
Im Bewußtsein der breiten Öffentlich­
keit gilt es als das größte Verdienst La­
fontaines, das Saarland aus seiner Mau­
erblürnchenrolle herausgeführt zu ha­
ben. Das gelang v. a. durch Imagepflege· 
und die Ansiedlung neuer Forschungs­
stätten. Doch langsam gewannen solche 
Aktivitäten die Überhand in der Landes­
politik. 
Nach dem 90er Erdrutschsieg begann 
die Methode des Unsinns, das Primat 
minimaler Gesellschaftsveränderung 
endgültig abzulösen. Ministerien wur­
den unnütz gesplittet, um personellen 
Bedürfnissen gerecht zu werden. Kaum 
ging die zuständige Ministerin in den 

Ruhestand, wurde ihr Ministerium auch 
schon wieder aufgelöst. Viele andere 
Skandälchen folgten und bestimmen 
heute das Erscheinungsbild des neuen 
Saarlands wieder als das der alten Bana­
nenrepublik. 
Im übrigen stellt sich heute die ökono­
mische Lage des Saarlandes folgender­
massen dar: in naher Zukunft wird es nur 
noch drei Bergwerke geben, innerhalb 
kurzer Zeit hat sich damit die Zahl der 
Gruben halbiert. Durch die starke Zu­
nahme der Autoindustrie besteht die Ge­
fahr einer neuen Monostruktur. Die Ver­
schuldung des Landes liegt seit Jahren in 
verfassungswidriger Höhe, das Kartell 
der Landtagsparteien hat bisher eine 
Verfassungsklage und die daraus resul­
tierende Auflösung des Landes verhin­
dert. Hoffnung auf Teilentschuldung 
gibt es jetzt, weil der Länderfinanzaus­
gleich neu geregelt wircl. 
Und die Partei? Nahezu 5 % der Saarlän­
derinnen sind SPD- Mitglieder. Waren 
es während der ersten Legislaturper;i~ 
noch Sympathien für den Machtwech­
sel, die Tausende in die SPD strömen 
liesßen, ist heute schierer Opporturiis­
mus die Hauptmotivation dafür. Inhalt­
lich am schwersten wiegt der Rechts­
schwenk in der Asylfrage: zeichnete 
sich die Innenpolitik nach dem Regie­
rungswechsel dadurch aus, daß wir das 
einzige Bundesland waren, in dem sich 
Asylbewerberinnen frei bewegen durf­
ten, so drängen Lafontaine und Läppte 
jetzt massiv auf die Einschränkung der 
Sozialleistungen für Asy !suchende. In­
nerparteiliche Demokratie ist ein 
Fremdwort, der Geist des Berliner Pro­
grammes gedieh in diesem Klima noch 
nie. So wird deutlich, daß die progressi­
ven Impulse, die in der jüngeren Ver­
gangenheit von dieser Partei auszugehen 
schienen, in Wirklichkeit das Werk eini­
ger wehiger waren. 
Zusammenschlüsse von Parteilinken gab 
und gibt es nicht. In Neunkirchen, der 
traditionellen SPD- Hochburg, ist der 
Stadtparteivorsitzende Georg Jung gera­
de dabei, eine "Parteirefonn von oben" 
durchzuführen. Am lebendigsten sind 
noch die Arbeitsgemeinschaften. Doch 
auch die Jusos bleiben hinter ihrem so­
zialistischen Anspruch weit zuriick, in 
vielen UBs dominiert der nackte Di­
lettantismus. 

9 



Aufstehen 
E • 

1 
• n m I s c h en 

Verändern Neues Selbstbewußtsein 
am seidenen Faden! 

Außerordentlicher Bundeskongreß der Jusos 1993 Bonn 

von Stefan Schostok* 
Nach dem Beschluß des Wolfenbütteler 
Bundeskongresses vom Mai 1992, im 
Falle einer Grundgesetzänderung, die 
mit Hilfe der SPD beschlossen würde, 
das Verhältnis der Jusos zur SPD neu zu 
überdenken und dabei alle Optionen of­
fenzuhalten, waren die Erwartungen an 
den außerordentlichen Bundeskongreß 
entsprechend hoch geknüpft. Durch die 
Auseinandersetzungen um "die Peters­
berger Empfehlungen", denen die Jusos 
innerparteilich heftigen Widerstand und 
innerhalb von drei Wochen ein "Alter­
natives Sofortprogramm" entgegen­
setzten und die Beschlüsse des Bonner 
Parteitags, in deren Zusammenhang die 
Jusos die ersten Bezüge zu den außer­
parlamentarischen und anti-rassistischen 
Bewegungen herstellen konnten, war die 
mögliche Verständigung auf die Erar­
beitung einer innerparteilichen Oppositi­
onsrolle bereits gegeben. Daran konnten 
das unentschlossene und wenig energi­
sche Verhalten seitens der Mehrheit des 
Bundesvorstands in der Auseinander­
setzung gegenüber der Partei und der 
Parteilinken, die Blockade der in Wol­
fenbüttel beschlossenen Anti-Rassis­
mus-Kampagne oder auch die Fehllei­
stungen des Bundesbüros in Bezug auf 
die Bewegungen nichts ändern. 
In der Generaldebatte nach einem Refe­
rat des MdEP Detlev Samland "Zum 
Linkssein in Europa" wurden Unter­
schiede in der Einschätzung der SPD 
nach Petersberg und dem Bonner Son­
derparteitag deutlich. Während der 
größte Teil der Rednerinnen den 
Schwenk der SPD-Enkel als deutlichen 
Rechtsruck und Anpassung an die kon­
servative Verteilungslogik und Mauer­
staatskonzepte einschätzte, sah nur eine 
kleine Anzahl der Delegierten im Be­
schluß von Bonn und in der Verhinde­
rung von Petersberg einen relativen Er­
folg, ansonsten die Orientierung der Par­
teiführung aber für gescheitert. 
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Von Stefan Schostok, Juso-Bezirksvorsitzender 
Hannover 

Mit dem im Anschluß an die Generalde­
batte beschlossenen Antrag "Alternati­
ve und nicht Anpassung" aus Baden­
Württemberg verabschiedeten die Jusos 
ein Arbeitsprogramm für die kommen­
den Monate bis zum Bundeskongreß 
Mai 1993, in dem das Handeln des Bun­
desverbandes auf drei Bereiche konzen­
triert werden soll: 

"Demokratie wagen und Grund­
rechte verteidigen" mit Ausrich­
tung auf den 30. Januar 1993, den 
60. Jahrestag der Machtergreifung 
Hitlers, 
"Wirtschaft und Soziales" mit 
Veranstaltungen zum Strukturwan­
del, Beschäftigung und Sozialstaat 
vor <lern Hintergrund der Entwick­
lung in den FNL und 
Friedenspolitik mit dem Schwer­
punkt auf Möglichkeiten zur fried­
lichen Konfliktlösung. 

Engholm-Auseinandersetzung 

Der Bundeskongreß sah eine hatte 
Auseinandersetzung mit Enghohn, die 
mit Trillerpfeifen und dem Abspielen 
des Liedes "Die Partei hat immer recht" 
über die Saallautsprecher begonnen 
wurde. In seiner Rede versuchte er einen 
Bogen zu den Jusos zu schlagen, indem 
er vor dem Hintergrund der Beendigung 
des Systemgegensatzes die Gültigkeit 
des Ziels des "Demokratischen Sozia­
lismus" betonte. In allen Beiträgen der 
Delegierten einer qualitativ hochwerti­
gen Debatte wurde ihm die Verant­
wortung für "Petersberg" vorgeworfen 
und als Ursache für den Rechtsruck der 
SPD fehlende Realitätswahrnehmung, 
Anpassung und Opportunismus in Be­
zug auf den Konservatismus und feh­
lende eigene programnunatische Kon­
zeptionen ausgemacht. Etliche Beiträge 
stellten eine Mitverantwortung der SPD 
für den wachsenden Rassismus und die 
Übergriffe gegen Ausländerlnnen und 
Asylbewerberinnen heraus. 
Heftigen Angriffen waren Engholm 
und der anwesende Bundesgeschäfts-

führer B lessing auch wegen der Par­
teitagsregie mit dem massiven Poli­
zeiaufgebot ausgesetzt. Eine massive­
re Ausgrenzung der eigenen Jugend­
organisation ist wohl kaum vorstell­
bar. In seiner durch Beschluß herbei­
geführten Erwiderung distanzierte 
sich Engholm von den Vorwürfen und 
verwahrte sich gegen den Stil, der 
nach seiner Ansicht nur persönlich 
und durch Anti-Autorität gekenn­
zeichnet sei. Sowohl das tiefe Unver­
ständnis gegenüber der inhaltlichen 
Kritik, als auch sein Programm offen­
barten sich durch seinen Ausspruch, 
"er sei schon immer gegen Hege­
monieansprüche gewesen, ... seien sie 
nun links oder rechts" ausgerichtet. 
Obwohl sich in den Debatten vor und 
auf dem Bundeskongreß eine große 
Übereinstimmung in den wesentlichen 
Fragen der Parteieinschätzung und der 
Situation der Jusos zeigte, war es nicht 
möglich, eine gemeinsame Antrags­
grundlage zu finden. Ein Antrag des 
Bundesvorstands, im Vorfeld des Kon­
gresses erarbeitet, wurde auf dem Kon­
greß zurückgezogen, nachdem sich 
herausstellte, daß er von niemandem 
mehr getragen wurde. 
So erfüllten die anschließend verab­
schiedeten Anträge jeweils unterschied­
liche Funktionen. 
Ein Antrag aus Rheinland/Hessen-Nas­
sau beschäftigte sich .mit der Situation 
der Jusos, wobei die Betonung slärker 
auf einer Zustandsbeschreibung der Pro­
bleme anhand der Bereiche der 
Feminisierung des Verbandes, des Zu­
sammenwachsens des Verbandes in Ost 
und West und der Linksorientierung der 
Jusos in der SPD lag. 
Mit dem "Manifest - Für einen Auf­
bruch von links!", einem über den Be­
zirk Hannover eingebrachten Antrag aus 
verschiedenen Bezirken, die sich über­
wiegend der Juso-Linken zurechnen, 
vernbschiedeten die Jusos eine Einschät­
zung des gegenwärtigen Anpilssungs­
kurses der SPD, des Erstarkens der Jusos 
in der innerparteilichen Ausein-
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andersetzung um "Petersberg" und 
der Orientierung auf die Arbeit in den 
sozialen Bewegungen. Für die Arbeit 
in der SPD fordert das Manifest einen 
"Bruch mit der Enkelgeneration", 
eine Erneuerung der Parteilinken in 
Form programmatischer und personel­
ler Alternativen zum gegenwärtigen 
Anpassungskurs an die Konservati­
ven. Für die zukünftige Arbeit der Ju­
sos wird eine erneuerte Dop­
pelstrategie · formuliert: Spontane und 
flexible Formen des Protests und der 
gesellschaftskritischen Auseinanderset­
zungen von Jugendlieben, darüber­
hinaus erfordern institutionalisierte und 
spezialisierte soziale Bewegungen eine 
neue Verbindung zwischen kontinuier­
licher Arbeit in der Partei und fester 
Verankerung in der Jugend außerhalb 
der Partei. "Entscheidend für diese 
Doppelstrategie ist es daher, wie es uns 
gelingt, einerseits Perspektiven von Ju­
gendlichen in den Mittelpunkt unserer 
Politik zu rucken, um damit spontane 
und flexible Protest- und Politikformen 
aufzugreifen und andererseits die ju­
gendlichen Ansprüche an Leben und Ar­
beiten zum Ausgangspunkt einer 
reformpolitischen Alternative gegen die 
führende Enkelgeneration in unserer 
Partei zu machen." 
In einem Antrag aus Bayern verabschie­
deten die Jusos eine Einschätzung der 
Auseinandersetzung um Petersberg und 
den Bundesparteitagsbeschluß zur Asyl­
politik und eine ausführliche historische 
und politische Analyse des Verlustes der 
wirtschafts- und sozialpolitischen Kon­
zeptionen der SPD in den vergangenen 
zwei Jahrzehnten. 

"Bester Kongreß, aber ... " 

Viele bezeichnen diesen Kongreß als 
den konstruktivsten der vergangenen 
Jahre. Allerdings bleiben genügend kri­
tische Punkte, die deutlich machen, daß 
die Perspektive der Jusos als "junger, 
radikaler, sozialistischer Verband'' 
durchaus am seidenen Faden hängt. Die 
Jusos haben eine neue Parteilinken-Ori­
entierung durchgesetzt, und einen Kern 
von innerparteilicher Opposition herge­
stellt und damit eine Perspektive für vie­
le Aktive und Funktionärlnnen zum 
Verbleib in der SPD geboten. 
Große Probleme bereiten aber die Berei­
che der Verbandserneuerung. Frauen­
themen lassen sich perspektivisch nur 
durch ein neues inhaltliches Projekt wie­
der in die Offensive bringen. Die 

Betonung von quantitativen Quotie­
rungsfragen bietet gegenwärtig nur 
ein Feld für weitere Unzufriedenheit 
seitens der Frauen und Ignoranz gro­
ßer Teile der Bezirke. Einen Ansatz­
punkt stellt die Umsetzung des im Ma­
nifest beschriebenen Projekts "Mög­
lichst viele Möglichkeiten - sinnvoll 
Arbeiten und Leben in einer Welt" 
auch als Reformprogramm für eine 
rot-grüne Regierung mit starker Aus­
richtung auf die Frauenbewegung und 
Stoßrichtung gegen die "Petersber­
ger" Einfalt (der schmucken Riege von 
Ministerpräsidenten) dar. 
Die geringe Beteiligung der Delegierten 
aus den FNL stellte einen Tiefpunkt in 
der Entwicklung des Juso-Verbandes 
dar. Dieser wird substanziell auch nicht 
durch finanzielle Förderprogramme zu 
beheben sein. Die unterschiedlichen 
Welten erfordern sowohl die Erarbei­
tung einer Verbandsreform mit unter­
schiedlichen Akzenten für Ost und 
West, als auch eine politische Schwer­
punktsetzung in der Erarbeitung einer 
gemeinsameri ökologischen und sozia­
len Reformperspektive für die gesamte 
Bundesrepublik anstatt der weiteren Be­
tonung der schlichten Aufholjagd des 
Ostens gegenüber dem "geilen We­
sten". 
Innerverbandlich stehen die Jusos ge­
genwärtig vor .dem Problem, daß ver­
schiedene Prozesse recht unvermittelt 
ablaufen: auf der einen Seite setzt sich 
der Prozeß des Bedeutungsverlustes der 
Strömungen unvermindert fort, gleich­
zeitig findet ein Prozeß der Radikalisie­
rung im Zusammenhang mit Tendenzen 
der Entpolitisierung statt. Die Elemente 
von Radikalisierung müssen allerdings 
erst wieder mit einer reformsozialisti­
schen Orientierung zusammengebracht 
werden. Ein großes Defizit auf diesem 
Weg ist die von den Jusos zurückgehal­
tene Klärung ihrer organisatorischen 
Vorstellungen bezogen auf die Gestalt 
des eigenen Verbandes mit wachsender 
Autonomie und der Trennung von den 
Ritualen der Erwachsenenorganisation. 
Die Formulierung der im Manifest be­
schlossenen Projekte, die Vermittlung 
ihres inneren Zusammenhangs muß in 
nächster Zeit geleistet werden, da der 
Verband ansonsten seine Orientierung 
auf kurzfristig-pragmatische Vorgehens­
weisen und die Abarbeitung von Akut­
problemen beibehält und sich nicht in 
der Formulierung von gezielten gesell­
schaftlichen Eingriffen mit Hilfe konsi­
stenter Projekte versucht. 

In jedem Heft literarische Bei­
träge, Aufsätze zu einem 
Schwerpunktthema, aktuelle 
Analysen aus Politik und Kul­
tur, Kongreßberichte und einen 
umfangreichen Rezensionsteil, 
der Besprechungen zu Neuer­
scheinungen aus allen Gebieten 
der Humanwissenschaften 
bringt. 

Heft 195 (Sept./Okt. 1992) 
Anti-Rassismus 
Methodendiskussion 
Dies Sonderheft ist ganz den 
drängenden Fragen einer Pro­
blematik gewidmet, die mit dem 
Wort »Ausländerfeindlichkeit« 
eher wolkig umschrieben als 
präzise auf den Begriff gebracht 
wird. Zum Thema äußern sich: 
Georg A uernheimer: U niversel­
le Rechtsansprüche und kultu­
relle Differenz; Wilhelm Heit­
meyer: Die Gefahren eines 
»schwärmerischen Antirassis­
mus«; Margret Jäger/Siegfried 
Jäger: Rassistische Alltagsdis­
kurse; Wolfgang Kowalsky: Mo­
ralisierender Antirassismus; 
Rudolf Leiprecht: Auf der Su­
che nach Begriffen für antirassi­
stische Arbeit; Jürgen Link: 
Norrnalismus und Neorassis­
mus;Jost Müller: Rassismus und 
Nationalismus der »Neuen 
Rechten«; Ute Osterkamp: Wei­
tere Fallstricke und Prob\ema­
tisierungen; Nora Räthzel: Zi­
vilgesellschaft und Einwande­
rung; Erich Wulff Notiz zur 
Konstruktion von» Rassismus«; 
W.F. Haug: Sechs vorläufige 
Nachsätze. 

Gerne schicken wir Ihnen 
Abonnementsinformationen! 

Argument 
Rentzelstraße 1, 2000 Hamburg 13 
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ortmunder Appell 
Wir sind empört über das Verhalten der 
SPD-Parteiführung. Statt eine humane 
Zuwanderungspolitik durchzusetzen und 
das individuelle Grundrecht auf Asyl zu er· 
halten, hat sie dessen faktischer Ab­
schaffung zugestimmt. Die Partei wurde ge­
täuscht. Auch in anderen Politikbereichen 
verfolgt die SPD-Führung einen Kurs der 
Anpassung nach rechts, statt eine soziale 
und ökologische Alternative zu vertreten. 
Die SPD ist für viele Mitglieder und andere 
Menschen, die Hoffnungen in sie gesetzt 
hatten, kaum noch als ihre Partei erkennbar. 
Wir nehmen nicht hin, daß sozialdemokrati­
sche Grundsätze zu Lippenbekenntnissen 
verkommen und die SPD Schritt für Schritt 
zu einer anderen Partei gemacht wird. Wir 
fordern den Rücktritt von Hans-Ulrich Klose 
als Vorsitzender der Bundestagsfraktion 
und von Björn Engholm als Parteivorsitzen· 
der der SPD. 
Unterschriebene Appelle senden an: Ralf 
Krämer, Fresienstr. 26, 4600 Dortmund 41 

Liste der Erstunterzeichnenden des "Dort­
munder Appells": 
Andreas Bach (OV-Vorsitzender), Jochen 
Braune (OV-Vorsitzender), Ulrich Dreiskäm-

1,
1 Erklärung zum "Dortmunder Appell" 
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In unserem "Dortmunder Appell" for­
dern wir den Rücktritt nicht nur von 
Klose als Fraktionsvorsitzender, sondern 
auch von Engholm als Parteivorsitzen­
der der SPD. Dafür wollen wir in der ge­
samten Bundesrepublik möglichst viele 
unterstützende Unterschriften von Mit-
gliedern der Partei und anderen Men­
schen, die sich von der Entwicklung der 
SPD betroffen fühlen, sammeln. Viele, 
die mit dieser Forderung konfrontiert 
werden, schlucken erst mal, sind skep­
tisch. Dann denken sie nach, diskutieren 
mit anderen und mit sich selbst, und 
unterschreiben dann doch. Uns selbst 
ging es nicht anders. 
Dieser Prozeß als solcher ist schon wich­
tig, bedeutet eine Politisierung der 
Auseinandersetzung in der und um die 
SPD. Die Forderung nötigt dazu, sich 
über Konsequenzen aus der Wut über 
die Asylvereinbarung mit CDU/CSU/ 
FDP Gedanken zu machen und diesen 
Vorgang in Zusammenhang zu setzen 
mit anderen Entwicklungen der letzten 
Monate und mit den Auseinandersetzun­
gen, die in den nächsten Monaten noch 
bevorstehen. Unsere Diskussionsergeb-
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per (OV-Vorsitzender), Monika Gausmann 
(Juso-Stadtbezirksvorsitzende), Barbara 
Heinz (ASF-Stadtbezirksvorsitzende, Mit­
glied des SPD-Landesausschusses), An­
dreas Hoppe (Juso-Hochschulgruppe), Ulla 
Jander-Thiemann (Mitglied des SPD­
Unterbezirksvorstands), Uta Kamecke, Mar­
kus Koch (stellv. Juso-Unterbezirksvor­
sitzender), Peter Kozlowski (stellv. OV-Vor­
sitzender), Ralf Krämer (Mitglied des SPD­
Landesvorstands), Uwe Kremer, Jens Leder 
(OV-Vorstandsmitglied), Marita Mees-Rey 
(OV-Vorstandsmitglied), Michaela Müller, 
Christa Obens, Gisela Opitz (OV-Vorsitzen­
de), Ute Pieschkalla (stellv. Juso-Unterbe­
zirksvorsitzende), Andreas Rey (OV-Vor­
standsmitglied), Gerhart Rohr (OV-Vor­
sitzender), Ingo Rößler, Jürgen Schädel 
(OV-Vorsitzender), Renate Schmidt-Peters. 
Frank Siekmann (Juso-Unterbezirksvor­
sitzender), Petra Schröder, Dagmar Schütz, 
Dieter Schütz (OV-Vorstandsmitglied), 
Wolfgang Steddin (Mitglied des SPD-Unter­
bezirksvorstands, Bundesparteitagsdele­
gierter), Ingo Strumberg (Juso-Stadtbe­
zirksvorsitzender), Klaus Thiemann (OV­
Vorsitzender), Elisabeth Vossebrecher 
(Fraktionssprecherin in der Bezirks­
vertretung), Helga Wissing (OV-Vorstands­
mitglied) 

nisse und Begründungen für diesen au­
ßergewöhnlichen Schritt sind: 
- Diese Zuspitzung ist notwendig, um 
ein deutliches Signal zu setzen, daß es 
nicht mehr um Meinungsverschieden­
heiten geht, wie es sie in einer demokra­
tischen Partei immer geben wird. Die 
Vorgänge der letzten Monate und die 
Fortschreibung gegenwärtig erkennbarer 
Tendenzen werfen die grundsätzliche 
Frage auf, ob das dann noch die Partei 
sein wird, für die wir uns gemeinsam en­
gagieren können. Parteitagsdiskussionen 
und -beschlüsse und Protestbriefe rei­
chen offenbar nicht mehr aus, der 
Parteiführung den Ernst der Lage be­
wußt zu machen. 
- Diese Zuspitzung ist notwendig, um 
den Widerstand gegen die Rechtsent­
wicklung der SPD insgesamt zu formie­
ren und ein möglichst großes Druckpo­
tential zu entwickeln. Mit der Rücktritts­
forderung kommen wir aus der passiven 
Rolle des Hinnehmenmüssens in eine 
Position der Offensive. Und es würde 
nur Illusionen wecken, dabei Engholm 
außen vor zu lassen, als wäre er ohne 
Klose ganz anders. 
- Die Personalisierung ist notwendig, 
weil allen klar werden muß: Wenn wir 
auch an die noch bevorstehenden Aus-

inandersetzungen um den Kurs der 
SPD mit der Voraussetzung herangehen, 
en Parteivorsitzenden nicht beschädi­
en zu dürfen, werden wir sie schon von 
ornherein genauso verloren haben wie 
ie ums Asylrecht. 

- Engholm und Klose haben sich durch 
"hren Umgang mit der Partei und mit 

arteitagsbeschlüssen für Spitzenposi­
ionen der SPD disqualifiziert. Ihre Auf­
abe wäre es gewesen, die Partei mög-

lichst geschlossen in die Auseinan­
ersetzung mit dem politischen Gegner 
nd für gemeinsam beschlossene Posi­
ionen zu führen. Stattdessen scheinen 
ie als ihre Aufgabe zu begreifen, unge­
chtet aller Parteitagsbeschlüsse ihren 
npassungskurs nach rechts zu verfol-

! en und sich über den innerparteilichen 
iderstand gegen diesen Kurs hinweg­

usetzen. 
- Die Frage nach der personellen Alter­
ative ist kein Gegenargument, denn 

schlimmer kann es kaum werden. Als 
inke Partei ist die SPD angewiesen auf 
erbindungen zu demokratischen Be­
egungen und kritischen Intellektuel­

en. Engholm und Klose schaffen es 
hon in der Opposition, diese Verbin­

dungen weitestgehend zu kappen und 
die Partei in Zerreißproben zu treiben. 
Wäre die SPD mit diesen Leuten in der 
Regierung, wäre eine weitere Verschär­
fung dieser katastrophalen Entwicklun­
gen zu befürchten. Wenn sich die Frage 
wirklich stellt, werden sich auch perso­
nelle Alternativen finden und profilie­
ren - je eher, desto besser. 
- Die Zuspitzung ist auch notwendig, 
weil eine weitere Rechtsentwicklung der 
SPD für die Gesellschaft insgesamt poli­
tisch verheerend wäre. Nichts ist wichti­
ger als eine Alternative von links zur Po­
litik der konservativ-liberalen Koalition, 
die letztlich nur die SPD bieten kann. 
Der Mangel an alternativen linken 
Deutungsmustem und Konzepten trägt 
in hohem Maße bei zur politischen 
Orientierungslosigkeit und zur Wahlent­
haltung vieler, vor allem auch jüngerer 
Menschen. Und er trägt auch dazu bei, 
daß etlichen Menschen die extreme 
Rechte als einzige Alternative erscheint. 
Albrecht Müller und Horst Peter haben 
in einem offenen Brief an die Delegier­
ten des SPD-Sonderparteitags (doku­
mentiert in der FR vom 10.11.1992) 
deutlich gemacht, daß die der SPD von 
oben aufgedrückten Kursänderungen 
sich nicht auf die Asylfrage beschrän­
ken, sondern sich einordnen in eine um­
fassende Politik der Anpassung der Par-
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teiführung an rechte Stimmungen in der 
Bevölkerung, an Kapitalinteressen und 
an die Parteirechte. Zugleich werden 
demokratische Willensbildungsstuktu­
ren der SPD in Frage gestellt, um den 
Spielraum der Parteiführung gegenüber 
Parteitagsbeschlüssen und der Basis zu 
vergrößern. 
Der Asylkompromiß, der in Wirklich­
keit eine Kapitulation vor den Forderun­
gen von CDU und CSU darstellt, hat die 
damals geäußerten Befürchtungen noch 
weit übertroffen. Auch in vielen anderen 
Punkten, in denen der Petersberger Ent­
wurf des Sofortprogramms weit hinter 
bisherige programmatischen Forderun-

gen der SPD zurückfiel, werden anders­
lautende Beschlüsse die Parteiführung 
letztendlich nicht davon abhalten, ihren 
Anpassungskurs weiterzuverfolgen. Ge­
nannt seien nur: Kampfeinsätze der 
Bundeswehr, großer Lauschangriff, 
Atomausstieg, Privatisierung der Post, 
Sozialkürzungen und Reallohnabbau im 
Rahmen des "Solidarpakts". Von 
Wirtschaftsdemokratie, grundlegendem 
ökologischem Umbau und sozialer 
Grundsicherung, wie sie noch im Berli­
ner Programm gefordert wurden, redet ja 
schon länger kaum noch jemand. Dabei 
haben diese Forderungen nach der deut­
schen Einheit und dem Wegfall der 

Blockkonfrontation nichts von ihrer 
Bedeutung verloren, im Gegenteil. 
Deshalb führt kein Weg daran vorbei: 
Wenn wir die Entwicklung der SPD zu 
einer anderen Partei stoppen wollen, 
brauchen wir einen Bruch mit dieser 
Parteiführung. Wir brauchen einen 
Kurswechsel der SPD von einer Politik 
der Anpassung nach rechts zu einer Poli­
tik der linken Alternative, die die soziale 
und ökologische Gestaltung und Umge­
staltung der Lebensverhältnisse in glo­
baler Verantwortung anstrebt und glaub­
würdig vertritt. 

Dortmund, 22.12.1992, Andreas Bach, 
Barbara Heinz, Ralf Krämer 

Die Resonanz und Wirkung, die der 
"Dortmunder Appell" erreichen kann, 
hängt entscheidend davon ab, daß viele 
aktive Genossinnen und Genossen in allen 
Teilen der Republik ihn aufgreifen und zu 
ihrer eigenen Sache machen. Es reicht 
nicht aus, den Appell an einen Verteiler zu 
verschicken oder auf einer Veranstaltung 
auszulegen, und das war es dann. Es 
kommt vielmehr darauf an, gezielt Leute 
anzusprechen und mit ihnen zu diskutie­
ren. Dazu ist die Erklärung zum "Dort­
munder Appell" eine gute Grundlage, sie 
sollte daher bei Verschickungsaktionen 
stets mitverschickt werden. Wenn Leute 
sich nicht sofort entscheiden, sondern erst 
noch daiiiber nachdenken, lesen oder mit 
anderen diskutieren wollen, sollte kein 
Druck auf sie ausgeübt werden. Es ist aber 
wichtig, sie nach einigen Tagen erneut an­
zusprechen, damit es nicht nur bei dieser 
vorläufigen Aussage bleibt. 

Zur Arbeit mit dem "Dortmunder Appell' 

Die Erfahrungen zeigen, daß viele Genos­
sinnen und Genossen, insbesondere viele 
Parteilinke, Jusos und ASF-Frauen, sehr 
wütend und empört sind und bereit sind 
bzw. das Bedürfnis haben, dies in geeigne­
ten Aktivitäten zum Ausdruck zu bringen. 
Insbesondere mit diesen muß die Diskussi­
on gesucht und deutlich gemacht werden, 
wieso der "Dortmunder Appell" mit seiner 
Rücktrittsforderung eine angemessene und 
notwendige Zuspitzung ist. Möglichst viele 
Mitglieder, aber auch ehemalige Mitglieder 
und bisher mit der SPD sympathisierende 
Menschen sollen den Appell unterschrei­
ben. Besonders wertvoll sind Unterstüt­
zungserklärungen von Basisfunktio­
närinnen, der Appell soll deutlich machen, 
daß erhebliche Teile der aktiven Basis der 

Partei diese Entwicklung der SPD nicht 
hinnehmen. Führende Funktionsträgerin­
nen auf überörtlicher Ebene und Mandats­
trägerln.nen werden nur in Ausnahmefä.11en 
unterschreiben. Selbst dann, wenn sie die 
Forderung an sich richtig finden, sehen sie 
sich oft nicht zu einer Unterstützung des 
Appells in der Lage, weil sie zu viele 
Rücksichten nehmen müssen. 
Die Arbeit mit dem "Dortmunder Appell" 
muß schnell beginnen, solange die Wut 
über das Vorgehen der Parteiführung nicht 
bei vielen schon wieder verraucht oder Re­
signation gewichen ist. Es ist also wichtig, 
ihn so schnell wie möglich über die ver­
schiedenen Kanäle zu verbreiten. Ein End­
datum für die Kampagne ist bisher nicht 
festgelegt. Sie endet jedenfalls nicht mit der 
Bundestagsbeschlußfassung über das Asyl­
recht, weil davon auszugehen ist, daß wei­
tere Aktionen der Parteiführung in anderen 
Bereichen die Notwendigkeit des Appells 
bekräftigen werden. Wichtig ist aber, dar­
auf zu achten, daß Unterstützungserklärun­
gen möglichst bald schriftlich oder über die 
Mailbox nach Dortmund weitergemeldet 
werden, damit die Initiatorinnen Rücklauf 
haben und weitere Meldungen über den bis 
dahin erreichten Stand an Unterstützungs­
erklärungen veröffentlichen können. 
Darüber hinaus ist es sinnvoll, die Unter­
stützung in einzelnen Gliederungen zu er­
fassen und für die eigene Öffentlich­
keitsarbeit und innerparteiliche Mobilisie­
rung zu nutzen. Der Appell sollte in Par­
teiveranstaltungen eingebracht und disku-
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tiert werden. Dies ist auch eine gute Grund­
lage, um anschließend einige Genosslnnen 
noch mal gezielt anzusprechen. Insbeson­
dere sollte der Appell eingebracht werden, 
wenn positive Resonanz erwartet werden 
kann, also bei Parteilinken, Jusos etc. Fall.s 
das aussichtsreich ist, kann auch ein .. -}le~ 
schluß zur Unterstützung des Appells_ :i.jf: 
antragt werden, dies dürfte insbes~· 
bei Juso-Konferenzen sinnvoll sein. Der 
Appell und die Diskussionen darum köil­
nen und sollten auch vor Ort dazu dienen, 
eine Re-Formierung der Parteilink:en vor­
anzutreiben. Dabei muß klar sein, daß die 
Parteilinke natürlich auch Genossinnen 
umfaßt, die aus verschiedensten Gründen 
den Dortmunder Appell nicht unterstützen. 
Die Arbeit mit dem "Dortmunder Appell" 
kann auch eine gute Vorbereitung für die 
Aufstellung der Bundestagskandidatlnnen 
der SPD sein. Diese muß zum Anlaß einer 
breiten politischen Diskussion um den wei­
teren Kurs der SPD gemacht werden. Die 
Jusos haben schon die Forderung aufge­
stellt, daß Bundestagsabgeordnete, die der 
Asylvereinbarung mit CDU/CSU/FDP zu­
gestimmt haben, nicht wieder aufgestellt 
werden sollen. Allerdings wird auch das 
Verhalten in anderen Auseinandersetzun­
gen der Vergangenheit und der nächsten 
Monate eine Rolle bei der Beurteilung spie­
len müssen. Auf jeden Fall ist es wichtig, 
die Kandidatinnenaufstellung zu politisie­
ren und in viel größerem Maße als bisher 
Gegenkandidaturen vorzubereiten. 

Ralf Krämer 

SPD-Aktivisten setzen Säge an Stuhl von Parteichef Biörn Engholm 
32 unterzeichnen "Dortmunder Appell" - Rücktrittsforderung wegen Asylvereinbarung- Kein Ausverkauf 

Die Basis muclt auf: 32 scher Ratsherr - haben einen Klose, fordert. des SPD·Landesvorsta11des. Bonner Regierungskoalition ParteUagas. Wörtlich heißt es: 
Dortmunder SPD·Mit· MDortmunder Appel!M untar- Damit aich die Rilckltitts· bundesweit U11terstlltzungs· ausgehandelte Asylvereinba· .. Wir nehmen nich1 hin. daß 

glieder und ·Funktionäre - zeichnet, der den Rücktritt forderu11gnichtnuralsSturm unlerschriftensemmeln. ru11g bedeute die .faktische sozialdemokratische Grund· 
darunter neben Juso-Aktivi- des SPD·Bundesvorsitzenden im Wasserglase11tpuppt. wol· Mil dem .Dortmunder Ap· Abschaffung des individuel· sätze zu Lippenbekenntnis· 
sten und Ortsvereinsvorsit· Björn Engholm und des Vor· len die Erstunterzaichnar pell" soll der SPD·Spitze die len Grundrechts„ auf Allyl - se11 verkommen und die SPD 
zenden mit Gerhart Rohr sitzenden der SPD·Bundes· nach den Wor1en von Mil-In· rote Karte für die Asylpolitik und stehe damit im Gegen· Schritt für Schritt zu einer an· 
euch ein sozialdemokrati· tagsfraktio11, Hans-Ulrich iliator Ralf Krämer, Mitglied gezeigt werden: Die mit der salz zur Forderung des SPD· deren Partei gemacht wird." 
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oder sozial-ökologischer Umbau in globaler Verantwortung? 
Bericht von der Herbsttagung des Projekts Moderner Sozialismus zum Schwerpunkt "Sozialdemokratie" 

von Ralf Krämer* 
Ca. 40 Genossinnen und Genossen tra­
fen sich vom 11.-13.12.1992 zur bun­
desweiten ProMS-Herbsttn Berlin, um 
über das Verhältnis der sozialistischen 
Linken zur SPD und die Entwicklung­
stendenzen der Sozialdemokratie zu dis­
kutieren. Zu Anfang ging es um eine 
Aufarbeitung vergangener theoretischer 
Positionierungen in den "eigenen Rei­
hen". Dazu stellte Kurt Neumann, in 
den 70er Jahren ein führendes Mitglied 
des Hannoveraner Kreises marxistischer 
Jusos und heute Mitglied des SPD-Lan­
desvorstands Berlin, die traditionellen 
Begrtindungen für die Orientierung von 
Sozialistlnnen auf die SPD dar, wie sie 
insbesondere in den Herforder Thesen 
von 1980 ihren Niederschlag gefunden 
hatten. Da die Arbeiterklasse als ent­
scheidendes Subjekt des Übergangs zum 
Sozialismus mehrheitlich auf die SPD 
orientiert sei, erfordere und ermögliche -
als prinzipiell lösbare Kampfaufgabe­
dies die Durchsetzung konsequent sozia­
listischer Politik in dieser Partei. 
Andreas Wehr, in der Generation nach 
Neumann Juso-Landesvorsitzender und 
heute ebenfalls Mitglied des SPD-Lan­
desvorstands Berlin, trug seine wesent­
lich auf Analysen von Otto Kirchheimer 
gestützten Überlegungen zur Entwick­
lung der SPD zur "Allerweltspartei" 
vor (vgl. seinen Artikel in spw 62). 
Durch die "Amerikanisierung" schwin­
de der Klassenbezug der Parteien ebenso 
wie ihr ideologisch gegensätzliches Pro­
fil, was auch die traditionelle "klassen­
mäßige" Begründung des SPD-Bezugs 
infrage stelle. 
In der Diskussion wurde die Sozialde­
mokratie im wesentlichen in ihren Be-

* Ralf Krämer, Mitglied im SPD­
Landesvorstand NRW, Dortmund 

ziehungen zu sozialen Bewegungen und 
zum Staat diskutiert. Das traditionelle 
sozialstaatlich-reformistische Projekt, 
als dessen linker Flügel sich faktisch 
auch die Sozialistinnen in der SPD be­
wegt hätten, sei mehr oder minder zu 
Ende. Damit stelle sich auch die Frage 
nach der Haltung von Sozialistinnen zur 
Sozialdemokratie grundsätzlich neu. Die 
Antwort sei nämlich nicht von allgemei­
nen theoretischen Bestimmungen zur 
Sozialdemokratie "an und für sich", 
sondern vom künftigen "Projekt" ab­

hängig, das sich im Kontext der "neuen 
Weltordnung" herausbilden dürfte 
(s.u.). 
Am Samstag referierte Franz Vlach, 
SPD-Kreisvorsitzender Prenzlauer Berg, 
über die Linke in der Ost-SPD. Die Op­
position in der DDR, aus der auch die 
Ost-SPD hervorgegangen sei, sei vor al­
lem eine Opposition linker Intellektuel­
ler gewesen. Heute erfahre man, daß 
man damit sozialstrukturell und konzep­
tionell an Grenzen stoße. Die SPD müs­
se wieder zu einer Partei der "Produzen­
ten" (im weiteren Sinne von produkti­
ven Kräften) werden und brauche ein 
neues Wirtschaftskonzept, bei dem die 
Demokratisierung eine zentrale Rolle 
spielen müsse. 
Horst Peter MdB, bis vor kurzem Koor­
dinator des Frankfurter Kreises, kenn­
zeichnete den Petersberger Putschver­
such der Parteiführung als Vollendung 
der fortschreitenden Verdrängung des 
Berliner Grundsatzprogramms aus der 
Politik der SPD. Petersberg sei Aus­
druck populistischer Inszenierung und 
Abkehr von demokratischen Willens­
bildungsprozessen gewesen und bedeute 
inhaltlich Anpassung an rechte Stim­
mungen in der Bevölkerung, an Kapita­
linteressen und an die Parteirechte. 
Die Diskussion spitzte sich auf die Frage 

zu, ob sich nicht zwei dermaßen gegen­
sätzliche Perspektiven oder "Projekte" 
für die Zukunft der SPD her­
auskristallisierten, daß man zunehmend 
eigentlich von zwei Parteien innerhalb 
der SPD ausgehen müsse: auf der einen 
Seite stehe die Weiterentwicklung und 
vor allem Erweiterung des sozialstaatli­
chen Projekts um ökologische Gestal­
tung im Zusammenhang wachsender 
Verantwortung für die Lösung globaler 
sozialer und ökologischer Probleme, wie 
sie sich im Berliner Programm niederge­
schlagen habe. Auf der anderen Seite 
stehe das Projekt einer Festung oder 
"Wagenburg" Deutschland-Europa, die 
sich gegenüber dem Überschwappen 
von Problemen aus anderen Teilen der 
Welt abschottet, während innerhalb der 
Mauem die SPD erneut ihre Rolle in der 
Herausbildung sozialer Kompromisse 
unter Dominanz kapitalistischer Interes­
sen finden könne. Problematisiert wurde 
in der Diskussion einerseits, daß die 
Spaltung zwischen diesen Konzeptionen 
zum Teil quer durch die innerparteili­
chen Gruppierungen und die einzelnen 
Personen selbst gehe und deshalb von 
"zwei Parteien" (noch?) nicht geredet 
werden könne. Andererseits sei fraglich, 
ob in Bezug auf die SPD von einem 
"Projekt Festung" im aktiven Sinne 
gesprochen werden könne oder ob es 
sich nicht eher um eine Politik der An­
passung handele ( was die Sache auch 
nicht viel besser mache). 
Anschließend ging es um die Rolle des 
Frankfurter Kreises und die Entwicklung 
der Parteilinken. Klar war, daß es eine 
positive Bezugnahme auf die "Enkelei" 
für die Linke nicht mehr geben darf. Auf 
Bundesebene sollte wieder an der Pro­
grammlinken im Sinne eines Kreises der 
"Freunde des Berliner Grundsatzpro­
gramms" angeknüpft werden. Das stellt 
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strategische Diskussion mit 
Luciana Castallina, MdEP, 
Rifondazione Comunista 

Christa Randzi<H'lalh, MdEP, SPD 

Kongreß - Köln, 13./14. März 1993, 
veranstaltet von: Pro MS- Projekt Moderner Sozialismus 

JUSOS NRW-JUSOS Köln 
Die Linke in Europa. Ihr Zustand: Gebannt und gelähmt angesichts derweltweiten und 
innereuropäischen Tragödien. Ihre Chance: Die mögliche Rolle Europas für einen globalen 
Fortschritt zu nutzen. Ihre Aufgabe: Konstruktive Projekte des Umbaus zu entwickeln -ökonomisch 
und ökologisch, kulturell und sozial. 

Foren zu europäischen politischen Projekten: 
Konversion: Sicherheitspolitik-Öko-Chip: Industriepolitik- Euro-M 
Solar: Energiepolnik-Solidarität: Südpolnik-SOS-Rassismus: · 
Medienpolitik- Brückenschlag: Ostpolitik- u.a. m. 

Termin: 13. 3., ab 10.30 Uhr/1_4. 3. 1993, ~b 9.30.Uhr .. Ott:Nikolaus-August-Otto-Sc 
Anmeldung beim Kongf!tBburo: SPD-Burgerburo Gunter Oes1nghaus, MdB, Kalker 
Bitte angeben, ob Schlafplatz odarKinderbetreuung gewünscht/ 
Tailnahmebeitrag: DM 30,-IDM 20,-(ennäßigt); Schlafplatz inbegriffen; 
üba,wajson an (bitte gleichzeitig mn der Anmeldung): G. Bell/JUSOS Köln, 
Kto. Nr. 17 32 29 67, Stadtsparkasse Köln, BLZ 370 501 98 (Stichwort 'Kongreß') 

Der Kongreß findet mit Unterstützung der Zeitschrift für Sozialistische Politik und Wirtschaft · spw {W-50'.XJ Köln 80. Kieler St . 

(Fortsetzung: "Festung Europa") 

den Frankfurter Kreis als breites 
innerparteiliches Forum nicht in Frage. 
Wichtig sei der Aufbau dezentraler lin­
ker Strukturen in den Gliederungen. Vor 
allem müsse man sich um Verbindungen 
der Linken zu den Bewegungen und 
zum fortschrittlichem Umfeld außerhalb 
der SPD bemühen. 
ProMS und die spw sollen dazu durch 
ihre inhaltliche und publizistische Arbeit 
beitragen. Dazu soll insbesondere über 
die bislang mehr intern diskutierenden 
Projektgruppen von ProMS versucht 
werden, einen Brückenschlag zwischen 

der Entwicklung einer sozialistischen 
Programmlinken in der SPD und der Re­
konstruktion einer überparteilichen wis­
senschaftlich-theoretischen Linken zu 
gewährleisten. Weiterhin wurden Initia­
tiven diskutiert, um die Zeitschrift und 
die gesamte bisher noch völlig unzurei­
chende materielle und personelle 
Infrastruktur von ProMS und spw zu 
stärken. 
Als konkrete größere Aktivität steht am 
13./14. März in Köln ein bundesweiter 
Kongreß "Die Linke in Europa" bevor, 
der gemeinsam mit dem Juso-Landes-

verband NRW und dem Juso-Unterbe­
zirk Köln durchgeführt wird. Als länger­
fristiges inhaltliches Projekt steht die Er­
arbeitung einer umfassenderen Konzep­
tion sozialistischer Politik an, da die 
Herforder Thesen von 1980 und auch die 
53 Thesen von 1989 den veränderten 
Bedingungen längst nicht mehr ~erecht 
werden und weitreichende neue Uberle­
gungen notwendig sind. Dieses Vorha­
ben wird allerdings sicherlich erst im 
Verlauf mehrerer Jahre zu realisieren 
sein. 
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von Edgar Göll* 
"Solidarität ist die Zärtlichkeit der Völ­
ker": entgegen dieser Feststellung Che 
Guevaras scheinen sich einige deutsche 
Linke als zynische Zuschauer der Ge­
schichte zu mausern - so auch Oliver 
Bosch-Guesnet mit seiner "Meinung" 
zu Cuba (spw 67). Während einige mit 
dem Westen befreundete Regierungen 
Teile ihrer Völker ungehindert bombar­
dieren (aktuell: Türkei) und verelenden 
lassen dürfen, und dabei sogar mit wei­
teren Waffen beliefert werden, während 
Folter und Staatsterror von vielen ande­
ren Regierungen praktiziert werden, for­
dern westliche Politiker gebetsmühlen­
artig und in heldenhafter Pose die De­
mokratisierung Cubas. Einige Linke 
scheinen das chic zu finden - nicht im­
mer, aber immer öfter. Nun will ich Oli­
vers "Meinung" nicht eingehender ana­
lysieren, obwohl einige mOOisch-zyni­
sche Aspekte dazu herausfordern wür­
den. Vielmehr möchte ich daran 
anknüpfend etwas zu Cuba und zur 'Hal­
tung' der hiesigen Linken anmerken. 
Ex-US-Präsident Bush sagte vor einem 
Jahr: "Meine Regierung wird fortfah­
ren, Regierungen in der ganzen Welt zur 
ökonomischen Isolation des Castro-Re­
gimes zu drängen." Solche US-Kreise 
wollen anscheinend den "totalen Sieg": 

1959 de Wirtschafts-
1992 inte 

ontinents 
1handelsab­

st, daß Cuba 
ird. Aber trotz 

ein System aufbauen, das sich se e 
sen kann: Bildung, Gesundheitswesen, 
soziale Versorgung und demokratische 
Beteiligungsstrukturen sind im Ver­
gleich zu anderen lateinamerikanischen 
Ländern (deren Eliten mit den USA 
kumpanieren) hervorragend und gelten 
vielen Latinos als Modell. Cuba steht 
auf der Liste des "Human Development 
Index" auf Platz 61 steht (Cuba ist also 
bestimmt nicht nur "hero just for one 
day", wie Oliver meint). Aber es ist 
noch viel zu tun: Umstrukturierung der 
Exportsektoren, Rationalisierung, weite­
re Demokratisierung etc. stehen auf der 
Tagesordnung ganz oben. 
Neben der seit 1959 bestehenden US­
Blockade kann der Wegfall der RGW­
Beziehungen (85% des gesamten Han­
delsvolumens Cubas) als "zweite Blok­
kade" (F.Niess) bezeichnet werden. 
Verwaltung des Mangels gehört zum 
Alltag, Streichungen sozialer Errungen­
schaften drohen, militärische Stiche­
leien der USA belasten die Atmosphäre, 
die Konsumversprechungen Uncle Sams 
wirken bei vielen. 
Die Defizite Cubas haben sich aber be­
reits vor dem Zusammenbruch des 
RGW gezeigt und verweisen auf Struk­
turmängel des Systems: zentrale Pla­
nung, Comecon-Arbeitsteilung und 

de Leistungsanr 

it dem sie Batti usge-
en und die Yankees draußen gehal-

. Der Stolz auf d Re-
' per-

Probleme 
mit 

Problemen 
mit 

Cuba 
Fidel Castro, ist noch 

ir, daß Cuba nicht de­
. lieh genug ist, 

e Menschen­
rec mc t so wie i uns beachtet wer­
den. Aber gerade die Blockade und die 
arrogante Aggressivität verhindert fälli­
ge Reformen, schwächt die demokrati­
sche Opposition und hungert das Volk 

uch von cubanischen Oppo­
esehen und kritisiert 

versammlung mitten in dies nzeit 
gehören, läßt auf eine langsame Öffnung 
hoffen ( was durch den neuen "zweiten 
Mann" Carlos Lage forciert werden 
könnte), müßte jedoch durch ein 
Entgegenkommen der anderen Se· 
terstützt werden. 
Doch ergeben sich 
p· den Marktzwängen: bei-

r Tourismus als Devi­
. ert werden. Daraus 
gedrungen eine Art 
ur Devisenbesitzer zu 

en und Lokalen zugelas­
daß die ausgereifte soziale 

nterminiert wird. ürt 
bereits den Todesh 
schaftlicher (Geld-Sc 
Prinzipiell befindet 
Dilemma, das der S 
zeption der Entwicklung des "So 
mus in einem Land" zugrunde li 
kann "Sozialismus auf einer 
wickelt werden, die umgeben 
pitalistischen Drohungen u 
kungen? Meines Wissens haben auch 
schöngeistige Kritiker zu 
sehen Alternative "Vater er 
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Tod" keinen anderen Weg anzubieten 
außer vielleicht den der Kapitulation -
und die düifte mit den aufrechten Kuba­
nern so bald nicht zu haben sein. Eine 
weitere Verschlechterung der ökonomi­
schen und sozialen Lage in Cuba läßt 
sich wohl kaum noch lange durchhalten, 
insbesondere nicht gegenüber der jünge­
ren Generation und den Intellektuellen. 
Aber da pennen Leute auf der Linken, 
ergehen sich in Erörterungen über ver­
einzelte cubanische Schriftsteller, denen 
es hier im Westen besser gefällt, u. a. 
weil sie hier auf bereitwillige Meinungs­
vervielfältiger stoßen. Zahlreiche Ver­
fassungsreformen wurden beschlossen, 
doch der Drohbrief des cubanischen 
Kultusministers an den Schriftsteller 
Diaz erhielt bei uns eine zigfache 
Publizität. Zwar ist auch für mich wie 
für Oliver der Fall des Schriftstellers 
Diaz kritisierenswert: aber was hilft das 
schon in der jetzigen Lage? 

? 
e Was kann mensch damit errei­

chen? 

? 
e Werden dadurch die Handelsbezie­

hungen Cubas zur EG verbessert? 

? 
e Wird dadurch die Bundesregierung 

sich überzeugen lassen . und end­
lich das früher von der DDR gelie­
ferte Milchpulver für cubanische 
Schulkinder wieder nach Cuba 
senden? 

? 
e Wird Bonn wieder das cubanische 

Nickel importieren? 

- aber vielleicht 
Cuba-Kritiker die Genugtuun 

Gewissens. Vielleic 
noch unverarbe · 

komplexe wegen des 'Untergangs' der 
osteuropäischen Staaten, an denen 
scheinbar von Linken zu wenig Kritik 
geübt worden ist (sagen die Konservati­
ven) - als wenn das irgendetwas genutzt 
hätte, als wenn wir dadurch in den Au­
gen der Herrschenden auch nur einen 
Deut "glaubwürdiger" geworden wä­
ren, als wenn dadurch die "NATO­
Eindämmungspolitik" eingeschränkt 
worden wäre. 
Meiner Meinung nach würde auch Intel­
lektuellen wie Diaz nachhaltiger gehol­
fen werden, wenn die Rahmenbedingun­
gen für Cuba verbessert würden: viel­
leicht durch die Arbeit der Linken hier 
und in den USA. An uns in Europa ist es, 
den 'Scharfmachern' in den USA und 
hier auf die Füße zu treten, um die Vere­
lendung oder eine soziale Explosion auf 
Cuba zu vermeiden und eine selbst­
bestimmte Zukunft des cubanischen 
Volkes zu ermöglichen. Für Linke 
könnte dies ein zentrales Feld intema­
tionalistischer Arbeit sein, denn in 
Cuba wird tatsächlich (noch) an einem 
vorbildlichen Entwicklungsmodell ge­
arbeitet und eine (notgedrungen) spar­
same, ökologische Lebensweise anvi­
siert. Nicht zuletzt ist Cuba gerade 
heute ein bedeutendes Symbol für (re­
lativ) eigenständige Entwicklung, Ge­
genmacht gegen Imperialismus und 
kapitalistische. Expansion: Mut-ma­
chend also. 
Konkrete Ziele für Aktionen gibt es vie­
le: Hilfe der BRD (z.B. Ex-DDR-Ver­
pflichtungen), Aufhebung der (US-) 
Blockade, Sammlung von Spenden und 
von Hilfsgütern (Medikamente etc.), 
Partnerschafts- und Austauschprogram­
me, Technologie- und Ökologiepro­
jekte, vielleicht müßte das Auswärtiges 
Amt in einer symbolischen Aktion ein­
gemauert werden . 
Meines Erachtens ist den Linken das 
Mitfühlen und solidarisches Bewußtsein 
abhanden gekommen, bzw. wird es seit 
längerer Zeit schon nicht mehr massen­
wirksam artikuliert. Durch die uns 
aufgedrückte Kritik an einigen Aspekten 
der cubanischen Innenpolitik lassen sich 
noch zu viele von uns abhalten von 
nachhaltiger Solidarität. Die Linke rea­
giert lediglich, ist in der Defensive. Nö­
tig ist aber ein linkes, außenpolitisch re­
levantes Aktionsbündnis. 
In Cuba geht es um mehr als nur um den 
Aufbau von "Sozialismus auf einer In­
sel", es geht um konkrete Pespektiven 
für die Menschen, auch in La­
teinamerika, die Abschied nehmen wol-

len vom Neo-Liberalismus, den ihre Eli­
ten ihnen aufzwingen. Mit Cuba geht es 
meines Erachtens aber auch um einen 
Testfall für das außenpolitische Aktions­
potential der Linken hier - bislang ist 
dies sehr negativ bzw. fast ganz "ausge­
fallen". Es geht um eipe Bewußtma­
chung und Überwindung der außen­
politischen Abstinenz der westeuropäi­
schen Linken. Die Ohnmacht wird an­
hand der schrecklichen Gewaltakte in 
verschiedenen Weltregionen augen­
fällig, meines Erachtens findet sie aber 
in der Haltung gegenüber Cuba ihren 
prägnantesten Ausdruck: weil die Linke 
(fast) nichts tut, sondern geschehen läßt 
bzw. defensiv reagiert. Dies finde ich 
vor allem deshalb beängstigend, weil 
der außenpolitische Kurs Deutschlands 
und EG-Europas ja nicht automatisch 
zum Besten sich wenden dürfte, sondern 
mittlerweile militaristische Züge domi­
nieren. 
Dagegen hilft nichts anderes, als daß wir 
nachdrücklich und offensiv Solidarität 
üben mit diesem "intemationalistisch­
sten Land der Welt" (E.Galeano). Mit 
den sarkastischen Meinungsäußerungen 
Olivers ist evtl. ein lockeres Lesevei~ 
gnügen befriedigt worden, doch deti{~t 
banischen Menschen oder uns selbst '1at 
er dadurch keinerlei Andeutungen für 
eine Alternative aufgezeigt. Und diese 
Kombination schicker Kritik mit einer 
Vorenthaltung realer Utopien oder poli­
tischer Optionen empfinde ich beson­
ders unpassend in der heutigen Zeit, die 
nach linker Praxis schreit. Vielleicht ist 
es gerade die offensive, konstruktive 
und aufrechte Haltung des cubanischen 
Volkes, die ihm einen sozialistischen 
Weg ermöglichte, während die bundes­
deutsche Linke mit abstrakt-theoreti­
schen, personalisierenden, fragmentie­
renden, puristischen und moralisieren­
den Erörterungen ihre Zeit verbrachte. 
Solidarität mit Cuba ist ein Testfeld für 
die Politikfähigkeit und das Aktions­
und Mitwirkungspotential der Linken in 
der BRD und in EG-Europa auf dem 
Feld der Außenpolitik. In Zukunft wer­
den mehr Problemfälle und Aufgaben 
auf uns zukommen, für die wir uns durch 
engagierte Zusammenarbeit wappnen 
müssen. 
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Anständig unmoralisch 
von Oliver Brosch-Guesnet 

Der Mann - im Fernsehen sah es so 
aus, als trüge er einen Ledermantel -
stand auf einem Podium. "Heuchler, 
Heuchler" - Sprechchor: irritiert ihn 
nicht. Der Mann hat das Wort: "Orga­
nisiert den Anstand." Diesmal. Impe­
rativ. Für die anständige Mehrheit der 
Deutschen. Wir machen das anständi­
ger. Das Asylrecht anständig abschaf­
fen. 
Der Mann hat auch etwas zu demon­
strieren: seine Sekundärtugenden. Die 
Partei, über die der Mann meist mit ei­
nem besitzanzeigenden Fütwort spricht, 
ist vor der feindlichen Welt und vor der 
politisch-moralischen Verheerung, die 
sie selbst angerichtet hat, in die wanne 
Feldküche des Anstands geflüchtet. An 
den heimischen Herd, wo man sich ger­
ne erinnert, wie's früher einmal war; fiii­
her, als es noch Manieren gab, und Män­
nerbünde, saubere Lösungen und eine 
heiße Suppe für die Bedürftigen, aber 
keinen Grund, bei Parteiveranstaltungen 
"Pfui" und "Unverschämtheit" zu ru­
fen, und keine Fremden, die auf unsere 
Gartenzwerge scheißen. Bei den Re­
aktionären gegen die Postmoderne 
macht ein Wort Karriere, bei dem mir 
eigentlich nur Tante Therese (Anstands­
wauwau) und eine Bestellung einfallen: 
"Machen'se mir mal'n anständijes 
Frühstück, und drei Aspirin bitte!" 
Außerdem ist Anstand noch, so steht es 
im Lexikon, "die versteckte Stelle, an 
der der Jäger das Wild erwartet". Es 
gibt gute Jäger, die nach alter Väter Sitte 
den Blattschuß beherrschen, und gesetz­
lose Wilderer im angestammten Revier. 
Nachdem sie eine Zeitlang nützlich wa­
ren, wircl ihr Treiben nun - mit einem 
Zeichen der Versöhnung - beendet. Der 
Jagdschein und die Waidgerechtigkeit 
unterscheiden schließlich die, die das 
Vo]k vertreten oder bereit zur Verant­
wortung stehen, von denen, die für das 
Volk den Freischütz mimen und denen 
das Publikum Beifall zollt. "Wir brin­
gen die Asylantenmeute legal zur 
Strecke, verlaßt Euch nur auf den gu­
ten Max.l, den wackeren Grünrock" -
und auf die ganze Biedermeier-My­
thologie, der er genauso entstammt 
wie der Glaube, die deutsche So­
zialdemokratie wisse einmal im ent-
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scheidenen Moment, wo der Hase 
langläuft. 
Das wüßte sie, wenn sie neben "Füh­
rungsqualität" und ''Verantwortungs­
bereitschaft'', neben "Zuwanderungs­
steuerung" und "Verhandlungsge­
schick" noch etwas primäres hätte, 
eine Instanz, die nicht wahr oder 
falsch, aber gut und böse unterscheid­
bar macht. Aber mit dem Aufstieg des 
Anstands ließ sich der Abstieg der 
Moral so gut verbinden. Und das hat 
eigentlich allen gut gefallen. Denn 
was den einen ihre Verant­
wortungsethik, ist den anderen die 
wissenschaftliche Herangehensweise: 
sozialistisch, aber wertfrei. Einträchtig 
gebrauchen sie das Wort Moral seit 
langem nur noch pejorativ: "Das ist 
leider nur moralisch argumentiert." 
Komparativ: "Moralisiert". Su-
perlativ: "Total moralisch unter 
Druck gesetzt". Gemeinsam werden 
sie nicht gerne daran erinnert, daß al­
les einmal auch in ihren Köpfen mit 
einer Empfindung von Ungerechtig­
keit, mit einer Wut und einer Sehn­
sucht angefangen haben muß. 

Die ftüher kluge Landesvorsitzende, 
die in einer Talkshow keinen geraden 
Satz mehr sprechen kann außer dem, 
daß Politik schließlich keine morali­
sche Instanz sei; oder 

der einstige kritische Kritiker, der sich 
bepißt, weil er im Vorzimmer eines 
künftigen Ministerpräsidenten so vie­
le Hetzbriefe gegen Flüchtlinge zu le­
sen bekommt; oder 

der neue große alte Mann der Partei, 
den schon eine Drei-Minuten-Satire 
im Fernsehen ausflippen läßt; oder 

der sonst so joviale Altlinke, der vor 
versammelter Mannschaft einen Pfar­
rer abkanzelt, weil der seine Prinzipi­
en behalten hat; oder 

der mutierte Antirevisionist, der sich 
im "Vorwärts" beklagt, daß die Partei 
dem Mob nicht alles recht machen will 
- sie alle sind in der Partei und nicht in 
der Therapie, und sie bilden eine Ban­
de der Sorte Mensch, die Maxim Biller 

kürzlich "Feiglinge ohne Moral" ge­
nannt hat. 

Was Moral eigentlich ist? "Moral ist 
nichts anderes als eine Art zwischen­
menschlicher Nichtangriffspakt, die 
Grundlage jeder Debatte, jeder ver­
nünftigen Analyse. Und Moral ist das 
einzig passable Instrument zum Bän­
digen der echten, gemeinen, exi­
stenzbedrohenden Realität", sagt Bil­
ler. Sie ist der Treibstoff der Zivilge­
sellschaft, dessen Zufuhr eine Kama­
rilla des "business as usual" gerade 
abzudrehen versucht. Der Zucker, den 
sie in den Tank schüttet, heißt An­
stand, oder Asylkompromiß oder Ab­
sage an die Gesinnungsethik. 
Die Welt der Postmoderne, des Chaos, 
der Unsicherheit, die Welt von Risiko, 
Alternative, Konflikt und Multikulti, 
kennt nicht viele Spielregeln. Eine da­
von ist, im richtigen Augenblick 
"Nein" zu sagen, eine weitere ist, einen 
bestimmten Rest des eigenen ideellen 
Vermögens niemals, unter keinen Um­
ständen preiszugeben. Der Rest muß 
ausgehandelt werden. Ein Spielverder­
ber ist, wer sich daran nicht hält, aber 
sonst alles bis ins kleinste Detail wissen 
und festlegen will. Wer zurück in die 
siebziger Jahre oder gleich ins 19. Jahr­
hundert will, zurück zu Romantik, Tu­
gend, Ehre und Utopie der schlechten 
Art, ist unmoralisch. 
Der sichere Hafen, das Ziel der Gewiß­
heitssuche, die Heimat oder die Regie­
rungsbank: es sind leere Orte, an denen 
es keine offenen Widersprüche, keinen 
Streit, keine Tabuverletzung, kein An­
derssein und keine Lust mehr gibt. Gro­
bian, den Schutzpatron der Schlemmer 
und Säufer, den Antihelden aus der 
"Anstandsliteratur" friiherer Jahr­
hunderte, sucht man dort vergeblich. 
Aber wer weiß, vielleicht werden statt 
Parteibüchern bald Benimmbücher 
ausgegeben, und niemand wird sich 
mehr daran erinnern, daß im Prozeß 
der Zivilisation vor dem Verbot des 
Rülpsens und Popelns bei Tisch der 
Brauch eingeführt wurde, Menschen 
nicht mehr auf offener Straße zu er­
schlagen. 

ZEITSCHRIFT FÜR SOZIALISTISCHE POLITIK UND WIRTSCHAFT. HEFT 69, 1993 

Heinz-Gerd Hofsehen 

ster Sekretär der KPdSU war - und die die Nazi-Blutrichter nicht nur 
neuerdings Christ. Er ließ sich in nicht anklagte, sondern sie bald 
der georgisch-orthodoxen Kathe- wieder in ihren Diensten hatte, bis 
drale in Tiflis auf den Namen Georgi sie in Ehren pensioniert ihre schö­
taufen und verkündete, daß an der nen Ruhestandsbezüge verzehren 
Stelle in seinem Arbeitszimmer, wo konnten. 
früher ein Porträt Stalins gehangen p 
habe, jetzt ein Bild der Jungfrau Ma-
ria die Wand ziere. Wte man sieht, Die "FAZ" macht sich 
war der Mann schon immer gläubig. Sorgen um die Linke. "What's left" 

Auch in Ungarn herrscht 
jetzt Demokratie und da kann der 
Vizepräsident der Regierungspartei 
"Ungarisches Demokratisches For­
um", lstvan Csurka, auch ungestraft 
schreiben, daß das "Ungamtum" 

Wte der "Spiegel" schreibt, Opfer einer internationalen jüdisch­
plant Innenminister Seilers den Ein- bolschwistischenVerschwörung sei. 
salz der Bundeswehr zur Sicherung Demokratischerweise überläßt die­
unserer Ostgrenze gegen illegale se Partei, deren Ministerpräsident 
Grenzübertritte. Dann sollte aber Antall ein hierzulande besonders 
subito mit den Mauerschützenpro- hochgelobter Demokrat ist, ihren 
zessen Schluß gemacht werden, Ordnungsdienst Skinhead-Sanden, 
sonst werden unsere Grenztruppen die Juden, Sintis und Linke terrori-

ii' am Antiasylanten-Wall aber arg de- sieren und den liberalen Staatsprä-
1"' motiviert. sidenten mit 'Judenschwein" -Ru-

heißt der feingeistige Titel ihrer Arti­
kelserie, in der zum Beispiel Ernst 
Nolte uns erklärt, daß sich die Linke 
allseitig durchgesetzt habe - soweit 
sie marktwirtschaftlich und liberal 
gesonnen sei - und daß nur die so­
zialistische Linke keine Chance 
mehr bekommen dürfe, anderen­
falls das Bürgertum wieder zur Not­
wehr greifen würde. Aber auch die 
mediale Nachlaßverwalterin der 
Frankfurter Sponti-Szene, Cora 
Stephan, darf ein paar Hunderter 
verdienen: "Gut, daß es sie gibt, die 
Linke, die gutwilligen Kreise, die ed­
len Seelen und wie man sie sonst 
noch titulieren mag, unsere Gesell­
schaftskritiker von Rang. Denn 
ohne sie fehlte etwas im Spiel deut­
scher Selbstvergewisserung: ""'• 
Gegner, an dem sich abarbeiletl' 
kann, was ohne ihn ein bißchen 
blaß daher käme - die demo­
kratische Gesellschaft der Bürger ... 
Das Watschenkollektiv 'die Linke' 
hat noch nicht ausgedient. Deshalb: 

f fen niederbrüllen. Aber wieso sollen 
1 , t'\ die Ungarn nicht zu ihren Pfeil-

l:i 
lii 

~ Und die GRÜNEN sind kreuzlem zurückkehren, wenn ihr 
doch noch eine radikale Partei. So deutsches Vorbild wieder jedes Wo­
tragen sie zwar in der Bremer chenende brennend und mordend 
Ampelkoalition bedingungslos eine vor die Ausländerheime zieht? 
Sanierungspolitik mit, die Bonner p · 
Finanzhilfen für das hochverschul-
dete Bundesland dadurch erreichen In Westdeutschland ist 
will, daß sie rigide Sparmaßnah- kein einziger Nazi-Richter nach 
men in der Sozial-, Bildungs- und 1945 von deutschen Gerichten ver­
Arbeitsmarktpolitik zugunsten wei- urteilt worden. Damit solche Fehler 
terer Industriesubventionen vor- wie bei der Entnazifizierung nun bei 
sieht, aber schön ist, wie sie dies der Entkommunistifizierung nicht 
tun: In dem Antrag zu ihrer wieder vorkommen, werden nun die 
Landesmitgliederversammlung, der Richter vor Gericht gebracht, die in 
das senatorische Sanierungskon- der Ostzone und der DDR die Nazis 
zept gutheißt, schreiben sie 'ohne verurteilt haben. Der erste dieser 
Verkleisterungslyrik" ausdrücklich, Angeklagten ist der heute 86jährige 
daß diese von ihnen mitgetragene Otto Jürgens, der 1950 in Waldheim 
Politik auf Kosten der Armen und den Nazi-Staatsanwalt Rosen­
Schwachen gehen werde. "Radika- müller zum Tode verurteilt hat, der 
le Ehrlichkeit" nannte das ein Spre- an zahlreichen NS-Terrorurteilen 
eher der GRÜNEN. beteiligt gewesen war. Letzteres in­

!:~ ~:- t'\ Eduard Schwewardnad­
tf ~der frühere Außenminister, der 
i; sich in einem Gespräch mit Brigitte 

teressiert aber weder das Leipziger 
Bezirksgericht, das Jürgens wegen 
'Mordes zulasten Herrn Rosenmül­
lers" anklagte, noch die Presse, die 
von "Wtllkürverfahren der DDR ge­
gen angebliche Nazis" schreibt. 
Wahrscheinlich war tatsächlich der 
Prozeß von 1950 in Waldheim kein 
rechtsstaatliches Verfahren. Wte 
herrlich rechtsstaatlich war dage­
gen die Justiz der Bundesrepublik, 

1

:, 
1:1 
1'1 

1· 
;~ ,, 
h' 

Seebacher-Brandt rühmte, mit Gor­
batschow allein die deutsche Eini­
gung an allen sowjetischen Gremi­
en vorbei durchgesetzt zu haben, ist 
nun bürgerkriegsführender Präsi­
dent Georgiens - wo er vormals Er-

Hiergeblieben! Und schließlich: es 
fehlte denn doch etwas, käme es 
nicht mehr regelmäßig zum soge­
nannten lntellektuellenstreit, der 
zwar nur eben diese so richtig auf­
zuwühlen vermag. Aber schließlich 
haben wir unsere Minderheiten lieb. 
Von daher sei sie unentbehrlich, die 
Linke, und "man wird sich darauf 
verlassen können, daß sie immer 
wiedererstehen wird .... Nicht nur als 
Folge des von Katharina Rutschky 
bemerkten 'konstitutionellen 
Schwachsinns der Jugend' ... " Frau 
Stephans Hoffnung auf diese Wie­
dererstehung ist verständlich, denn 
ohne diese wird sie ihren Lebensun­
terhalt auch nicht mehr mit Attacken 
gegen die Arbeiterbewegung, die 
Stamokaps und den Totalitarismus 
der Linken bestreiten können, was 
sie seit 15 Jahren mit dem schicken 
Flair der Sponti-Herkunft tut - seit 
ihr "konstitutioneller Schwachsinn 
der Jugend" der gewöhnlichen Al­
tersdemenz unserer Lohnschreiber 
gewichen ist. 

19 



l'il 
[j[l 
1•1111 

'.''il' ,,,1 
ii' 
11 

1: ,1 

H 

I' 

1

,, 
1 

' 

Neu im Herbst '92 
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Einführung zu ''Eurovisionen'' 
Auch dieses Jahr eröffnen wir die 
spw-Saison mit einem Europa-Schwer­
punkt. Zur Erinnerung: Im Heft 1/92 
setzten Peter Scherer und Klaus-Peter 
Weiner zwei unterschiedliche Akzen­
te, um Ellropa in der "neuen Weltord­
nung" zu verorten. Ging es dem einen 
(Scherer) darum, die geopolitische Po­
sitionierung bzw. Fonnierung Europas 
im Sinne der Imperialismus-Theorie 
zu verstehen, ging der andere (Wei­
ner) stärker von der Dynamik der 
westeuropäischen Integration aus. Sie 
markierten damit ein Spannungsver­
hältnis - freilich mit der Gemeinsam­
keit, daß die Frage nach Entwick-
lungsoptionen der Linken, nach 
"Leitbildern europäischer Zukunft" 
offen blieb. 
Die Aufsätze in diesem Heft versu­
chen nun schon, einige kleine Schritte 
weiter voranzugehen, wobei die bei­
den Hauptaufsätze von Bonder/Rötger 
sowie von Kremer offenkundig von 
einer ähnlichen Grundgedanken­
führung ausgehen. Sie werfen nämlich 
die Frage auf, ob sich im Kontext der 
"neuen Weltordnung" auch Spielräu­
me für eine spezifisch-europäische 
Fortschrittsperspektive ergeben, was 
im Grundsatz bejaht wird. Weitgehend 
an Bonder/Rötger anschließend lassen 
sich folgende ( west) europäische 
Entwicklungsaltemativen einschließ-
lich ihrer Ambivalenzen so zusam­
menfassen: 
Dominant ist die "metropolitane EG­
Integration", die durch zwei Pole 
gekennzeichnet ist - nämlich den Neo­
liberalismus (Deregulierung und 
Privatisierung) und Monetarismus (re­
striktive Geld- und Finanzpolitik) auf 
der einen, weltmarktorientierte Indu­
striepolitik in der "Triade" Nordame­
rika/Ostasien/Westeuropa und Regu­
lierung von technologischen Innova­
tionsprozessen auf der anderen Seite. 
Dies ist letztlich die "Festung Euro­
pa" - die Verfestigung von "Wohl­
standsringen" um den inneren west­
europäischen Kern und die weitge­
hende Abschottung gegenüber den 
südlichen Erdteilen. Auf der anderen 
Seite steht ein offenes Modell innerer 
und äußerer Strukturpolitik, das sich 
zwischen den Polen einer umbau- und 

"süd"orientierten Industrie- und 
Strukturpolilik und einer keynesia­
nisch inspirierten (geld- und finanz­
politisch gelockerten) Investitions­
und Beschäftigungspolitik bewegt, 
das also "mit dem Primat der monetä­
ren Stabilisierung bricht und einen 
Primat der Strukturpolitik durch­
setzt." (so Bonder/Rötger) 
Diese Pole werden durch den indu­
striepolitischen "umbauorientierten" 
Aufsatz von Kremer und den "nach­
frageorientierten" bzw. "euro-key­
nesianischen" Artikel von Harald Un­
fried abgesteckt. Vielleicht eröffnet 
die Verbindung beider Elemente den 
Zugang zu einer politisch-ökonomi­
schen Gesamtkonzeption? Allerdings 
sind unter diesem Blickwinkel noch 
einige weitere Fragen zu klären: 

o Kremer plädiert ziemlich pauschal 
für eine industriepolitische Wende 
und ein Comeback des Staates. Zu­
mindest diese Wende ist mittlerweile 
schon weitgehend eingetreten. Daß 
der Marktliberalismus zunehmend 
den Bach abgeht, ist zu begrüßen, 
doch spaltet sich nun auch immer 
klarer der Weg der "neuen Indu­
striepolitik" zwischen kapitalorien­
tierter Welbnarktkonkurrenz und 
ökologisch-sozialem Umbau. Müß­
ten daher nicht auch diese Alter­
nativen deutlicher herausgearbeitet 
werden? 

o Bei allen sonstigen Gleichklängen 
bestehen zwischen Bonder/Röttger 
und Kremer doch Unterschiede in 

der "Staatsfrage". Zwar sind bei­
de Aufsätze einig in der Betonung 
gesellschaftlich formulierter und 
verankerter Kompromißstrukturen. 
Kremer neigt allerdings dazu, auf­
grund der Dimension der Umbau­
aufgaben dem Staat dabei wieder 
eine deutlich stärkere Rolle zuzu­
messen als dies in der Linken seit 
mehr als 10 Jahren üblich war. 
Bonder/Rötger hingegen betonen 
eher den "zivilen Charakter" ei­
ner neuen europäischen Struktur­
politik. 

o Bonder/Rötger sprechen offen von 
einem europäischen "Wachstums­
modell", Kremer erinnert an die 
"Politik ausgewählter Wachstums­
felder" und bei Unfrieds mehr oder 
weniger keynesianischer Option darf 
man wohl getrost eine erhebliche 
Wachstwnsdynamik unterstell.e?. 
Bitte schön: Der Abgleich mit <!efu• 
in der spw jüngst von Uli Wolf, ]'ttl, 

,,,1i'.' 

her schon von Tjaden u.a. formulief-
ten Position der Fortschrittskritik 
und des Wachstumsverzichtes steht 
noch aus. Dabei geht es gar nicht nm 
einen allgemeinen Schlagabtausch, 
sondern man müßte die Sache mit 
den "ausgewählten Wachstumsfel­
dern" oder einer "südorientierten 
Industriepolitik" usw. einmal durch­
buchstabieren ... 

o Schließlich argumentieren die Auf­
sätze überwiegend polit-ökono­
misch. Der sozial-kulturelle Kontext 
fehlt doch weitgehend. Er dürfte sich 
auf zweierlei beziehen: einmal auf 
die Prozesse der Migration, der eth­
nischen Konflikte, der regionalen 
Identitätsbildung usw., zum anderen 
auf das Verhältnis zwischen eu­
ropäischer und US-amerikanischer 
Kultur. Immerhin: Sehr interessante 
Anstöße dazu gibt es schon in die­
sem Heft durch Ingo Arends Bericht 
über ein Forum zum europäischen 
Film. 

Die spw-Redaktion 
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Neuordnung Europas? 

In Maastricht sollte der EG die Tür ins 
21. Jahrhundert aufgestoßen werden. 
Kaum hatte der EG-Troß die Stadt ver­
lassen, schon· schlug die Europhorie in 
eine Europhobie um. Das Vertragswerk 
stürzte die EG in eine tiefe Krise. Kein 
Tag vergeht, an dem sie nicht für nega­
tive Schlagzeilen sorgt. Jüngstes Bei­
spiel ist der von der Kommission aus­
gehandelte Kompromiß im Agrarstreit 
mit den USA. Tenor der Kritik ist, die 
EG habe die europäischen Bauern ohne 
Not und willfährig amerikanischen In­
teressen geopfert. Hier offenbart sich die 
gegenwärtige Malaise des europäischen 
Integrationsprozesses. In einer Zeit, in 
der Europa vor neuen gewaltigen Her­
ausforderungen steht und politische 
Gestaltungskraft gefordert ist, versteckt 
sich die politische Klasse· hinter den 
"Sachzwängen" der liberalisierten 
Weltwirtschaft: Sie habe keine Hand­
lungsspielräume. Aber weder der vielbe­
schworene und angeblich omnipotente 
Markt, noch die Verbündeten in den 
USA oder Japan werden Westeuropa 
von der Herausforderung befreien, den 
daniederliegenden Osten in die westli­
che Arbeitsteilung zu integrieren. West­
europa ist gezwungen, sich entgegen der 
gewohnten Konzentration auf die Wett­
bewerbsfähigkeit im westlichen Kon­
kurrenzverhältnis Handlungspielräume 
für ein gesamteuropäisches Wachstums­
modell zu schaffen. Stellt die von eini­
gen geforderte, von anderen befürchtete 

Michael Bonder, Politikwissenschaftler an der TU 
Braunschweig, Bernd ROttger, Dip1.-Pol., wissen­
schaftlicher Mitarbeiter an der Unlversitöt Hon­
r<>ver 

"Renaissance der Politik" im Maa­
stricht-Europa geeignete Instrumente 
hierfür zur Verfügung? Oder ist die herr­
schende Neuordnung Europas dadurch 
geprägt, daß sich die Politik an den Sach­
und Anpassungszwängen der Konkur­
renz zu den US-amerikanischen und 
japanischen Anbietern ausrichtet? Was 
sind schließlich die konstitutiven Struk­
turen eines europäischen Wachstumsmo­
dells, das in der Lage wäre, der akuten 
Gefahren des Nationalismus und des 
Neorassismus Herr zu werden? 

Aufstieg 
der 
Triade 
und 
Niedergang 
der 
Politik 

Die weltwirtschaftliche Dynamik der 
80er Jahre spricht eine eindeutige Spra­
che. Die Handels, und Produktions­
verflechtungen, aber auch der Kampf um 
Weltmarktanteile, die industrielle 
Produktion und der transnationale Fi­
nanzmarkt konzentrieren sich immer en­
ger auf das Zentrum des OECD-Wirt­
schaftsraums. Die Aufschwungsphase 
der Weltwirtschaft in den 80er Jahren 
läßt sich als Prozeß der Triadisierung 

von Michael Bonderl Bernd Röttger* 

zwischen den USA, Westeuropa und 
Japan charakterisieren 1• In seiner Fol­
ge haben sich nicht nur die ge­
gense,ttgen Abhängigkeiten erhöht, 
sondern auch neue politische Verhal­
tensmuster durchgesetzt. Es handelt 
sich um Tendenzen der Vereinheitli­
chung innerhalb der Triade, die zu­
nächst ökonomischen Ursprungs wa­
ren, dann aber gesellschaftliche und 
politische Dimensionen erreicht ha­
ben. 
Wegbereiter dieser Transnationali­
sierungswelle war in den 80er Jahren der 
ideologische und wirtschaftspolitische 
Triumph des Neoliberalismus, der sich 
in der Fonn von "Reaganomics" und 
"Thatcherismus" wie ein Flächenbrand 
in den entwickelten kapitalistischen 
Ländern ausdehnte. Vor seinem herben 
Charme erbleichten selbst sozialistische 
Regierungen. Die wirtschaftspolitischen 
Strategien schienen wie über einen 
Kamm geschert: Zurückdrängung des 
Staates aus der Ökonomie, Privatisie­
rung, Steuerentlastung für Unternehmen 
und Geldbesitz, Einschnitte in der sozia­
len Sicherung und Flexibilisierung im 
Arbeitsrecht. 
Das vorherrschende Verhaltensmuster ist 
das der Imitation. Im globalen Konkur­
renzkampf setzt der auf seinem Gebiet 
Erfolgsreichste die Normen. Wer hier 
bestehen will, kann sich diesen Vorgaben 
nicht entziehen. Er wird gezwungen, die 
vermeintlichen Erfolgsrezepte des je­
weils anderen zu kopieren. In Westeu­
ropa und den USA ist die Umsetzung 
japanischer Management- und Ar­
beitsorganisationkonzepte schon zur 
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Existenzfrage stilisiert worden2• Die 
Gesellschafts-"Modelle" durchdrin­
gen sich. Zwar sind die bestehenden 
industriellen Spezialisierungsprofile 
in den drei Weltregionen nicht iden­
tisch, aber keiner von ihnen kann auf 
den alleinigen Besitz eines dynami­
schen Wachstumssektors verweisen. 
Hegemoniefähig ist keiner mehr. Fällt 
einer der regionalen Konkurrenten in 
einem Sektor zurtick, etwa Europa in 
der Halbleiter-Industrie oder in der 
Luft- und Raumfahrt, wird auf Biegen 
und Brechen versucht, vorlorenes Ter­
rain durch Technologiepolitik wieder 
wett zu machen3• Nationalstaatliche 
Strategien werden durch die Triade 
bestimmt. 
Indem die Transnationalen Konzerne 
(TNK) zu den eigentlichen Moder­
nisierungsakteuren geworden sind, hat 
sich darüber hinaus innerhalb der Metro­
polen die Standortkonkurrenz ver­
schärft. Standortentscheidungen werden 
nicht aus Gründen nationaler Zugehörig­
keit getroffen, sondern wegen der jewei­
ligen Standortvorteile, die sie für das 
Produktionssegment bieten können. Je 
mehr die Transnationalisienmg der Pro­
duktion voranschreitet, desto schärfer 
werden die Auseinandersetzungen zwi­
schen den regionalen und lokalen 
Instanzen und Interessen. Die Politik 
wird zur Funktion des Standorts, indem 
versucht wird, die Region in die neuen, 
transnational-vemetzenden Modernisie­
rungsprozesse der TNKs einzubinden. 
Der so bewirkte Deregulierungs, bzw. 
Subventionierungswettlauf engt den 
Handlungsspielraum der regionalen und 
lokalen Politik zusehends ein. Gleich­
ze1t1g werden aber auch national­
staatliche Strategien, die auf eine 
Vereinheitlichung der Lebensver­
hältnisse im Innern zielen, notgedrungen 
relativiert. 
Die neoliberale und neokonservative 
Wende der 80er Jahre mutete wie ein 
Kotau vor den sich transnationalisieren­
den ökonomischen Kräften an. Mit dem 
Rückzug des Staates wird Trans­
nationalisierung der Ökonomie geför­
dert und so die "Sachzwänge" ver­
festigt, die wiederum diesen Rückzug 
plausibel erscheinen lassen. Die Poli­
tik der Deregulierung reflektiert daher 
zunächst lediglich die Unfähigkeit des 
Nationalstaates, eine ökonomische und 
gesellschaftliche Regulierung unter 
den Bedingungen globalisierter Märk, 
te durchzusetzen. Unterstützt wurde 
diese Unterwerfung der Politik unter 

die Ökonomie von dem Verzicht auf 
die Errichtung einer internationalen 
Ordnung, die politische Regulie­
rungen auf globaler Ebene ermög­
lichte. Nach dem Zusammenbruch des 
Bretton-Woods-Systems 1971/73 ver­
fallen die noch bestehenden in­
stitutionellen Eingriffsmöglichkeiten 
der Politik in weltökonomische Pro­
zesse zunehmend der Bedeutungs­
losigkeit. Die gegenwärtigen Be­
mühungen, im Rahmen des GATT zu 
einer Einigung in eher untergeordne­
ten Fragen zu gelangen, erinnern an 
die berüchtigten Zusammenkünfte der 
Kesselflicker. Das Hauen und Stechen 
um die Durchsetzung nationaler In-
teressen hat die Uruguay-Runde 
längst zur Uruguay-Farce verkommen 
lassen. 
Ein grundlegender Widerspruch des 
Weltsystems hat sich aufgebaut: Wäh, 
rend der Nationalstaat als alleinige poli­
tische Instanz noch über die Interven­
tionspotentiale und eine politisch-demo­
kratische Legitimation verfügt, hat sich 
sein Regulierungsobjekt, nämlich die 
Wirtschaftskreisläufe, aus den national­
staatlichen Grenzen verflüchtigt. Die 
politischen Instrumente sind entschärft. 
Es entsteht ein deutliches Regulierungs­
defizit der Politik, auch deshalb, weil 
supranationale Politik immer wieder von 
den nationalen Interessen blockiert wird. 
Dramatisch offenbart hat sich diese 
Kluft jüngst in den kläglichen Ver­
suchen der EG-Zentralbanken, gegen 
die Spekulanten des transnationalen Fi­
nanzmarktes anzukämpfen, um das Eu­
ropäische Währungssystem (EWS) in 
seinem Bestand zu verteidigen. Gegen 
die Versuche, die Politik fester Wech­
selkurse gegen den Finanzmarkt auf­
recht zu erhalten, wirkt Don Quijotes 
Kampf gegen die Windmühlen fast wie 
ein Heldenepos. Statt einer tatsächlichen 
Politisierung der ökonomischen Bezie­
hungen wird die Transnationalisierung 
des Bankensektors vorangetrieben, um 
den "Casino-Kapitalismus" noch rei­
bungsloser zu betreiben. Die Währungs­
und ZinSJX)litik kann nur noch um "Ver­
trauen" in ihre Politik betteln. Die Indu­
striepolitik droht bedeutungslos zu wer­
den. Die Zunahme "strategischer 
Allianzen" zwischen den TNKs der 
Triade zur Lösung insbesondere von 
Forschungs- und Entwicklungsproble­
men, die jeder für sich nicht mehr be­
wältigen kann, ist so auch eine Re­
aktion auf das Versagen staatlicher In­
dustriepolitik. Es scheint sich das Bild 

zu bestätigen, in dem der Staat nur­
mehr die Aufgabe hat, die Deckstühle 
auf einem Dampfer zu ordnen, dessen 
Kurs er nicht mehr bestimmt. Fatal, 
wenn der Dampfer "Titanic" hieße. 

Regionalisierung 
und 
Re-Politisierung 
der 
Weltwirtschaft? 

Inzwischen mehren sich insbesondere 
in Westeuropa und den USA, in denen 
der Neoliberalismus seinen Triumph 
voreilig zelebrierte, die Stimmen, die 
eine Re-Politisierung ökonomischer 
Prozesse fordern. Der Staat müsse eine 
entscheidende Aufgabe bei der Durch­
setzung von Innovationsprozessen über­
nehmen, um die Weltmarktkonkurrenz­
fähigkeit der nationalen/regionalen Öko­
nomie zu gewährleisten4• In den welt­
wirtschaftlichen Peripherien dagegen 
feiert der Neoliberalismus als Entwid:l 
lungsstrategie fröhliche Urständ. Je libe, 
ralistischer das innenpolitische Regime; 
desto größer die Hoffnung, sich in die 
transnationalen Vernetzungen einklin­
ken zu können, um so wenigstens margi­
nal an den weltgesellschaftlichen Mo­
dernisierungsprozessen zu partizipieren. 
Auf dem Boden der sich seit Mitte der 
80er Jahre intensivierenden Bestrebun­
gen, Prozesse regionaler Integration zu 
organisieren, erblühen die Hoffnungen 
auf eine "Renaissance der Politik". Eu­
ropa marschiert an der Spitze. Während 
die USA, Kanada und Mexiko sich auf­
gemacht haben und mit dem nordameri­
kanischen Freihandelsabkommen (NAF­
TA) die weltgrößte Freihandelszone 
geschaffen haben, Japan sich mit der Re­
gionalisierung zurückhält, aber die 
südostasiatischen N achrücker sich im 
Schatten Japans um einen asiatischen 
Freihandelsraum bemühen, macht die 
regionale Integration in Europa deutlich, 
daß hier keineswegs der Tradition der 
Marktliberalisierung gefolgt wird. 
War das Binnenmarktprojekt der EG 
noch ein großes Deregulie-
rungsprogramm, entwickelte es 
schnell eine politische Dynamik, die 
sich aus den Bemühungen um eine 
Vereinheitlichung der Lebensver­
hältnisse innerhalb dieser Weltregion 
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ergab. Dieser Zwang zur Politisierung 
der transnationalen Beziehungen ist 
durch den Zusammenbruch Osteuro­
pas und deren "Rückkehr nach Euro­
pa" noch verstärkt worden. 
Mit der zunehmenden Regionalisie­
rung der Weltwirtschaft stellt sich zu­
nächst das weltgesellschaftliche Span­
nungsfeld von Vereinheitlichung und 
Fraktionierung in Europa neu. Diese 
Neugestaltung vollzieht sich jedoch 
keineswegs so linear, wie die Apolo­
geten des kapitalistischen Welt­
marktes suggerieren wollen. Die for­
male Unterordnung unter die gleichen 
Funktionsmechanismen des kapitali­
stischen Weltmarktes bewirkt keines­
wegs eine substantielle Vereinheit­
lichung der Lebensverhältnisse in 
ganz Europa. Nach dem Zusam­
menbruch des Staatssozialismus und 
der Krise der globalen Industrialisie­
rung stellt sich vielmehr ein neues 
Entwicklungsdilemma. Nachdem die 
Triadisierung der Weltwirtschaft die 
Zwangsabkopplung vieler Weltre­
gmnen von den industriellen Mo­
dernisierungsprozessen bewirkt hat, 
bildet die Einbindung der Peripherien 
in dit! von den Zentren der Weltwirt­
schaft organisierte regionale Integrati­
on eine letzte Entwicklungschance. So 
auch für den Mittelmeerraum und 
Osteuropa. Die regionale Integration 
eröffnet dabei zwei gegensätzliche 

: ... ...,_, 
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Optionen: Entweder sie bewirkt eine 
Vereinheitlichung nach innen, die an 
eine Politisierung der ökonomischen 
Beziehungen in Europa geknüpft ist. 
Oder sie wird von den Triade-Kräften 
des globalisierten Kapitals für eine 
Angleichung nach außen, also einer 
Vereinheitlichung innerhalb der Tria­
de, instrumentalisiert. Will Europa als 
Triaden-Macht fungieren, folgt die 
Form europäischer Neuordnung den 
Diktaten der Weltmarktkonkurrenz, 
mit entsprechend restriktiven Konse­
quenzen für den politischen Hand­
lungsspielraum. Ökonomisch erfolgt 
die Einbindung der regionalen Peri­
pherien nur funktional zur Vitalisie­
rung der Wirtschaftskraft des regio­
nalen Zentrums. 
Etienne Balibar5 hat Europa als offe­
nes, konflikthaftes Ensemble dreier 
europäischer Konfigurationen charak-
terisiert: eines "euro-amerikani-
schen", eines euro-mediterranen" 
und eines "euro-östlichen Ensem­
bles", wobei jedes Ensemble ein eige­
nes ökonomisch-kulturelles Profil 
aufweist. In der herrschenden europäi­
schen Neuordnung dominiert das 
''!.!um-amerikanische Ensemble". Sei­
ne Rationalität ist die Triaden-Politik; 
die Ausdehnung seines neoliberalen 
Wachstumsmcxlells wircl der europäi­
schen Peripherie als Entwicklungstra­
tegie vorgegaukelt. Die Europäisie-

rungsambitionen des "euro-mediter-: 
ranen" Ensembles zielen dagegen auf 
einen Nord-Süd-Finanztransfer, der 
einen funktionsfähigen westeuropä-
isch-nordafrikanischen Wirtschafts-
raum hervorbringen soll. Im "eurow 
östlichen Ensemble" dominieren die 
Kräfte des Anschlusses oder der 
"nachholenden Modernisierung" an 
die EG, die gerade durch Übernahme 
westlich-liberaler (De-)Regulations­
formen gelingen solL 

Metropolitane 
EG-Integration 
als 
Sackgasse 
Die westeuropäische Integration, die 
mit dem 1985 ins Leben gerufenen 
Binnenmarktprojekt eine neue Dyna­
mik erhielt, mutete wie eine Imitation 
der "Reaganomics" an. Mit dem Ge­
meinsamen Markt sollte eine Wachsw 
tumsdynamik entfesselt werden, um 
im Triade-Konkurrenzkampf den An­
schluß wiederzugewinnen und die 
"Eurosklerose" der 80er Jahre zu 
überwinden. Nach vorwiegend franzö­
sischen Vorstellungen sollen in wirt­
schaftsstrategisch wichtigen Sektoren 

"Eurochampions" her-
ausgebildet werden, um 
die müden europäischen 
Konzerne weltmarktfit zu 
trimmen. Sofort setzte eine 
gewaltige, teils nationale, 
mehr und mehr aber 
transnational-europäische 
Konzentration des Kapi­
tals ein, das zunehmend 
die Gestalt von Euro-Kapi­
tal annimmt. 
Seine ökonomische Aus­
richtung unter dem Kuratel 
der Deregulierung ist in­
zwischen aber einer stär­
keren Rolle der Politik ge­
wichen. Zwei Entwicklun­
gen waren es vor allem, 
die dies bewirkt haben. 
Zum ersten sind weitge­
hend unbemerkt neue Poli­
tikverflechtungen auf eu-

Die Symbole der Nach­
kriegsordnung , , , 
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ropäischer Ebene entstanden und so­
mit auch neue Regulationsformen. Ein 
Beispiel hierfür ist die Einflußnahme 
und Verquickung der EG-Regio­
nalpolitik mit nationalstaatlichen, re­
gionalen und lokalen Förderpro­
grammen6. Indem die Vertiefung des 
Integrationsprozesses mit der Ein­
heitlichung Europäischen Akte und 
dem Maastrichter Vertragswerk nur 
als Kompromiß zwischen den reichen 
und den armen EG-Mitgliedstaaten 
durchgesetzt werden konnte, ist die 
politische Regulierung der Entwick­
lungsunterschiede weiter befördert 
worden. Die Strukturfonds mußten 
aufgestockt und die Bildung eines 
"Kohäsionsfonds" zugestanden wer­
den. Zum zweiten kam es in den mei­
sten Ländern mit der Diskussion um 
die Wirtschafts- und Währungsunion 
(WWU) zu einer vorgezogenen An­
gleichung der grundlegenden Politik­
felder. Dieser vorauseilende Ge­
horsam in Richtung Stabilitätspolitik 
ist vor allem den im Maastrichter Ver­
trag festgelegten Eintrittsbedingun­
gen, den Konvergenzkriterien, in die 
WWU geschuldet. 
Damit steht die Politik in Europa im 
Spannungsfeld von Regionalisierung 
und Globalisierung. Während die neu­
en Politikverflechtungen in der Re­
gionalpolitik eine Vereinheitlichung 
nach innen bewirken können, steht 
das Primat der Stabili-
tätspolitik für die Ex­
pansion nach außen, indem 
die Exportchancen des me­
tropolitanen Kapitals ver­
bessert werden sollen und 
einem 
Binnenmarkt 
redet wird. 

liberalisierten 
das Wort ge-

Von den herrschenden 
Euro-Architekten wird das 
neoliberale Wachs­
tumsmodell der EG-Zentren 
zum Maßstab erhoben. Mit 
Hilfe einer "geometrie va­
riable" soll langfristig sei­
ne Europäisierung sicher­
gestellt werden. Über ver­
schiedene Stufen der wirt-
schaftlichen und poli-
tischen Integration, sog. 
Integrationsgesch windig­
keiten, soll den peripheren 

... im Ausverkauf 

Räumen sukzessive eine Angleichung 
an das EG-zentrische Wachs­
tumsmodell und so ein schrittweiser 
Aufstieg in der Integrationshierarchie 
ermöglicht werden. Aber erst nach 
erfolgreicher Angleichung ist ein Auf­
stieg ins Zentrum, sei es dann die EG 
oder die WWU, möglich. 
Die Angleichung innerhalb der me­
tropolitanen EG-Ökonomien ist so­
wohl in der Stabilitäts- wie in der Mo­
dernisierungspolitik durch die treiw 
benden Kräfte der Triadisierung 
durchgesetzt worden. Durch den Pri­
mat monetärer Stabilisierung werden 
andere Politikbereiche, wie z. B. die 
Arbeitsmarktpolitik, eingeengt Eine 
Erhöhung der Staatsverschuldung zur 
Konjunkturbelebung wird zum Sakri­
leg. Selbst die staatsinterventio­
nistisch angelegte französische In­
dustriepolitik ist inzwischen einer 
Triadenpolitik gewichen, die allein 
darauf abzielt, Modernisierungs­
strategien der Konzerne zu unter­
stützen, statt strukturpolitische Vor­
gaben zu geben. Dominique Taddei, 
führender Berater im französischen 
Ministerium für Industriepolitik und 
Außenhandel, fordert geradezu eine 
europäische Imitation des japanischen 
MITI. Der Staat solle jetzt die 
Weltmarktkonkurrenzposition der na­
tionalen Konzerne unterstützen, in­
dem er ihre Strategien fördert und 

nicht mehr formuliert, neue Impulse 
gibt und neue Märkte antizipiert7• In­
dem sich die französische Ökonomie 
zunehmend in westeuropa1s1erte 
Reproduktionsstrukturen einbindet, 
entwickelt sich ihre Konkurrenzpo­
sition in der Triade zur entscheiden­
den Bezugsgröße der Politik - nicht 
mehr ihre Stellung in der europä­
ischen Arbeitsteilung. Dieser Um­
bruch in der französischen In­
dustriepolitik ist in der herrschenden 
bundesdeutschen Diskussion noch 
nichtmal ansatzweise wahrgenommen 
worden. 
Aber diese europäische Neuordnung 
verstärkt durch die stabilitätspoliti­
sche Gleichrichtung der Politik die 
Dauer und Tiefe der Rezession in Eu­
ropa. Die zunehmenden innerge­
sellschaftlichen Auseinandersetzun­
gen setzen nicht nur die Stabili­
tätspolitik unter Druck, sondern rich­
ten sich immer stärker gegen ihren 
vermeintlichen Verursacher, die euro­
päische Integration insgesamt. Alter­
native wirtschaftspolitische Optionen 
lassen sich aber von einzelnen 
Nationalstaaten kaum mehr realis~ 
ren. Zu stark sind die außenwirtsc~ 
liehen Anpassungszwänge. Politi~ 
Integration tut not. Indem sich aber 
die EG-Industriepolitik als Triaden­
Politik erweist, begibt sie sich in die 
Wettbewerbs- und Anpassungs-
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zwänge, die alternative Handlungs­
optionen blockieren. Sollte sich die 
EG aber auf den industriepolitischen 
Wettlauf der Triade einlassen, muß sie 
die inneren Konsequenzen dieser Stra­
tegie tragen. Sie liegen vor allem dar­
in, daß drei Spaltungslinien in Europa 
aufbrechen. 
Zunächst hat die Auseinandersetzung 
um die Ratifizierung der Verträge von 
Maastricht in allen Mitgliedsländern 
eine tiefe innergesellschaftliche Spal­
tung in Gewinner und Verlierer des 
ökonomischen Modernisierungspro­
zesses offengelegt. Der neue 
Akkumulationstyp in der EG, der sich 
infolge des Binnemnarktprojektes 
durchgesetzt hat, reproduziert nicht 
nur das Nord-Süd-Gefälle der EG, 
sondern spaltet jedes Land in 
prosperierende und zmiickfallende 
Regionen. Entscheidend ist, daß die 
Verlierer in der EG-Integration kein 
taugliches Instrument zur Umkehr ih­
res Abstiegs erblicken, sondern einen 
Grund für seine weitere Beschleu­
nigung. Die Flucht in die vermeintli­
che Festung des Nationalstaates ist die 
Folge. Umgekehrt wird die Europa-Po­
litik eine exklusive Angelegenheit der 
Modernisierungsgewinner. 
Zum zweiten erscheint die WWU als 
Versuch der metropolitanen EG-Län­
der, sich von den vergleichbar "unter­
entwickelten" und nicht stabi­
litätspolitisch gefestigten Ländern zu 
distanzieren. Schon heute ist abseh­
bar, daß ein Teil der EG-Mitglied­
staaten die in den sog. "Konvergenz­
kriterien" festgelegten Eintrittbedin­
gungen nicht erfüllen wird. So hoch 
kann der "Kohäsionsfonds" gar nicht 
sein, als das der wachsende Abstand 
zum Luxuswagen der EG verringert wer­
den könnte. Aber auch Italien droht das 
Abstellgleis. Indem die Wechselkursbil­
dung dem "Casino-Kapitalismus" über­
lassen wurde droht die Abwertung der 
Lira gegenüber dem Kern der EWS­
Wältrungen die Strukturprobleme Itali­
ens zu verschärfen. Indem Inflation 
importiert wird, restriktive Politik ab­
zentuiert werden muß, werden die 
politischen Durchsetzungschancen 
der Stabilitätskoalition mittelfristig 
unterminiert; ein Hinausdriften aus 
dem Konvergenzkem der EG ist deren 
zwingende Folge. 
Als dritte und langfristig tragischste 
Spaltung droht die Reproduktion des 
Eisenene Vorhangs als Wohlstands­
grenze. Die westeuropäische Integrati-

on eröffnet keinerlei Optionen für ei­
nen gesamteuropäischen Ausgleich. 
Im Gegenteil: Die Assoziierungsab­
kommen mit Polen, der CSFR (resp. 
den Nachfolgestaaten) und Ungarn 
werden zwar euphemistisch als "Eu­
ropa-Verträge" gefeiert, verhindern 
aber gerade das Entstehen eines 
gesamteuropäischen Wirtschaftszu­
sammenhangs. Vom hehren Ziel einer 
"asymmetrischen Libera1isierung", in 
der die EG-Staaten sofort, die Ex­
RGW -Staaten erst sukzessive ihre 
Märkte öffnen, sind gerade jene 
Sektoren ausgenommen, in denen die 
Osteuropäer einigermaßen konkur­
renzfähig wären, nämlich in der 
Landwirtschaft, im standardisierten 
Stahlsektor oder in der arbeitsin­
tensiven Textilindustrie. Weil dies je­
doch auch in der EG "sensible" Sek­
toren sind, findet eine Marktöffnung 
nicht statt. Auch die aktuellen Ver­
suche der Neuordnung des krisenhaf­
ten EG-Stahlsektors bleiben EG-zen­
triert; ein Einbezug der osteuropäi­
schen Stahlproduzenten findet erst gar 
nicht statt. Gesamteuropäisches Den­
ken bleibt auf der Strecke. Trotzdem 
wird Osteurnpa weiterhin der EG-Bei­
tritt als zukunfts- und erfolgver­
sprechende Perspektive vorgegaukelt. 
Der Osten stiert auf die EG und pfeift 
auf die alten Verflechtungsstrukturen. 
Ihre Erosion verschärft die ökonomi­
sche Krise, befördert nationalistischen 
Chauvinismus und verhindert die 
demokratische Konsolidierung. Eine 
Angleichung an den Westen wird so 
systematisch unterbunden. 
Alles deutet darauf hin, daß das metro­
politane Westeuropa dabei ist, ein ex­
klusives, auf Ausgrenzung aufbauendes 
Wachstumsmodell hervorzubringen. 
Das westliche Wachstumsmodell kann 
nicht verallgemeinert werden. Das herr­
schende Euro-Konzept, den EG-Beitritt 
von einer erlolgreichen Anpassung an 
die politischen und ökonomischen 
Strukturen der Metropolen abhängig 
zu machen, ist eine Farce. Die Anglei­
chung des Ostens an das EG­
Wachstumsmodell kann unter den Welt­
marktgesetzen, die durch die 
"gOOmetrie variable" inszeniert wer­
den, nicht gelingen. 
Im Gegenteil, die herrschende Inte­
grationstrategie fördert nationalisti­
sche Regresssion in West und Ost. Im 
Osten, weil Entwicklung ausbleibt, im 
Westen, weil sich ein Akkumula­
tionstyps durchsetzt, der die 

Gesellschaften in Modernisierungs, 
gewinner und -verlierer spaltet. 
Reibungslos funktioniert das EG-me­
tropolitane Wachstumsmodell also 
kaum. Von einer stabilen gesell­
schaftlichen Koalition, die sich um die 
hegemoniale transnationale Allianz 
gebildet hat, kann nicht ausgegangen 
werden. Eine andere Frage ist, ob sich 
die Widersprüche tatsächlich ver­
dichten werden, die Konflikte sich so 
verschärfen, daß die Sackgasse der 
herrschenden Neuordnung tatsächlich 
zu Umwälzungen führt. Welche sind 
dann die dominierenden sozialen 
Koalitionen? Im folgenden soll kurz 
ein alternativer Entwicklungspfad der 
europäischen Politik skizziert werden. 

Europa 
als 
Gesellschafts­
projekt 

Es ist eine Illusion zu glauben, die EG 
halte in ihrer jetzigen Fonn bereits die 
Instrumente in der Hand, die einen trans­
nationalen politischen Zusammenhang 
in Europa ermöglichen. Wäre in Maa­
stricht tatsächlich eine "industriepoliti­
sche Ennächtigung"8 beschlossen wor­
den, wie die bundesdeutschen Befürc­
htungen nahelegen, ständen bereits jene 
Instrumente zur Verfügung, die es erlau­
ben könnten, die ökologische Umge­
staltung der Ökonomien in Europa zu 
verbinden mit einer entschlossenen 
Öffnung zu den Entwicklungslän­
dern9. 
Noch aber ist die EG weit davon ent­
fernt. Entscheidend ist die Frage, wie die 
EG-Integrationsdynamik und ihre 
immanente Dialektik von Vereinheitli­
chung ( ökonomischer Vermachtung) 
und Fraktionierung (gesellschaftlicher 
Zersetzung und politischer Regres­
sion) durchbrochen und · einem neuen 
sozialen Kompromiß zugeführt wer­
den kann. Die Antwort erscheint ein­
fach: Der Endzweck der EG-Integrati­
on muß die Schaffung eines ge­
samteuropäischen Wachstumsmodells 
sein, das allen Beteiligten eine 
Zukunftsperspektive eröffnet. Letzt­
lich lassen sich drei konstitutive Ele­
mente eines solchen Projektes benen­
nen: Erstens muß das Verhältnis von 
Weltmarktentwicklung und politi-
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schem Gestaltungsraum neu definiert 
werden. Dies bedeutet vor allem, daß 
sich Europa der Triaden-Rationalität 
der Imitation verweigert und ein eige­
nes industrielles Spezialisierungs­
profil nach außen und eine europä­
ische Arbeitsteilung nach innen her­
vorbringt. Zweitens ist die Kom­
petenzverteilung zwischen supra­
nationaler (EG), nationaler und regio­
naler Ebene neu zu bestimmen und 
vergemeinschaftete Politik anzu­
streben. Drittens schließlich führt kein 
Weg daran vorbei, daß sich Europa zu 
einer Gesellschaftsformation zusam­
menfindet, also europäische Identität 
gestiftet werden muß. Dies sind die 
Voraussetzungen dafür, daß die 
westeuropäische Integration ein ei­
genständiges Wachstumsmodell her­
vorbringt, von dem Ausstrahlungsef­
fekte ausgehen, auf Osteuropa, auf 
Afrika. 
Grundlegend für ein gesellschafts- und 
strukturpolitisches Projekt "Europa" ist 
die Frage der Erlangung politischer 
Handlungsspielräume. Diese können 
nicht mit, sondern allenfalls gegen die 
Triaden-Kräfte gewonnen werden. Dies 
bedeutet daher zunächst, nicht dem Stru­
del post-fordistischer Neuorganisation 
zu folgen, sondern im Gegenteil die spe­
zifisch-europäische Ausprägung der 
fordistischen Epoche zu verteidigen. 
Wenn es tatsächlich einen gravierenden 
Unterschied zwischen "rheinischem" 
und "angloamerikanischem" Kapitalis­
mus gibt10

, dann basiert er auf einem 
ausgeprägten sozialen Kompromiß in 
Europa, den es nicht aufzuweichen, son­
dern zu erneuern gilt. Dies wird aller­
dings nur gelingen, wenn Europa sich 
aus den Hochtechnologiezwängen der 
Triade abkoppelt und auf Produkte 
spezialisiert, die den ökologischen 
Umbau der Industriegesellschaften 
befördern. Gerade der Erfolg des 
verblichenen "Modell Deutschland" 
zeigt, daß eine Ökonomie durchaus 
Weltmarkterfolge feiern kann, ohne 
daß sie sich auf die Besetzung aller 
"high-tech"-Positionen festlegt. 
Auch die Stellung der EG im Hoch­
technologiewettbewerb verdeutlicht, 
daß sich die Industriestrategie Eu­
ropas auf die Entwicklung von Pro­
dukten mittlerer Technologieintensität 
stützen sollte, statt einer Triaden-Poli­
tik hinterherzulaufen". Die Sozial­
struktur der europäischen Gesell­
schaften mit ihrem hohen Anteil an 
Facharbeitern bietet sich für eine der-

artige Spezialisierungsstrategie förm­
lich an. Die EG muß darauf bedacht 
sein, die vormals nationalstaatlich 
organisierten sozialen Kompromisse, 
die der post-fordistischen 2/3-Gesell· 
schaft schon weitgehend gewichen 
sind, transnational-europäisch zu 
erneuern. Die westeuropäische Politik 
muß sich als Stütze eines gesamteuro­
päischen Projektes erweisen. Der EG 
kommt die Funktion eines fedf:rateurs 
zu, die sie nur erlangen kann, wenn sie 
mit dem Primat der monetären Stabili­
sierung bricht und einen Primat der 
Strukturpolitik durchsetzt". Dies 
bedeutet, eine neue, nun Gesamteuro­
pa umfassende, Arbeitsteilung in Eu­
ropa hervorzubringen. 
Damit stellt sich das Problem der poli­
tischen Organisation eines solchen 
Projektes. Es kann bei der Durchset­
zung des Primats der Strukturpolitik 
nicht darnm gehen, den Staat als "ide­
ellen Gesamtkapitalisten" auf euro­
päischer Ebene neu zu beleben. Auch 
darf die Diskussion um das Subsidiari­
tätsprinzip nicht dafür genutzt wer­
den, nationalstaatliche Strategien wie­
der salonfähig zu machen. Es bedarf 
vielmehr neuer transnational-euro­
päischer Kooperationsformen, die es 
den unmittelbaren gesellschaftlichen 
Akteuren der europäischen Struk­
turpolitik ( vor allem auf regionaler 
und lokaler Ebene) ermöglicht, ihre 
Interessen in einem demokratischen 
Prozeß auf transnational-europäischer 
Ebene abzugleichen. Die "Rekon­
struktion der Politik" ist eher auf den 
umnittelbar gesellschaftlichen Kom­
promiß gerichtet, als auf die Renais­
sance zentralisierter und bürokrati­
scher Staatsstrukturen. Nur so läßt 
sich eine supranationale Vergemein­
schaftung der Politik bewirken. 
Das bedeutet letztlich, daß sich Euro­
pa als eine Gesellschaftsformation be­
greifen muß, die es ermöglicht, zivile 
Beziehungen innerhalb wie zwischen 
den Nationalstaaten zu schaffen. Die 
grundlegende Aufgabe in Europa be­
steht heute also darin, politische Wege 
transnationaler Organisation zu su­
chen, ohne sich ethnisch-homoge­
nisierender Konstruktionen der Nation 
oder weltmarktvermittelter Rationa­
lität unterzuordnen. 
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Auf der Suche nach einer neuen 
Ordnung der Welt 

Angesichts der Überfülle und der,Schnel­
ligkeit von Umbrüchen und Tendenzen 
sind derzeit alle gesellschaftlichen Kräfte 
- und natürlich auch Helmut aus Oggers­
heim und seine Ministrantenriege, darunter 
der "telegene Skinhead" Volker Rühe (so 
der nicht-mehr-Sozialdemokrat Günter 
Grass), weitgehend überfordert. Derartige 
intellektuelle und politische Unreife wäre 
nicht weiter tragisch, wenn die Kon­
zeptionslosigkeit, das "merkwürdige Sich­
treihenlassen, fast fatalistisch", nicht in 
einem mittlerweile erschreckend deutlich 
werdenden "kruden Pragmatismus" (S.9 
f.) ausufern würde, mit dem die ei­
gentlichen Probleme nicht gelöst werden 
können. Nicht immer, aber immer öfter er­
scheinen über die Umbruchsituation Bü­
cher von Linken, in denen der Stand und 
Trend der Dinge betrachtet und erste 
Perspektiven angeboten werden. 
Ziebura et al. unterziehen sich in ihrem 
neuen Buch der Aufgabe, die wichtigsten 
Veränderungen der letzten Jahre zusam­
men im historischen Kontext und auf glo­
baler, europäischer und deutscher Ebene 
zu untersuchen. Es geht ihnen um die 
Kenntlichmachung der Handlungsbedin­
gungen und Handlungsspielräume des ver­
einten Deutschland, denn "Deutschland 
steckt objektiv in der zweiten Grün­
dungsphase seit 1945" (S.21). Dabei ist 
"keine beschauliche Feierabend-Lektüre" 
(S.5) entstanden, aber ein sehr gut lesbarer 
und locker geschriebener Abriß vielfälti­
ger Aspekte heutiger Politik, der die in 
Fachpublikationen verstreuten Debatten 
auf griffige und spannend lesbare Sätze 
bringt. Zudem denken die Autoren an Ge­
meinplätzen weiter und provozieren damit 
konstruktive Aha-Erlebnisse. Wenn auch 
spw-Leserlnnen schon Vieles davon be­
kannt sein dürfte, macht gerade die Ge­
samtschau die enorme Dimension der Pro­
blemkomplexe deutlich, vor denen wir 
heute stehen (oder: sitzen?). Besonders po­
sitiv ist die Thematisierung von Ten­
denzen und ·Gegentendenzen, weil damit 
die komplexe Realität klar wird und simp-

le Lösungen gar nicht erst in den Blick 
konunen können. 
Souverän werden in einem ersten Ab­
schnitt Themenkomplexe wie die Debatte 
um den relativen Niedergang der USA, der 
Untergang der Sowjetunion und Refle­
xionen über eine Neue Weltordnung abge­
handelt. Interessant sind die Erörterungen 
über die Triade USA-Japan-Deutschland, 
für die einerseits Vereinheitlichungs­
tendenzen (sozio-kulturelle Muster, Poli­
tikformen, intensivierte Kommunikation), 
andererseits aber auch gegenseitige Kon­
kurrenz konstatiert wird. Für die 'neue 
Weltordnung' werden zwei Optionen gese­
hen: einmal die Rekonstruktion der USA 
als umfassende Supermacht, oder anderer­
seits eine neue Kooperation zwischen den 
"alt-kapitalistischen" (eine bemer­
kenswerte Wortschöpfung !) Industrielän­
dern. Im Zusammenhang des Irak-Krieges 
("Desert Storm") bietet nach Ansicht der 
Autoren die "Golfkoalition" eine realisti­
sche Perspektive: "Die Zentrumsmächte 
der Weltpolitik teilen die Hegemonial­
funktionen untereinander auf. Die USA ge­
winnen wieder militärisch-strategische 
Hegemonie, deren ökonomisches Pfand je­
doch von Japan und Westeuropa geleistet 
wird." (S.64) Die "hierarchische 
Funktionsteilung" bzw. die "Unipolarisie­
rung" der Welt wird durch drei Tendenzen 
offenbart: Wegfall der UdSSR, militäri­
sche Stärke der USA und globalpolitische 
Unfähigkeiten Westeuropas und Japans. 
Dafür scheint auch die Fragmentierung des 
"Südens" zu sprechen, dessen Länder 
(bzw. deren Eliten) sich ökonomisch und 
inzwischen auch ideologisch stärker am 
"Norden" orientieren und sich vereinzelt 
an Handelsabkommen mit den Reichen 
klammern, während sie ansonsten eher 
abgekoppelt sind/werden und sich der Nor­
den auf seine Wachstums- und Wohlstand­
sinselns zurückzieht und zu Festungen aus­
baut. Entwicklungs"hilfe" wird noch stär­
ker selektiv vergeben, gemäß neuer Krite­
rien (Marktförmigkeit, Menschemechte, 
etc.). Nicht nur, daß dies die gesunkene 
Bereitschaft ( und die beschränkten Res­
sourcen) zu wirklicher Hilfe bei nördli­
chen Eliten verkleistert. Zusätzlich of-

fenbaren die Vergabekriterien einen 
Doppelstandard: sind denn nicht auch die 
nördlichen Staaten völlig überrüstet und 
Umweltverschmutzer? Zwar nehmen An­
sätze zur Süd-Süd-Integration in einigen 
Regionen zu, doch insgesamt erscheint der 
Süden derzeit sehr geschwächt und dem 
Wollen der nördlichen Eliten ausgeliefert. 
Die Message des Nordens an den Süden 
wird inzwischen auch den osteuropäischen 
Staaten nahegebracht: "Derweil werden 
die Osteuropäer von in Sachen Wirt­
schaftstheorie handelsreisenden US-Pro­
fessoren getröstet. Sie versuchen, eine mo:­
netaristische 'Schocktherapie' unter die 
Leute zu bringen mit dem Ziel, den ehe­
dem sozialistischen Gesellschaften die 
'IBM-Kompatibilität' zu verleihen." 
(S.78) 
Im zweiten Abschnitt des Buches wird der 
Zustand des europäischen Hausbaues nä­
her untersucht. Dabei geht es um den Bin­
nenmarkt, die Währungsunion, den EWR, 
Osteuropa als neue Peripherie, um NATO, 
KSZE, und vor allem um die Spannungen 
zwischen Regulation und Deregulation, 
um Vertiefung und Erweiterung der Ge­
meinschaft, um mögliche neue Wachs­
tumsmodelle und Interessengegensätze 
und Konfliktpotentiale. Als dominierenden 
Trend erkennen Ziebura et al. die 
Zurückdrängung der nachfrageorientierten 
keynesianischen Globalsteuerung durch 
eine neokonservative Angebotsstrategie 
zur 'Befreiung' der Marktkräfte, im Kern 
dominiert die Ökonomie das Geschehen. 
Auch im europäischen Politikfeld sind es 
die Ärmeren, die einer interventionisti­
schen Variante das Wort reden, weil sie 
selbst innerhalb der EG bislang nur "von 
den Sekundäreffekten des regionalen Fi­
nanztransfers", statt von den Primär­
effekten im Handel und Kapitalverkehr 
profitierten (S.114). So kommt es weiter­
hin zu einer selektiven Integration der Pe­
ripherien in die EG-Wirtschaftskreisläufe, 
während strukturschwache Regionen wei­
ter marginalisiert bleiben (z.B. Delors 
Konzept 'konzentrischer Kreise'). Damit 
zusammenhängend hat das Fehlen von 
(auch gerade sozialdemokratischen) Zu­
kunftsvisionen dazu geführt, "daß sich 
Tendenzen der Re-Traditionalisierung po­
litischer Strategien durchsetzen konnten" 
(S. 118). Eine Alternative dazu, eine 
selbstlose Aufbauhilfe im Osten und die 
Öffnung des EG-Marktes, würde allerdings 
von den Westeuropäern ein hohes Maß an 
Solidarität erfordern, was jedoch kaum zu 
bemerken ist. 
Der dritte Abschnitt beschreibt das "Mo­
dell Deutschland", seine Genese, seine 
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Transformation und seine jetzigen Proble­
me. Dessen derzeitigen Problemen (Ab­
wicklung in der Ex-DDR, Importanstieg, 
Verschuldung, Sozialabbau, Weltmarkt­
konkurrenz, etc.) wird lediglich mit 
"Durchwursteln" begegnet, bewegt sich 
"zwischen Beschäftigungsförderung und 
Haushaltssanierung" (S.190). Gleichzeitig 
pochen außenpolitische Anforderungen an 
die Tür bundesdeutscher Politiker, steht 
nach dem Ost-West-Konflikt das "tradi­
tionelle Hauptproblem deutscher Außen­
politik" an: "das Verhältnis von West­
und Ostorientierung" (S. 194). Gerade we­
gen der Veränderung der einschlägigen 
Parameter dafür fehlt es an einer "Ge­
samtschau". Aus den USA scheint folgen­
de Politik für Deutschland zugedacht: "Es 
soll zwar neuen Handlungsspielraum ha­
ben, aber er wird ihm, ähnlich wie in der 
untergegangenen Nachkriegsordnung, von 
der Vormacht zugewiesen." (S. 197) Inner­
halb des Spannungsfeldes zwischen Sou­
veränität und Einbindung sind sowohl die 
Strategien der "Neorealisten" (Primat des 
nationalen Interesses, ggf. begrenzte Krie­
ge führbar), der "traditionellen Atlanti­
ker" (unmündige Europäer benötigen die 
USA als Rückversicherung), als auch die 
der "lnterdependisten" (liberal-koopera­
tiver Internationalismus a la Genscher) 
sehr problematisch bzw. mangelhaft. Dem 

Anzeige 

heraufziehenden, aber instabilen "Euro­
Hegemon" Deutschland stellen die Auto­
ren ihre Vision einer "Schamiermacht" 
entgegen: "An die Stelle nationalstaatli­
cher Strategien muß die gemeinsame Ent­
wicklung eines transnational-europäischen 
Gesellschaftsprojekts treten, das zum Ziel 
hat, eine entwicklungsfähige internationa­
le Arbeitsteilung zwischen den alten 
westeuropäischen Zentren und der neuen 
Peripherie in Osteuropa bis nach Afrika 
entstehen zu lassen." (S. 205) 
In ihrem Ausb/ick'verallgemeinem sie die­
se These, indem sie die Entwicklung eines 
politischen Regulierungsinstrumentariums 
fordern/erhoffen: die fortschreitende Ent­
grenzung der Ökonomie solle durch trans­
nationale Vernetzungen von Strukturen der 
Gesellschaft und Politik begleitet werden. 
Die am Ende aufgeworfene Frage nach den 
gesellschaftlichen Trägem einer solchen 
Alternative beantworten sie realistischer­
weise· mit: chancenlos. 
Tatsächlich steht ja für Linke die gesell­
schaftliche Kontrolle ökonomischer Pro­
zesse schon immer als Aufgabe ganz oben, 
und nun ergibt sich für die bundesdeutsche 
Linke ein zusätzliches Politikfeld: Außen­
politik bzw. internationale Politik. In die 
Konkretion und die Realisation dieses Zie­
les müssen wir unsere Energie verwenden, 
hier ist angesichts des kruden und gemein-

gefährlichen Pragmatismus und der Groß­
MANNSsucht (auch: Ablenkung von Bin­
nenproblemen!) von Kohl-Kinkel-Rühe 
eine konstruktive und harte Opposition 
dringend gefordert - dies kommt in dem 
Buch allerdings zu kurz. Zudem wird den 
Krisen in Osteuropa, auf dem Balkan und 
im Naher Osten zu geringe Aufmerksam­
keit geschenkt. Unterrepräsentiert sind in 
der Untersuchung auch solche Aspekte wie 
Frauenfrage, Technologieentwicklung, 
Militärisch-industrieller Komplex und 
Entwicklungen in Asien (ASEAN); zudem 
sollte m. E. statt "amerikanisch" der Be­
griff "US-amerikanisch" verwendet wer­
den. Insgesamt ist das Buch eine gelunge­
ne Zusammenschau wesentlicher Aspekte 
der heutigen Konstellationen und Rah­
menbedingungen bundesdeutscher (Außen­
)Politik. 
Die Linken (und nicht nur die herrschen­
den Eliten!) sind tatsächlich weit davon 
entfernt, eine Alternative nicht nur zu den­
ken, sondern auch durchzusetzen. Die viel­
fältigen Probleme und Hürden sind aufge­
zeigt worden, jetzt müßte ein Buch über 
die Alternative und ihre Durchset­
zungmöglichkeiten geschrieben und publi0 

ziert werden. Dieses neue Buch hofftd.Ch 
dann genauso positiv rezensieren zu:!~:.. 
nen wie das vorliegende. · 

Edgar Göll, Berlin 
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von Uwe Kremer* 
Der weltweite Niedergang des Marktli­
beralismus und der Aufstieg industrie­
und strukturpolitischer Optionen ver­
weisen auf den engen Zusammenhang, 
der zwischen der zukünftigen Funktion 
des Staates auf der einen und der Rolle 
der Weltregionen auf der anderen Seite 
besteht: Das Comeback des Staates be­
ruht zuallererst auf der Anforderung, na­
tionale/regionale Innovationsprozesse 
im Zusammenhang von Industrie­
strukturen und · Weltmärkten voraus­
schauend zu organisieren ( vergl. Hilpert 
1991). Die Plätze in der "neuen 
Weltordnung" dürften auch und gerade 
unter dem Gesichtspunkt verteilt wer­
den, inwieweit diese regulativen Fähig­
keiten im Rahmen jeweiliger nationaler/ 
regionaler Milieus entwickelt werden 
können. Für uns bedeutet dies, die 
Weltregion "Europa" (genauer: die 
EG) als Referenzrahmen für das Come­
back des Staates zu verstehen. 

I. Die Linke und der Staat 

Urui die Linke? Sie hat in den 80er Jah­
ren gleich in mehrererlei Hinsicht Ab­
schied vom Staat genommen. Vor allem 

· emWeik von Fritz Scharpf machte in 
1-=-·-ihren-Reihen Furore, mit dessen Hilfe 
;·,l\ f, \<Ire. Hinwendung zum Marktliberalismus 

Dr. U"!'e Kr8mel', -Politik'Nissenschaftter, Redak­
'PW,Dorlmlnd 

Staat, 

Industriepolitik und 
Wirtschaftskultur 

· in Westeuropa 

"modern-realistisch" begründet werden 
konnte (vergl. Scharpf 1987). Ange­
sichts der globalisierten Finanzmärkte 
und der Inkompetenz supranationaler 
Ebenen sei Wirtschaftspolitik nur noch 
als finanz- und geldpolitische An­
passung an internationale Kapital- bzw. 
Zinsbewegungen machbar. Aktive öf­
fentliche Beschäftigungspolitik durch fi­
nanz- und kreditpolitische Maßnahmen 
und die Umverteilung zugunsten der 
Massenkaufkraft und der öffentlichen 
Nachfrage kämen dementsprechend 
nicht mehr in Frage. Die größte Chance 
für neue Arbeitsplätze und gewisse 
gesellschaftliche Gestaltungsräume wer­
den noch in den wachsenden Dienstlei­
stungszweigen gesehen. 
Tatsächlich handelt es sich hierbei aller­
dings um eine unzulässige neoklassische 

Einengung, wenn Wirtschafts- auf Geld­
und Finanzpolitik bzw. einen Daten­
kranz von Löhnen und Preisen, Steuer­
und Zinssätzen reduziert wird. Ebenso­
wenig ist es akzeptabel, wenn die Frage 
der "Dienstleistungsgesellschaft" von 
ihrer industriellen Basis abgekoppelt 
und deren Entwicklung ausgeblendet 
wird. Schließlich ist eine Sichtweise zu 
kritisieren, die im internationalen Maß­
stab nur die "allmächtigen" Finanz­
märkte und Zinsbewegungen, nicht aber 
auch die Rolle von technologischen 
Transfers, industriellen Kooperationen, 
Produktions- und Marktstrukturen im 
Auge hat. In diesem Ansatz werden da­
mit substantielle Fragen des ökono­
mischen Strukturwandels systematisch 
ausgeblendet: Industrie- und Strukturpo­
litik findet nicht statt. 
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Dieser polit-ökonomische Ohnmachts­
diskurs korrespondierte mit dem Auf­
schwung der "Zivilgesellschaft" zum 
allgemeinen Fluchtpunkt einer Linken, 
die sich vom Terrain des Staates und der 
Industrie immer weiter zurückgezogen 
hat. Nicht die Hinwendung zu lebens­
weltlichen Prozessen und ihren demo­
kratischen Perspektiven ist hierbei das 
Problem, sondern der Verzicht auf eine 
eigenständige strategische Definition 
des Staates in den industriell gebunde­
nen Innovationsprozessen. Es kann da­
her nicht verwundern, wenn dieser Dis­
kurs in manchen Köpfen dazu geführt 
hat, "Zivilgesellschaft" und "fteie 
Marktwirtschaft" als korrespondierende 
und sich wechselseitig bedingende Kon­
zepte zu akzeptieren, womit aus der 
ökonomischen Ohnmacht auch noch 
eine zivile Tugend gemacht wird. 
Im Angesicht von Weltmarkt und Welt­
ordnung bleibt eine derartige Position 
blutleer und harmlos: Sie überläßt die 
fundamentalen Prozesse der technolo­
gisch-industriellen Innovation dem Spiel 
der weltweit agierenden Konzerne -der 
global player. Der Gestaltungsspielraum 
der entwikelten Nationen und Weltre­
gionen hängt aber - auch in progressiver 
Perspektive - davon ab, inwieweit sie die 
Aufgaben der Neo-Industrialisierung 
meistem, die sich auf drei Linien 
konzentrieren: 
<= die diversifizierte Qualitätsprodukti­
on (Verschiebung vom Preis- zum 
Qualitätswettbewerb, Variantenvielfalt 
und kleine Serien bei gleichzeitig ho­
hem Produktionsvolumen, sowohl 
wertschöpfungs- wie verflechtungsin­
tensive flexible Produktionsstrukturen, 
hoher Bedarf an technologisch-infra­
strukturellen Vor- bzw. Dienst­
leistungen), 
<= die Bewältigung gigantischer lnfra­
strukturaufgaben (auf allen Sektoren -
unter ökologischen Gesichtspunkten vor 
allem in der Energie-, der Verkehrs-, der 
Altstoff- und der Wasserwirtschaft; au­
ßerdem auf dem Bildungs- und dem 
Kommunikationssektor u.a.), 
{::: die Neustrukturierung der internatio­
nalen Arbeitsteilung (langfristige Regu­
lierung des Auf- und Abstiegs von Bran­
chen und Produktlinien in den ver­
schiedenen Weltregionen mit neuen 
Spielräumen für industrielle Moderni­
sierungsprozesse in unterentwikelten 
Ländern). 
In progressiver Perspektive stellt sich in 
allen drei Punkten die Aufgabe, im Sin­
ne des Berliner Grundsatzprogramms 

der SPD eine Politik ausgewählter 
Wachstumsfelder zu konzipieren und 
sich gleichzeitig der Vorstellung einer 
Zivilmacht Europa neu zu nähern - und 
zwar auf der Basis einer westeuropäi­
schen Industrie- und Strukturpolitik und 
mit einer neuen Definition der staatli­
chen Rolle. "Die Linke muß die Er­
neuerung der Produktionsstrukturen der 
europäischen Industriegesellschaft zu 
ihrem Projekt machen. Sie muß über su­
balterne, reaktive Strategien hinaus -
und eine eigene Vision der ökonomi­
schen Zukunft formulieren." (Glotz 
1987, 136) Die europäische Perspektive 
verlangt daher auch "eine Linke, die 
sich einen Begriff vom Staat bewahrt 
hat." (ebd., 138) 

II. Industriepolitik: Probleme 
und Perspektiven 

Um die Aufgaben einer Neo-Industriali­
sierung erfolgreich angehen zu können, 
muß westeuropäische Industrie- und 
Strukturpolitik eine entsprechend lei­
stungsfähige ökonomische Basis schaf­
fen und fähig sein, sich ökonomisch­
technologisch und damit auch sozial, 
kulturelJ und politisch im Kampf der 
kapitalistischen Zentren zu behaupten 
und gestaltend in die internationale Ar­
beitsteilung einzugreifen. Diese Aufga­
be erfordert _eine eigenständige westeu­
ropäische Strategie der Innovation, die 
Schritt für Schritt die Kontrolle über die 
relevanten ökonomisch-technologischen 
Prozesse gewinnt. 
Nicht der Wettlauf um die jeweils "mo­
dernste" Hochtechnologie ist hierbei 
das A und O - denn hier sind die 
Voraussetzungen verglichen mit Japan 
und den USA recht ungünstig. Es geht 
vielmehr um die dynamische Bestands­
entwicklung des Potentials an Aus­
rüstungen und Infrastruktur, Techno­
logie und Qualifikation. 

Dynamische Bestandsentwicklung 

Westeuropa und insbesondere die deut­
sche Wirtschaft liegen auf den inter­
nationalen Märkten vor allem bei Pro­
dukten vorne, die über eine mittlere 
Technologieintensität verfügen, wäh­
rend Japan und die USA bei Exportgü­
tern einen weitaus höheren High-Tech­
Anteil ausweisen als ihre europäischen 
Konkurrenten (vergl. Hughes 1991). 
Doch darf diese Situation nicht als 
Schwäche verstanden werden. "Mittle­
re" Technologien können einen wichti-
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gen Integrationsfaktor zwischen ver­
schiedenen Zweigen und Stufen der 
Volkswirtschaft darstellen und eine 
technologische Stärke demonstrieren, 
die auf der Breite der Produktpalette be­
ruht. Hinzu kommt, daß sie häufig mit 
einem sehr hohen Bedarf an "Hum­
ankapital" einhergeht, der sich viel stär­
ker als bei "High-Tech" auf ein breites 
Qualifikationsprofil der Belegschaften 
richtet. Gerade in qer Entwicklung der 
Systemtechnik hat sich gezeigt, wie 
bedeutsam diese Kombination ist: So hat 
der Maschinenbau erfahren müssen, daß 
technologisch überzüchtete Modelle der 
Fabrikautomation (v.a. CIM) kaum zu­
sätzliche Möglichkeiten einer flexibel 
spezialisierten, kundenorientierten und 
stönmgsfreien Fertigung schafft. 
Man muß die europäische Breite bei 
Produkten mittlerer Technologieintensi­
tät gegenüber den Konkurrenten nutzen. 
Hier - und nicht in waghalsigen Prestige­
projekten - befindet sich auch die solide 
Basis für strategisch gezielte selektive 
Vorstöße in bestimmte Spitzentechnolo­
gien hinein. Aus deutscher Sicht steht 
vor allem der Maschinen- und Anlagen­
bau im Mittelpunkt. Die besonderen 
Stärken liegen hierbei in der Präzisions­
mechanik, die vor allem für die Maschi­
nen- und Anlagensteuerung unver­
zichtbar ist, und natürlich in der System­
technik insgesamt. Diese Struktur von 
Technologie und Qualifikation ermög­
licht nicht nur sektorale Spit­
zenleistungen wie etwa im Werk­
zeugmaschinenbau. Sie schafft auch 
wichtige Voraussetzungen, auf denen 
die westeuropäisch-deutschen Stärken in 
der Infrastrukturausrüstung beruhen. In 
der Kommunikations-, mehr noch in der 
Verkehrs- und vor allem in der Energie­
technik sind sie unbestritten. Enge 
Wechselbeziehungen bestehen zu den 
entsprechenden Wirtschaftszweigen 
( v .a. in der Automobilindustrie und Tei­
len der Elektrotechnik). "Dynamische 
Bestandsentwicklung" heißt dann auch, 
diese Industrie-&-Infrastruktur-Komple­
xe umzugruppieren und auf neue Aufga­
ben hinzuführen. 
So hat Europa zusammen mit seinen 
Partnern südlich des Mittelmeeres sehr 
gute Karten, um in das Zeitalter der So­
larenergie aufzubrechen. Und die Chan­
cen, den Kapazitätsabbau in der 
westeuropäischen Automobilindustrie 
durch den systematischen Umbau des 
gesamten Verkehrssektors aufzufangen, 
stehen angesichts des vorhandenen 
know-hows ausgesprochen gut. Mit Hil-

fe von Steuerungs- und Systemtechnik 
lassen sich in der Abfall- wie auch in der 
Wasserwirtschaft bedeutsame Innova­
tionen ins Werk setzen. Entsprechend 
sind die Zukunftsaussichten in den da­
mit verbundenen Bereichen des Ma­
schinen- und Anlagenbaus wie auch der 
elektrotechnischen Industrie. Die Ent­
wicklung eines strategischen industriell­
infrastrukturellen Kerns der euro­
päischen Wirtschaft muß allerdings 
durch weitere technologische Vorstöße 
gewährleistet werden. 

Integration von Innovationslinien 

Der Maschinen- und Anlagenbau zählt 
zu den bedeutsamsten Abnehmern und 
Anwendern von Werkstoffinnovationen. 
Hier liegt die große Chance, die vorhan­
dene europäische Produktionsbasis in 
den Grundstoffindustrien (insbesondere 
bei Eisen & Stahl, NE-Metallen sowie 
Chemie) zu restrukturieren und moderne 
regionale Werkstoffzentren (z.B. Nord­
rhein-Westfalen/Ruhrgebiet) zu schaf­
fen (vergl. Schäffer 1989). Für eine dar­
auf basierende strategische Orientierung 
der Grundstoffindustrien auf den Ma­
schinen- und Anlagenbau sowie kom­
plexe System- und lnfrastrukturtechno­
logien existieren erhebliche und noch 
ungenutzte Potentiale. 
Weitaus problematischer stellt sich die 
Situation in der Mikroelektronik dar 
(vergl. Welsch 1990 und Seitz 1990): 
Europa mangelt es an einer eigene Halb­
leiterproduktion - hinsichtlich der Chips 
wie auch der Fertigungsgeräte; auf der 
anderen Seite ist der Pro-Kopf-Ver­
brauch an Halbleitern wesentlich niedri­
ger als in den USA und Japan. Das Pro­
blem liegt nicht nur in der Verfügbarkeit 
über die mikrolelektronischen "Roh­
stoffe". Über die Halbleiter kann vor al­
lem nämlich systematischer Einfluß auf 
die "nachgelagerten'' Technologien 
und Produktgruppen ausgeübt werden 
kann. So stößt die japanische Industrie 
von seiner weltweit dominierenden 
Halbleiterfertigung aus an immer mehr 
Stellen inuner tiefer in die elektro- und 
informationstechnische Industrie der 
USA und Europas vor. Und immer stär­
ker werden dadurch auch die europäi­
schen Hochburgen in der Telekom­
munikation, in der Industrieelektronik 
und damit auch im Maschinenbau be­
droht. 
Es ist daher notwendig, die Basis für 
eine europäische Chip-Produktion und 
vor allem einen europäisch kontrollier-
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ten Verbund von Zulieferung, Herstel­
lung und Anwendung zu schaffen. In der 
Unterhaltungselektronik und in der 
Computerindustrie dürfte der Rückstand 
der Europäer auf absehbare Zeit nicht 
aufholbar sein. Aber noch gibt es die 
Stärken in der Industrieelektronik und 
der Telekommunikation, zwei bedeut­
samen Abnehmern von Halbleitern. 
Strategisch entscheidend ist gerade hier 
der immer wichtiger werdende Markt 
der anwendungsspezifischen Spezial- -
chips ("ASICs"), der vor allem bei sy­
stemtechnischen Entwicklungen in der 
Industrieproduktion von Bedeutung ist 
und auf dem europäische Anbieter noch 
vergleichsweise gut vertreten sind. 
Europas Position dürfte sich noch weiter 
verstärken, wenn es gelingt diese beiden 
technologischen· Vorstöße mit einer 
Ökologisierung zu verbinden, die nicht 
nur die genannten Infrastrukturbereiche 
betrifft, sondern auch die Umgestaltung 
der industriellen Produktion. Mit Hilfe 
der mikroelektronisch gestützten Steue­
rungs- und Systemtechnik und der 
modernen Werkstofftechnologien erge­
ben sich neue Möglichkeiten zur syste­
matischen Entwicklung ökologischer 
Stoff- und Energiekreisläufe, die bislang 
nur zu einem geringen Teil genutzt wor­
den sind. Europas große Chance besteht 
in der Verbindung der drei großen l nno­
vationslinien Mikroelelektronisierung, 
Werkstoffentwicklung und Ökolo­
gisierung. Die industriellen Vorausset M 

zungen dafür sind gut. 

Europäische Investitionsführung 

Im Verhältnis zu den anderen kapitalisti­
schen Zentren erfordert eine europäische 
"dynamische Bestandsentwicklung", 
daß die Kontrolle über industrielle 
Verflechtungen nicht verloren geht. 
Dies betrifft die systematische Gestal­
tung der Abna!unebeziehungen ebenso 
wie die "Pflege" der Zulieferbetriebe: 
Es gibt vielfache Beispiele dafür, wie 
durch Vernachlässigung einheimischer 
Lieferanten hiesige Produktions- und 
Beschäftigungspotentiale vernichtet und 
Zugänge vor allem für die japanische 
Konkurrenz eröffnet wurden. Diese pla­
ziert sich andererseits mit Endmonta­
gefabriken auf den europäischen Märk­
ten, wobei der größte Teil der Wert­
schöpfung auf den vorhergehenden 
Fertigungsstufen außerhalb Europas er­
folgt und die europäische Abhängigkeit 
von den entsprechenden Zulieferungen 
(etwa elektronischen Bauteilen, s.o.!) 

wächst (vergl. im folgenden James 
1990, 310-352). 
Es geht nicht darum, japanische Investi­
tionen an und für sich zu verhindern. 
Aber im Gegensatz zu Großbritannien, 
das seit Jahren als japanischer Bruken­
kopf fungiert ( vergl. Yamawaki 1990), 
muß eine europäische Kontrolle dieser 
Investitionen darauf zielen, einen hohen 
Wertschöpfungsanteil in hiesigen Pro­
duktionsstätten ("local content"), die 
Existenz hiesiger Zulieferbetriebe und 
damit auch einen hohen Anteil quali­
fizierter Arbeitsplätze zu gewährleisten. 
Im Sinne der Innovationsverbünde ist 
eine europäische Investitionsführung 
gegenüber anderen M v.a. auch japani­
schen - Investoren anzustreben. Diese 
Führung müßte u.a. gewährleisten, daß 
Fertigungs-, Entwicklungs- und Dienst­
leistungsverbünde zwischen euro­
päischen Produktionsstätten aufgebaut 
werden. 
Diese Kontrolle ist außerdem wichtig, 
um die Verbünde zielgerichtet für indu­
strielle Modernisierungsprozesse in 
unterentwickelten Ländern zu öffnen. 
Zunächst einmal geht es um die Integra­
tion Osteuropas und des Mittelmeer­
raumes in eine ökonomisch-industrielle 
und infrastrukturelle Basisstruktur. Mit 
Blick auf die südlichen Erdteile bedeutet 
dies, die herkömmliche Entwicklungs­
politik dur~h einen industrie- und 
struktuqx,litischen Ansatz abzulösen 
und Entwicklungsländer mit ihren 
Wirtschaftszweigen in Verbundstruktu­
ren aufzunehmen (vergl. die relativ 
erfolgreichen Bemühungen des japani­
schen New Aid Plan im ostasiatischen 
Raum). 
Aber dies setzt die strategische Bereit­
schaft voraus, produktive Ressourcen 
und Spielräume systematisch in die süd­
lichen Regionen zu verlagern, die EG­
Märkte gegenüber den Entwicklungslän­
dern zu öffnen und die Bildung von 
Wirtschaftsräumen in diesen Regionen 
zu unterstützen. M.a.W.: Es geht darum, 
die ökonomische Verschränkung West­
europas mit den anderen Zentren zu 
kontrollieren und teilweise auch zu ver­
ringern, um dafür der Abkoppelung des 
Südens zu begegnen und wirtschafts­
räumliche Nord-Süd-Achsen zu bilden. 
Eine so verstandene "Politik 
ausgewählter Wachstumsfelder" fühlt 
natürlich zu erheblichen Anpassungs­
prozessen in Westeuropa selbst, die wie­
derum zum Gegenstand von EG-weiter 
Industrie- und Strukturpolitik werden 
müssen. 

III. Moderner Staat und ökono­
mische Kultur 

Eine neo-industrielle Entwicklung in 
Westeuropa, die zugleich auf eine Neu­
strukturierung der internationalen Ar­
beitsteilung orientiert ist, tangiert die 
Rolle des Staates, der wirtschaftlichen 
Institutionen und der sozialen Netz­
werke in substantieller Hinsicht. Erstens 
(vergl. Hi/perl 1991): in zeitlicher Di­
mension geht es um sehr langfristig an­
zulegende industrielle und infra­
strukturelle Projektierungen auf der Ba­
sis moderner Technologien. Sie erfor­
dern in räumlicher Dimension eine kon­
tinuierliche Abstimmung zwischen 
Weltmärkten und Industriestrukturen. 
Diese zeitlich-räumliche Kohärenz kann 
unter keinen Umständen durch die un­
sichtbare Hand des freien Marktes her­
gestellt werden; sie überfordert offen­
kundig aber auch das traditionelle 
keynesianische Projekt. 
Zweitens (vergl. Streeck 1991): Diese 
Kohärenz realisiert sich in den ange­
sprochenen lnnovationsverbünden bzw. 
industriell-infrastrukturellen Korn-: 
plexen und zunehmend im Kontext_c~~ 
diversifizierten QualitätsproduJiii~l·~ 
Dieser Prozeß ist eine we411 
institutionelle Leistung, die nicht inleiit 
von der organisatorischen Intelligenz 
der sozialen Beziehungen abhängt. Die 
Rolle des Staates ergibt sich in dieser 
Perspektive nicht aus einer schlichten 
Gegenüberstellung zum Markt, sondern 
aus dem institutionellen Kontext 
ökonomischer Innovation. 

Der Staat als Innovationsführer 

Der Charakter der technologischen und 
sozialen Innovationen innerhalb eines 
komplexen industriell-infrastrukturellen 
Geflechtes und unter den Bedingungen 
der Weltmarktkonkurrenz erzwingt eine 
neue und strategische Definition des 
Staates "als Stratege und als Innovator, 
als Koordinator und Unterstützer der 
Produzenten" (Murray 1989, 430; vergl. 
ProMS 1989, 41. f.). Im Sinne einer 
gesamtwirtschaftlichen Entwicklungs­
agentur wendet er sich der supply-side 
und damit auch den Produktions­
strukturen zu - aber nicht im neolibe­
ralen Sinne, sondern vielmehr um den 
langfristigen Auf- und Abstieg von In­
dustrien und Wirtschaftszweigen, von 
Produktgruppen und technologischen 
Linien und die Abwicklung umfassender 
Infrastrukturinvestitionen zu beeinflus-
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sen und zu koordinieren: Diese 
Staatsperspektive einer industriellen 
Programmierung gilt im übrigen erst 
recht, wenn man den grundlegenden 
ökologischen und sozialen Umbau der 
Volkswirtschaft im Sinne einer "Politik 
ausgewählter Wachstumsfelder"(SPD) 
ins Visier nimmt (vergl. im folgenden 
auch Kremer 1990). 
Die neue führende Rolle des Staates 
zeigt sich am deutlichsten in ihrer Kon­
zentration und Bündelung auf Projektli­
nien, indem der Staat im Rahmen von 
public-private-partnerships die Rolle 
des öffentlichen Konsortialführers über­
nimmt. 
Eine öffentliche Konsortialführung setzt 
allerdings voraus, daß der öffentliche 
Einfluß auch und gerade in der Entwick­
lung europäischer Konzernstrukturen 
und Allianzen geltend gemacht wird. 
Strategische Planungen globalen Allian­
zen zu überlassen, die keiner öffentlich­
europäischen Kontrolle mehr unter­
stehen, würde hingegen die industrie­
und strukturpolitische Handlungsfä­
higkeit der EG nach innen wie nach au­
ßen radikal beeinträchtigen. Auf den 
wichtigsten technologischen und Infra­
strukturfeldem müssen tlazu konkur­
renz- und leistungsfähige öffentliche Un­
ternehmen auch wirtschaftlich prä­
sent sein und im Einklang mit einer eu­
ropäisch koordirüerten industriellen 
Beteiligungspolitik die öffentlichen Ent­
wicklungsziele im ökonomischen Wett­
bewerb zur Geltung bringen: Die Haupt­
aufgabe würde darin liegen, Inno­
vationsverbünde mit (euro-) strategi­
scher Bedeutung herzustellen und ggfs. 
auch zu führen. 
Aber sowohl mit Blick auf die Infra­
struktur- und Technologieprojekte wie 
auch die europäischen Konzerne wird 
sich eine führende Rolle des Staates vor 
allem über den Finanzsektor realisieren. 
Da es unsinnig wäre, auf die enormen fi­
nanziellen Anforderungen der Zukunft 
mit einer Aufblähung des Staats­
haushaltes zu reagieren, muß privates 
Kapital in Form von Kooperationen und 
Konsortien mobilisiert werden. Eine 
zeitgemäße Konzeption öffentlich ge­
förderter und kontrollierter Investitions­
fonds - zu definierten Zwecken und un­
ter Beteiligung gesellschaftlicher Akteu­
re eröffnet unter Steuerungsgesichts­
punkten interessante und innovative 
Möglichkeiten für eine gesellschaftlich 
sinnvolle, öffentlich vermittelte und zu• 
gleich rentierliche Umlenkung von 
Gewinnen und Sparleistungen in Investi-

tionstätigkeit - im Rahmen sektoraler 
und regionaler Modernisierungsprozes­
se, der Infrastrukturentwicklung und der 
Bewältigung internationaler Entwick­
lungsprobleme: 
Noch wichtiger ist zweifellos der Ban­
kensektor: Abgesehen von bedeutsamen 
Staatsanteilen in anderen EG-Ländern 
steht mit dem öffentlich-rechtlichen 
Sparkassensektor (und den Landes­
banken) auch in Deutschland schon eine 
Ausgangsbasis für eine derartige 
Ausrichtung des Finanzsektors zur Ver­
fügung, die - wie das Beispiel der 
expandierenden WestLB und ihrer 
industriepolitischen Rolle zeigt -durch­
aus entwicklungsfähig ist. 

Europäische Wirtschaftskultur 

Die innovative Rolle des Staates in der 
Industrie- und Strukturpolitik ist nun im 
Kontext des gesamten institutionellen 
Gefüges zu sehen. Gerade das japani­
sche Beispiel zeigt, daß sich eine natio­
nale Produktionsweise weniger durch ei­
nen Set instrumenteller und juristisch fi­
xierter Mechanismen auszeichnet, son­
dern vor allem durch eine ökonomische 
Kultur, die das Selbstverständnis, die 
Kooperationsbereitschaft und den Kon­
sens der sozialen Akteure prägt und in 
entscheidendem Maße über die Wirk­
samkeit oder Unwirksamkeit spezifi­
scher Politiken entscheidet. Es geht hier­
bei um die informellen und institutionel­
len sozialen Netzwerke "zwischen" 
Markt und Staat, die das System eines 
modernen Kapitalismus auszeichnen -
wobei auch und gerade die Unterneh­
men bis hin zu den großen Konzernen 
als gesellschaftliche Einrichtungen zu 
verstehen sind. In diesem Geflecht wer­
den öffentliche Rahmensetzungen und 
Konzernstrategien, Marktdaten und 
Interessenkonflikte wirksam. Für unsere 
Perspektive bedeutet dies wiederum, 
daß sich der aktive Staat als Entwick­
lungsagentur nur in dem Maße entfalten 
und die Beziehungen zwischen 
Industriestruktur und Weltmarkt gestal­
ten kann, wie seine Rolle mit einer 
ökonomischen Kultur korrespondiert 
und er selbst in den entsprechenden so­
zialen Institutionen und Netzwerken 
verankert ist (vergl. Hilpert 1991, 54, 
und Matzner/Streeck 1991, 8). 
Eine ''dynamische Bestandsentwick­
lung" ist in Europa demnach nur dann 
praktizierbar, wenn sie auch den Be­
stand an historisch gewachsenen indu· 
strial relations berücksichtigt. In den 

vergangenen 10-15 Jahren hat sich aber 
in vielen Teilen Westeuropas im Zei­
chen des Neokonservatismus und Markt­
radikalismus so etwas wie eine 
''ökonomische Kulturlosigkeit" breit­
gemacht: Sie hat wesentlich zur Defen­
sive beigetragen, in der sich die westeu­
ropäische Wirtschaft heute gegenüber 
der japanischen befindet. Denn Japan 
verfügt über eine stark entwickelte und 
in den großen Unternehmen verankerte 
ökonomische Kultur, in der die Betriebe 
als zu gestaltender sozialer Raum ange­
sehen werden (allerdings nicht im Sinne 
der demokratisch-wohlfahrtsstaatlichen 
Traditionen westeuropäischer Pro­
venienz). Japanische Unternehmen fas­
sen nunmehr mit ihrem Selbstver­
ständnis auch in den USA und Europa 
Fuß. Der Fall des Nissan-Werkes in 
Nordost-England ist symptomatisch für 
diese Tendenz, die industriellen Bezie­
hungen zu "japanisieren" - auf Kosten 
gewerkschaftlicher Positionen ( vergl. 
James 1990, 2ITT ff.). 
Dem stehen die Versuche gegenüber, 
die gewerkschaftliche Mitbestimmung 
im EG-Rahmen zu verankern. Es ist in 
diesem Zusammenhang kein Zufall, daß 
Firmen wie Thomson oder Bull mit Ge­
werkschaften Abkommen unterzeichnet 
haben, die als Wegmarken zum "Euro­
päischen Betriebsrat" anzusehen sind: 
(französische) Firmen also, die 
ausgesprochen europäisch orientiert und 
industriepolitisch eingebunden sind 
(vergl. Hoffmann 1991). Diese Beispiele 
signalisieren den engen Zusammenhang, 
der zwischen einer europäischen Indu­
strie- und Strukturpolitik und einer 
gewerkschaftlichen Perspektive der 
Interessenvertretung und Mitbestim­
mung besteht. Vor allem aber die 
strategische Bedeutung der Qualifikati­
on bzw. des "Humankapitals" führt in 
der neo-industriellen Perspektive zu ei­
nem Bedeutungszuwachs institutioneller 
Netzwerke, die jenseits des Marktlibera­
lismus liegen und alternativ zum japani­
schen Ansatz Chancen für die westeuro­
päische Arbeiterbewegung eröffnen. Die 
Behauptung Europas und der europäi­
schen Industrie in der Auseinanderset­
zung mit den anderen kapitalistischen 
Zentren erfordert eine ökonomische 
Kultur, die die Organisationen der Lohn­
abhängigen systematisch einbezieht. 
Der strategische Versuch müßte darin 
bestehen, Neo-Industrialisierung und 
Demokratisierung als Elemente der 
kommenden westeuropäischen Wirt­
schaftskultur zu vereinbaren, so daß plu-
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rale gesellschaftliche Interessen ( von 
Belegschaften, Kommunen, Gewerk­
schaften, Umwelt- und Verbraucher­
gruppen) in den ökonomischen Wettbe­
werb um ökologische und soziale Pro­
blemlösungen eingehen. Dazu gehören 
unterschiedliche Formen der Wirt­
schaftsdemokratie - von einer demokra­
tischen Konzernvetfassung über die ge­
sellschaftliche Öffnung des Fondswe­
sens bis zu einer regionalwirtschaft­
lichen Demokratisierung (vergl. Kremer 
1990). 

Ein europäischer New Deal? 

Insoweit läuft das europäische Projekt 
auf einen modernen new deal hinaus -
auf einen deal zwischen den Moderni­
sierungsinteressen des westeuropäischen 
Kapitals und neu gruppierten sozialen 
Allianzen, in deren Mittelpunkt auch in 
Zukunft die Erwerbstätigen in den zen­
tralen Sektoren der Wertschöpfung ste­
hen werden - allerdings rücht einfach als 
"Lohnabhängige", sondern auch als 
qualifizierte Akteure der Innovation. 
Eine schlichte Neuauflage von Kategori­
en des "Klassenkompromisses" und des 
ihm vorausgesetzten "Klassenkamp­
fes" wäre demnach radikal unzurei­
chend. Wenn die Neo-Industrialisierung 
einem progressiven Muster folgt. so 
wird sich dies nicht nur in der Formie­
rung von sozialen Interessen, sondern 
darüberhinaus in der Mobilisierung von 
produktiven Kompetenzen niederschla­
gen Kompetenzen zur wissen­
schaftlich-technischen, sozial-kulturel­
len und politisch-administrativen Be­
wältigung der großen Herausforde­
rungen: Die aktive Beteiligung der Men­
schen an den Investitionsprojekten und 
Umbaumaßnahmen einer neuen Indu­
striepolitik erfordert - so die strategische 
Hypothese - eine Allianz der produkti­
ven Kräfte der Arbeit, der Wissenschaft 
und der Kultur (vergl. ProMS 1989, 49), 
die sich genau an diesen Projekten und 
einer entsprechenden "Politik ausge­
wählter Wachstumsfelder" herausbil­
det. 
Auf der anderen Seite muß ein moderner 
new deal in seiner internationalen Di­
mension gesehen werden - als ein Deal 
zwischen der inneren Modernisierung 
Westeuropas und dem gezielten Abtre­
ten produktiver Ressourcen und Spiel­
räume an die unterentwickelten Weltre­
gionen, was einer international prakti­
zierten "Politik ausgewählter Wachs­
tumsfelder" entsprechen würde. Die 

Frage nach den institutionellen Mecha­
nismen, der Rolle des Staates und der 
ökonomischen Kultur stellt sich damit 
auch hier. Selbstverständlich müßte eine 
Renaissance des Staates und der Indu­
striepolitik mit dem Weltmarktlibe­
ralismus des IWF und der Weltbank bre­
chen - aber der einzige Weg dahin be­
steht in der Entwicklung von ökono­
misch-politischen Machtpositionen, die 
eine inhaltliche Veränderung von IWF 
und Weltbank erlauben und ein neues 
"Bretton Woods" ermöglichen. 
Diese Machtpositionen sind nicht mit ei­
nem idealistischen "Globalismus" ver­
einbar, hinter dessen Fassade sich nur 
die reale Macht der "global player" ent­
falten würde: Die Bildung von Wirt­
schaftsräumen in der Dritten Welt und 
die Entwicklung von Nord-Süd-Achsen 
sind zentrale Voraussetzungen für neue 
internationale Regulierungsstrukturen 
(vergl. Marmora/Messner 1990). Hier­
bei läßt sich zeigen, daß es zwischen der 
inneren ökonomischen Kultur und dem 
außenwirtschaftlichen Verständnis we­
sentliche Zusanunenhänge gibt. Viel­
leicht entwickelt sich aus dem neuen 
Verständnis des Staates und der ökono­
mischen Kultur, aus den Elementen des 
new deal und der produktiven Allianz so 
etwas wie eine spezifisch europäische 
Produktionsweise, die mit den anderen 
kapitalistisch~n Zentren und ihren spezi­
fischen Produktionsweisen nicht nur um 
Weltmärkte, sondern vor allem auch um 
globale Problemlösungen konkurtiert? 
Da die Veränderung der Produktions­
weise vor allem als eine Veränderung 
ökonomischer Kultur und nicht nur als 
eine Frage bestimmter Maßnahmenka­
taloge definiert wurde, stellt sich das 
Problem, inwieweit sich die ökonomi­
sche Kultur tatsächlich in strategischer 
Absicht verändern läßt (vergl. Streeck 
1991, 55) und sich Neo-Industriali­
sierung und Demokratisierung, innovati­
ve Wirtschaftsverbünde und neue sozia­
le Allianzen in einem new deal entfalten 
können. Die Erfahrungen vergangener 
sozial-ökonomischer Kompromisse zei­
gen, daß sich derartige Veränderungen 
tatsächlich ereignen - allerdings unter 
der regelmäßigen Voraussetzung sozia­
ler Umbrüche und Kämpfe. Hier liegt 
eine spezifische Aufgabe der Linken. 
Und da die hier angedachten Kompro­
misse im übrigen eben Kompromisse 
sein werden, besteht auch ansonsten 
kein Anlaß, auf das Weiterdenken und 
radikalere Optionen zu verzichten. 
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dem Beitrag von Andre leisewitz und 
Klaus Pickshaus "Gewerkschaften und 
Umweltpolitik" in spw 68, S. 57 

37 Vgl. zur Analyse der Erfahrungen dieser Akti· 
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Maastricht: Grundlegende 
Weichenstellungen für die 

Geldpolitik 

Die Grundentscheidungen der EG-Rats­
konferenz von Maastricht verändern die 
wirtschafts- und fiskalpolitischen Rah­
menbedingungen in Europa in ein­
schneidender Weise. 
Die politische Diskussion um das Maa­
strichter Vertragswerk wircl dabei im 
Prinzip von zwei Befürchtungen be­
herrscht: zum einen werden - gestützt 
auch auf die vorherrschende ökonomi­
sche Lehrmeinung - die anvisierten in­
stitutionellen Vorkehrungen der Wirt­
schafts- und Währungsunion als unzu­
reichend empfunden, um eine strikte 
Stabilitätsorientierung im künftigen 
Binnenmarkt auch tatsächlich durchset­
zen zu können. 1 Zum anderen kursieren -
sowohl auf der Linken wie der Rechten -
vielfältige Ängste entweder vor dem 
Verlust "nationaler Identität" oder ein­
zelstaatlicher Steuerungsmöglichkeiten 
in verschiedenen Politikbereichen. 
Eine differenzierte und in die Breite ge­
hende Debatte um mögliche Gestal­
tungsalternativen der Wirtschafts- und 
Währungsunion hat sich jedoch nur in 
Ansätzen entwickelt. Die Komplexität 
des- ·verlragswerks sowie der damit 
zusammenhängenden politisch-ökono-

,-.-Harold Unfried, stellv. JUSO-LandesvOfSitzen­
der Bayern, Landshut 

mischen Fragen stellt eine Barriere dar, 
die es enorm erschwert, eine allgemein­
verständliche und trotzdem hinreichend 
problembewußte Auseinandersetzung in 
der Gesellschaft zu organisieren. Den­
noch bleibt der sozialistischen Linken 
letztlich keine andere Wahl, als sich auf 
die neue Geschäftsgrundlage einzulas­
sen. Mit großer Wahrscheinlichkeit 
kann durch die Öffnung der Güter- und 
Faktormärkte sowie durch die Etablie­
rung einer Einheitswährung die ge­
samtwirtschaftliche Effizienz erhöht 
werden. Doch die alles entscheidende 
Frage, wie sich die ökonomischen Vor­
teile auf die einzelnen Bevölkerungs­
schichten sowie die Regionen verteilen 
werden, ist damit noch lange nicht be­
antwortet. Wenn die europäischen So­
zialistinnen die sozialkulturellen Inter­
essen der arbeitenden Menschen wirk­
sam zur Geltung bringen wollen, müssen 
eigene Konzeptionen der Geld-, Wäh­
rungs- und Fiskalpolitik entwickelt und 
in einem positiven Sinne popularisiert 
werden. 
Diese konzeptionellen Aufgaben rei­
chen von der Entwicklung alternativer 
Vorstellungen zur Geld- und Fiskalpo­
litik über die Ausgestaltung der sozialen 
Dimension des Binnenmarktes bis hin 
zur Reformulierung der gleichstel­
Jungspolitischen Forderungen auf euro­
päischer Ebene. Die Dringlichkeit kon­
zeptioneller Arbeit ergibt sich aus dem 
wachsenden Widerspruch zwischen den 
abnehmenden wirtschaftspolitischen 
Steuerungskapazitäten auf nationaler 
Ebene und dem zunehmenden Rege­
lungsbedarf in der Beschäftigungs-, 
Einkommensverteilungs- und Sozialpo­
litik. 

Wirtschaftliches Wagnis: 

Währungsunion zwischen ungleich 
entwickelten Ländern und Regionen 

Die Regelungsinhalte der Maastrichter 
Verträge werden jedoch zunächst die 
Spielräume für soziale Reformen und 
eine Umkehr in der Verteilungspolitik 
einschnüren. Die verstärkten Anstren­
gungen der Nationalstaaten zur Erfül­
lung der in Maastricht fixierten Prüfstei­
ne auf dem Weg zur Währungsunion 
schließen die akute Gefahr ein, daß die­
se primär zu Lasten der Werktätigen 
vorgenommen werden. Insbesondere 
solche Staaten, die von den Konver­
genzkriterien stark abweichen, müssen 
ab sofort eine Verschärfung ihrer geld­
und fiskalpolitischen Linie einleiten 
(drastische Drosselung der Staatsausga­
ben, Einnahmeerhöhungen, einschnü­
rende Zinspolitik mit entsprechend ne­
gativen Konsequenzen für Wachstum 
und Beschäftigung; ggf. gewerkschafts­
feindliche Innenpolitik u.a.). In vielen 
europäischen Staaten werden die neuen 
"stabilitätspolitischen" Zwänge bereits 
spürbar (z.B. Italien, Griechenland, Bel­
gien). Die größte Gefahr besteht darin, 
daß viele Staaten gleichzeitig eine defla­
torische Haushaltspolitik betreiben, die 
gesamteuropäisch zu erheblichen öko­
nomischen Verwerfungen und politi­
schen Krisen führen kann. 
Auf der politischen Ebene beinhaltet das 
WWU-Projekt den Verzicht auf sämtli­
che nationale Souveränitätsvorbehalte in 
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der Geldpolitik. Die Errichtung eines 
Systems der Europäischen Zentral­
banken (ESZB) führt zu einem 
Kompetenzverlust der nationalen Noten­
banken. Die für jede Wirtschaft so wich­
tigen Leitzinsentscheidungen können 
nicht mehr von den Einzelstaaten ge­
troffen werden. Die Währungsunion 
nimmt der nationalen Wirtschaftspolitik 
zudem die Möglichkeit, durch Verände­
rungen des nominalen Wechselkurses 
(Währungsabwertung) nachhaltige Ein­
bußen im Außenhandel kurz- bis mittel­
fristig und mit geringeren Friktionen als 
vermittels einer Reduktion der inländi­
schen Kosten, Preise und Beschäft­
igungsmöglichkeiten zu kompensieren. 
Die Herstellung eines Gleichgewichts in 
der Leistungsbilanz über niedrigere Ein­
kommen und Preise bleibt zudem immer 
fraglich, weil die Überschußländer Ge­
genmaßnahmen ergreifen können, um 
einen Gleichgewichtszustand nicht ein­
treten zu lassen. Die Aufrechterhaltung 
einer beständigen Überschußposition 
wurde von der BRD beispielsweise 
durch eine unterbewertete Währung her­
beigeführt - auf Kosten der Beschäfti­
gungssituation in anderen europäischen 
Staaten. Ohne nationale Währungen als 
"Schutzfilter" wird der Wettbewerb 
zwischen den Regionen nahezu unver­
zerrt sein. In den interessengeleiteten 
Standortkampagnen der Unternehmens­
wirtschaft werden mehr "Sachzwänge" 
geltend gemacht, um die uralte Forde­
rung, mehr Lohnflexibilität nach unten 
zuzulassen, unter veränderten Bedin­
gungen erneut zu erheben ("differen­
zierte Lohnlandschaft"). 
Um das größte Deregulierungsprojekt in 
der Geschichte des europäischen Kapi­
talismus dennoch fortschrittlich wenden 
zu können, bedarf es eines politisch­
ökonomischen Konzepts, das eine 
beschäftigungswirksame Nachfragepoli­
tik in den europäischen Kontext stellt 
und insofern weiterreichende Möglich­
keiten der politischen Regulierung 
marktwirtschaftlicher Prozesse vor­
schlägt. Für diesen Zweck ist es erstens 
unumgänglich, eine Modifizierung zen­
traler Vertragsbestimmungen von Maas­
tricht einzufordern (z.B. Erweiterung 
des Handlungsspielraums der Einzel­
staaten durch eine partielle Rücknahme 
der fiskalpolitischen Restriktionen des 
Art 104 c). Zweitens bedarf es der 
Infragestellung tiefverwurzelter Tabus, 
die sich im wirtschaftspolitischen Dis­
kurs der letzten Jaluzehnte verfestigt ha­
ben. 

Preisstabilität contra 
Sozialreform 

Dies gilt vor allem für die oftmals be­
haupteten strikten Zusammenhänge zwi­
schen Preisniveaustabilität und der Exi­
stenz einer autonomen Zentralbank. Die 
festverwurzelte Auffassung, wonach die 
strikte Verfolgung eines monetären Re­
striktionskurses vorwiegend positive 
wirtschaftliche Resultate zeitigt und zu­
dem ausschließlich mit einer unabhängi­
gen Währungsbehörde möglich ist, kann 
einer differenzierten Analyse, die ins­
besondere die Beschäftigungswirkungen 
sowie die gesellschaftspolitischen Kon­
sequenzen (Disziplinierung der Beleg­
schaften und der Gesamtgesellschaft) 
miteinbezieht, nicht standhalten: 
1. Vorneweg muß festgestellt werden, 

daß die institutionelle Sonderstellung 
der Bundesbank in Europa keines­
wegs auf die negativen Erfahrungen 
der Deutschen mit dem durch die 
Kriegsfinanzierung ausgelösten Geld­
überhang zurückzuführen ist. Die 
historische Genese der unabhängigen 
Bundesbank ist an erster Stelle mit 
den geldrechtlichen Neuordnungs­
vorschriften und dem Machtkalkül 
der westlichen Siegermächte des 
Zweiten Weltkrieges verknüpft. Um 
die Währungsreform vorzubereiten 
und um den alten zentralistischen 
Machtapparat der Deutschen nicht 
wieder aufkeimen zu lassen, haben 
vor allem die Vereinigten Staaten 
eine an das Federal Reserve System 
angelehnte Konstruktion für die deut­
sche Zentralbank durchgesetzt. 

2. Der gravierendste Währungsverfall 
in der deutschen Geschichte fand un­
ter der Ägide einer unabhängigen 
Notenbank statt. Die Autonomie der 
Reichsbank wurde im Mai 1922 ge­
setzlich verankert. Die Hyperinflati­
on des Jalues 1923 war daher bereits 
von einer nicht weisungsgebundenen 
Zentralbank wesentlich mitzuverant­
worten. Ein tiefsitzendes Unver­
ständnis der Reichsbankleitung über 
die Wirkungen des geldpolitischen 
Instrumentariums beförderte die in­
flationären Prozesse. 

3. In der Zentralbankdebatte erfolgt viel 
häufiger der Hinweis auf schmerzli­
che Inflationserfahrungen denn auf 

mindestens ebenso negative Deflati­
onserfahrungen. Die katastrophalen 
Wirkungen, die die Brüningsche De­
flationspolitik auf die sozialen Ver­
hältnisse wie das gesellschaftliche Kli­
ma gegen Ende der Weimarer Repu­
blik ausübte, werden auch von vielen 
Linken kaum noch thematisiert, um 
damit etwa den Nutzen einer die ge­
samtwirtschaftlich Nachfrage stüt­
zenden Politik historisch zu untermau­
ern. 
Dies ist deshalb fatal, weil es die 
Vorstellung befördert, daß die Bevöl­
kerung vor einer expansiv agierenden 
Regierung vermittels einer autono­
men Zentralbank sozusagen "ge­
schützt" werden müsse. Daß der 
Schutz auch vor einer restriktiv agie­
renden Währungsbehörde, die mit 
überzogen hohen Zinsniveau die 
Investitionsdynamik beeinträchtigt 
und Beschäftigungschancen vernich­
tet, bestehen könnte, kommt so auch 
einer Mehrheit der linken nicht mehr 
in den Sinn. 

4. Die Politik der Deutschen Bundes­
bank enthält hinreichend Beispiele 
für ein solch restriktives _';'~~ 
rnngsmanagement. Die besc( )ff!).: 
Art des Währungsmanagemenisfr!l~t 
dabei im Kontext der aggreSSiV.en 
Exportorientierung der bundesdeut­
schen Unternehmenswirtschaft sowie 
führender gesellschaftlicher Kreise 
zu sehen. Defizite in der Leistungsbi­
lanz wurden politisch-psychologisch 
zum Tabu erklärt und stets rück­
sichtslos, d.h. notfalls auf Kosten des 
Beschäftigungsniveaus, bekämpft. 
Die absolute Präferenz für Preisni­
veaustabilität ist mit dem alles domi­
nierenden Exportmodell sehr eng 
verknüpft. Zwar erfordert die erfolg­
reiche Ausrichtung einer National­
ökonomie auf permanente Export­
und Leistungsbilanzüberschüsse weit 
mehr als die strikte Verfolgung des 
monetären Stabilitätszieles. Viel­
mehr bedarf es hierzu der bewußten 
Integration verschiedener Ebenen 
und Akteure, die zunächst keines­
wegs identische Interessen aufweisen 
- von der Unternehmenswirtschaft 
über die staatliche Ebene bis hin zu 
relevanten Teilen der Gewerkschaf­
ten. Bei der Durchsetzung des ex­
portfixierten Entwicklungsmodells 
der BRD-Ökonomie hat jedoch die 
auf strikte Geldwertstabilität zielen­
de Geldpolitik der Frankfurter 
Währungsbehörde eine zenttale Rol-
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le gespielt. Die Bundesbank hat 
durch harte monetäre Kontraktion die 
Impulse einer expansiven Fiskalpoli­
tik häufig wirksam konterkariert. Sie 
hat gleichzeitig durch die Herbeifüh­
rung interner Stabilisierungskrisen 
die Verhältnisse auf den Arbeits­
märkten zuungunsten der werktäti­
gen Massen beeinflußt. 

Bereits in der Rezession der Jahre 1965 -
1967 hat die Bundesbank durch ihre 
überharte Restriktionspolitik zum Ab­
bau eines zeitweiligen Leistungsbi­
lanzdefizits die Verlaufsform der Wirt­
schaftskrise verschärlt und negative Be­
schäftigungseffekte ausgelöst. 
Noch härter agierte die Bundesbank al­
lerdings Ende der 70er Jahre, als die Lei­
stungsbilanz erstmals wieder seit Mitte 
der 60er Jahre Negativwerte aufwies -
infolge nicht mehr zu umgehender DM­
Aufwertungen, einer seit 1977 stärker 
wachstumsorientierten Politik und des 
Ölpreis-Schocks. Hieraus resultierte 
auch eine zeitweilige Abwertungsten­
denz der D-Mark, die das Ziel, die 
D-Mark als führende Währung im euro­
päischen Währungsgefüge zu verankern, 
akut gefährdete. Als Reaktion auf die 
diagnostizierte Vertrauenskrise der 
Märkte gegenüber der DM intensivierte 
die Bundesbank ihre ohnehin einschnü­
rende Geldpolitik. Der Geschäftsbericht 
der Bundesbank von 1981 spricht von 
einer "drastischen zins- und liquiditäts­
politischen Zäsur". Die empfindliche 
Erhöhung der Zinssätze erfolgte dabei 
just zu einem Zeitpunkt, als infolge der 
Weltwirtschaftskrise der Auslastungs­
grad der Industriekapazitäten beständig 
abnahm und die Massenarbeitslosigkeit 
den höchsten Nachkriegsstand erreichte. 
Die Wohlfahrtsverluste der einseitig lei­
stungsbilanz- und stabilitätsorientierten 
Politik reichen von der rückläufigen Ge­
brauchswerteproduktion bis hin zu den 
immensen gesellschaftlichen Kosten der 
zusätzlich hervorgerufenen Arbeitslo­
sigkeit. 
Die Erzielung permanenter Leistungs­
bilanzüberschüsse u.a. infolge einer un­
terbewerteten Währung, die Ambition 
der Erringung und Verteidigung einer 
monetären Führungsrolle sowie die dog­
matische Fixierung auf absolute Preisni­
veaustabilität haben daher eine erheb­
liche Relativierung des Vollbeschäfti­
gungszieles zur Konsequenz. Eine sol­
che Politik geht dabei keineswegs allein 
auf Kosten der Arbeitnehmerlnnen in 
den Ländern, die infolgedessen eine an­
haltend negative Leistungsbilanz auf-
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weisen. Vielmehr schlägt eine eingleisig 
exportorientierte Politik auch auf die 
Lohnabhängigen im Überschußland zu­
rück, da permanent ein großer Teil der 
geschaffenen Werte nicht konsumiert 
werden kann. Diese Beschäftigten wer­
den zwar ständig angehalten, noch pro­
duktiver zu arbeiten, um die starke Posi­
tion auf den internationalen Märkten 
halten zu können; sie erleiden aber 
Wohlfahrtsverluste, weil sie mehr erar­
beiten, als sie verbrauchen und genießen 
können. Weltwirtschaftlich gesehen ist 
der Wettlauf um eine glänzende Han­
dels- und Leistungsbilanz immer ein 
Nullsummenspiel auf Kosten der Be­
schäftigten, die auf diese Weise in eine 
verschärfte und vermeidbare Konkur­
renz gegeneinander betrieben werden. 
Was das eine Land auf den Weltmärkten 
(anteilmäßig) zusätzlich verkauft, geht 
dem anderen an Marktanteilen verloren. 
Unzweifelhaft gab es in der bundesdeut­
schen Wirtschaftsgeschichte auch Situa­
tionen, in denen die Bundesbank auf äu­
ßere Zwänge reagieren mußte, ohne 
über größeren Spielraum zu verfügen. 
Dies galt insbesondere in der Endphase 
des Festkurssystems von Bretton­
W oods. Dies gilt auch - wenngleich mit 
wesentlichen Abstrichen' - für die geld­
politischen Konsequenzen der voreilig 
inszenierten deutsch-deutschen Wäh­
rungsunion. 

Demokratisches Zentralbank­
system statt autokratischer 

Nebenregierung 

Die Durchsetzung einer konsequenten 
Vollbeschäftigungspolitik im europai­
schen Binnemnarkt erfordert deshalb ei­
nen erweiterten Zugriff der Legislative 
wie der Exekutive auf die Geldpolitik 
als einem der zentralen makro-ökonomi­
schen Hebel. Ambitionierte gesell­
schaftspolitische Zielsetzungen, die mit 
einer aktiven öffentlichen Beschäfti­
gungspolitik verknüpft werden, können 
ohne diesen Zugriff ihrer Wirkungen er­
heblich beraubt werden. 
Im Rahmen einer sozialistischen Re-
formpolitik im europäischen Bin-
nenmarkt sind deshalb folgende 
Anforderungen an eine demokratische 
Ausgestaltung des Europäischen Zen­
tralbanksystems zu formulieren: 

1. Demokratische Verantwortlichkeit 
und Kontrolle der Zentralbankpolitik 

Öffentliche Einrichtungen, die ein er­
hebliches Machtpotential bündeln, müs­
sen demokratisch kontrollierbar und 
letztlich gegenüber den Bürgern (mittel­
bar über die Volksvertreter) rechen­
schaftspflichtig sein. 
Ein demokratischer Staat muß immer 
die Möglichkeit haben, die Priorität sei­
ner wirtschafts-, sozial- und finanz­
politischen Ziele festzulegen und zu ver­
ändern, wenn es die ökonomisch-soziale 
Konstellation erfordert. Dies gilt insbe­
sondere bei gravierenden Fehlentwick­
lungen in Bereichen gesellschaftlich 
notwendiger Bedarfsdeckung ( etwa 
Wohnen und Arbeit). 
Die Finanzpolitik muß in rezessiven 
Phasen der wirtschaftlichen Entwick­
lung den Weg der expansiven Nachfra­
gesteuerung einschlagen können, ohne 
ihrer Wirkungen weitestgehend beraubt 
zu werden. Es geht dabei sehr zentral um 
die Macht (oder Ohmnacht) der Wirt­
schaftspolitik; also um die Frage: wel­
che Hebel und Instrumente stehen der 
Politik überhaupt noch zur Auswahl. 
Dies bertlhn die Demokratiefrage prak­
tisch an einer ganz sensiblen Stelle: der 
Verfügungsmacht über Geld. 
Ein Wirtschaftspolitiker ist demokra­
tisch legitimiert, muß sich diese Legiti­
mation in der ständigen Rechen­
schaftspflicht vor den Bürgern täglich 
erstreiten und muß daher auch über 
mehr Machtmittel disponieren können 
als die Mitglieder einer demokratisch 
unzureichend legitimierten Zentralbank, 
auf deren Zusammensetzung die Men­
schen noch nicht einmal einen indirek­
ten Einfluß ausüben können. 
Die oberste Währungsbehörde darf sich 
daher - unabhängig vom Stellenwert der 
Preisniveaustabilität - nicht verselbstän­
digen; sie muß in letzter Instanz vom 
Parlament beherrscht werden können. 
Die Macht der Notenbank darf daher 
auch nicht soweit gehen, daß grundle­
gende soziale oder ökologische Re­
formpolitiken oder keynesianisch inspi­
rierte Strategien der Wirtschaftssteue­
rung blockiert werden können: wenn 
eine Mehrheit der Volksvertretung zu 
der Auffassung kommt, daß das Ziel der 
Preisniveaustabilität in einer be­
stimmten Situation gegenüber dem Be­
schäftigungsziel nachrangig ist und dar­
in einen (klassischen) Zielkonflikt sieht, 
müssen die Volksvertreter am längeren 
Hebel sitzen. 

ZEITSCHRIFT FÜR SOZIALISTISCHE POLITIK UND WIRTSCHAFT, HEFT 69, 1993 

Denn gerade bei der Abwägung. ob zur 
Bekämpfung von Massenarbeitslosig­
keit mittels einer (europäisch abge­
stimmten) beschäftigungswirksamen 
Nachfragepolitik zeitweilig eine höhere 
Rate der Geldentwertung hingenommen 
werden muß, entzündet sich die Kontro­
verse zwischen den Befürwortern und 
Kritikern einer weitgehenden Zentral­
bankautonomie. Die Befürworter räu­
men der Preisstabilität einen absoluten 
Vorrang .unter den wirtschaftspoliti­
schen Prioritäten ein. Diese Vor­
rangigkeit sei durch die "strukturellen 
Schwächen des pluralistischen Willens­
bildungs- und Entscheidungspro­
zesses" 3 stets gefährdet. Die Anbindung 
der Notenbank an demokratische Pro­
zesse erscheint in dieser Sichtweise als 
"Demokratie am falschen Platz": 
" Eine Möglichkeit, dies ( = absolute 
Preisstabilität d. V.) zu erreichen, ist die 
definitive Einschränkung des Hand­
lungsspielraums der jetzigen und 
zukünftiger Regierungen durch eine 
Geldverfassung, in der das 
Notenausgabemonopol auf eine von Re­
gierung, Parlament (sie!) und Interessen­
gruppen unabhängige Zentralbank über­
tragen wird. " 4 

In der alternativen Betrachtungsweise 
erhält die Geldwertstabilität hingegen 
einen relativierten Stellenwert zuge­
wiesen. Preisstabilität bleibt von zentra­
ler Bedeutung; eine absolute Erstrangig­
keit derselben gegenüber dem Wachs­
tums- und Beschäftigungsziel sowie ge­
genüber der Orientierung auf außenwirt­
schaftliches Gleichgewicht wird jedoch 
bestritten. Vielmehr müssen die mögli­
chen beschäftigungspolitischen Friktio­
nen einer zu strengen Geldpolitik stets 
mit bedacht werden. Situationsbedingt 
können sich jeweils wechselnde 
Prioritäten ergeben. Die Kritiker plädie­
ren deshalb dafür, dem demokratischen 
Staat verschiedene Optionen offenzu­
halten. 
Wenn die Wirtschaftspolitik nur mehr 
die Wahl hat, eine strikte monetaristi­
sche Angebotspolitik zu betreiben oder 
eine etwas gemäßigtere Variante umzu­
setzen - letztlich also den Prämissen ei­
ner bestimmten ökonomischen Lehrmei­
nung zu folgen hat - so bedeutet dies 
faktisch eine Einschränkung wesentli­
cher demokratischer Entscheidungsfrei­
heiten im Bereich der politischen Öko­
nomie. Diese normative Entscheidung 
zugunsten größerer Gestaltungsfreihei­
ten der Wirtschaftspolitik kann dann 
auch nicht ohne Konsequenzen für die 

Ausgestaltung des Zentralbanksystems 
bleiben. Den häufig vordemokratischen 
Auffassungen, die sich in der Zentral­
bankdebatte äußern, muß deshalb ent­
schieden entgegengearbeitet werden. 
In einem von Strukturvielfalt und gra­
vierenden realökonomischen Divergen­
zen geprägten großen Wirtschaftsraum 
wie der EG müssen die demokratischen 
Steuerungsmöglichkeiten in der Geldpo­
litik erst recht ausgeweitet werden. 
Selbst die wissenschaftlichen Protagoni­
sten einer autonomen europäischen Zen­
tralbank erkennen an, daß "mit der Zu­
nahme struktureller Unterschiede im 
größeren Währungsraum auch die politi­
schen und ökonomischen Einwände ge­
gen eine unabhängige Geldpolitik ern­
ster zu nehmen sind." 5 Dies bezieht sich 
freilich keineswegs allein auf die Kon­
stitution der Zentralbank. 
Eine demokratische Reform des in 
Maastricht beschlossenen Systems der 
Europäischen Zentralbanken muß des­
halb eine Anbindung der Leitungs­
gremien der Zentralbank an das Euro­
päische Parlament beinhalten. Im Zuge 
der Beseitigung des eklatanten Demo­
kratiedefizits in Europa sollte künftig 
die Wahl der Mitglieder des Direktori­
ums der Zentralbank durch das Europa­
parlament erfolgen. Die Amtszeit ist auf 
vier Jahre zu beschränken; wobei erwägt 
werden kann,_ ob ggf. jeweils nur die 
Hälfte der Mitglieder neu zu wählen ist. 
Die Leitungsgremien müssen gegenüber 
dem Parlament rechenschaftspflichtig 
sein. Das Europaparlament muß ebenso 
ermächtigt werden, die Autonomie der 
Zentralbank mit einfacher Mehrheit auf­
zuheben oder zu modifizieren. 

2. Zielbestimmungen der 
Zentralbankpolitik 

Die Verpflichtung der Zentralbankpoli­
tik darf sich nicht auf die Preisstabilität 
reduzieren. Das klassische Zielviereck 
der Wirtschaftspolitik - Geldwertsta­
bilität, wirtschaftliches Wachstum, ho­
her Beschäftigungsstand und außen­
wirtschaftliches Gleichgewicht - ist auch 
als Meßlatte für die Politik einer euro­
päischen Währungsbehörde anzulegen. 
Daneben ist die Verringerung der 
regionalen Disparitäten in den Zielkata­
log mitaufzunehrnen. Allerdings kann 
dies sinnvollerweise nur bei entspre­
chender Präzisierung dieser Zielbestim­
mung erwogen werden. Das Europäi­
sche Parlament hat diesbezüglich in sei­
nem Vorschlag eines "Statuts der Euro-

päischen Zentralbank'" die Abführung 
der Zentralbankgewinne an die Europäi­
sche Investitionsbank. gefordert. 6 Die Si­
cherung der Geldwertstabilität wird 
zwar weiterhin im Mittelpunkt der Zen­
tralbankpolitik stehen müssen; diese 
darf jedoch nicht ohne jegliche Rück­
sicht auf die anderen Zielsetzungen ver­
folgt werden. 

3. Politischer 
Konfliktlösungsmechanismus 

Gremien, die mit ihren Entscheidungen 
die Lebensumstände von Millionen von 
Menschen beeinflussen oder gar verän­
dern können, bedürfen einer strikten de­
mokratischen Kontrolle. Dies gilt so­
wohl gegenüber einer Regierung wie 
auch gegenüber geldpolitischen Ent­
scheidungsträgern, sofern diese nicht zu­
gleich in der Regierung sitzen. 
Eine solche Kontrollfunktion wircl ins­
besondere dann benötigt, wenn sich Re­
gierung und Zentralbank in einem "dra­
matischen Konflikt" befinden, d.h. 
wenn fundamentale Differenzen über 
die gesamtwirtschaftlich gebotene geld, 
politische Linie auszutragen sind. Es)!tf::. 
durchaus vorslellbar, daß die Zen-:: 
bank einer bestimmten Regierungspjfi~ 
tik wirksam und zäh entgegenarbeitet 
Dies kann einerseits zu großen ökono­
mischen Verwerfungen führen, andere_r­
seits stellt sich wieder die Frage nach der 
demokratischen Legitimität. 
Auf europäischer Ebene sollte für den 
äußersten Fall - also bei fundamentalen 
geldpolitischen Differenzen zwischen 
Regierungen und ESZB - ein politischer 
Konfliktlösungsmechanismus etabliert 
werden. Hier bietet sich die Einschal­
tung einer Dritten Instanz an, die unter 
Berücksichtigung aller entscheidungsre­
levanten Faktoren sowie der widerstrei­
tenden Positionen letztlich eine 
Entscheidung herbeizuführen hätte. Um 
eine solch gewichtige Entscheidung hin­
reichend demokratisch abzusichern, 
könnte diese Dritte Instanz in einem 
vom Europaparlament eingesetzten 
Ausschuß bestehen. 

Automome Zentralbank 
im gesellschaftlichen Raum 

~~/-- --z:d 
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Die konkrete Bewegungsfreiheit einer 
Notenbank wird durch vielfältige juristi-
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sehe, politische und ökonomische Re­
striktionen determiniert. 
Die Frage, inwieweit die europäische 
Währungsbehörde tatsächlich (und nicht 
nur de jure) autonom sein wird, muß 
deshalb zwangsläufig offen bleiben. 
Auch die starke Stellung der Bundes­
bank ist ihr erst im Laufe der Nach­
kriegsentwicklung zugewachsen und ba­
siert keineswegs allein auf dem rechtli­
chen Fundament des Bundesbankge­
setzes. Die Bundesbank kann sich mitt-
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lerweile auf eine recht stabile Überein­
kunft innerhalb der Bevölkerung stüt­
zen, die Geldwertsicherung an die vor­
derste Stelle der wirtschaftspolitischen 
Prioritäten rückt - im Zweifelsfall läßt 
sich dieser gewachsene und von allen re­
levanten politischen Kräften getragene 
Konsens auch gegen eine konsequente 
Vollbeschäftigungspolitik mit reforme­
rischer Zielsetzung einspannen. 
Gerade an diesem Punkt aber - der 
gesellschaftlichen Akzeptanz einer rigo­
rosen Geldpolitik - sind erhebliche Dif­
ferenzen in den einzelnen EG-Mitglied­
staaten feststellbar. Unterschiedliche 
Geldverfassungen reflektieren zum Teil 
auch unterschiedliche Einstellungen der 
Bevölkerung zum Rang der Geldwert­
stabilität. Gerade in unterentwickelten 
Regionen besteht jedoch ein stärkeres 
Interesse an Wachstum und Beschäfti­
gung. Die in der BRD weitverbreitete 
Tabuisierung der Preisniveaustabilität 
als absolutes Vorrangziel findet in der 
öffentlichen Meinung anderer europäi­
scher Länder keine Entsprechung. Die 
auf unterschiedlichen Interessen und Er­
fahrungen beruhenden Vorstellungen 
über den angemessenen Grad an Preis­
stabilität wurden mit Maaslrit.:hl mx.::h 
lange nicht eingeebnet. Diese divergie­
renden Sichtweisen und Haltungen fin­
den auch im politischen Raum ihren je 
spezifischen Ausdruck. Insoweit wäre 
die Position der Europäischen Zentral­
bank im Konfliktfall - etwa bei einer 
Konterkarierung abgestimmter Nachfra­
gepolitiken - weitaus schwächer als die 
der Bundesbank in einer innerdeutschen 
Kontroverse. Je nach Standpunkt er­
scheint dies als Gefährdung des Stabi­
litätszieles oder als Chance für nach­
frageorientierte Wirtschaftsstrategien im 
Binnenmarkt. 
Eine demokratisch rückgekoppelte und 
insoweit modifizierte Zentralbank­
autonomie kann der Wirtschaftspolitik 
wieder größere Bewegungsfreiheiten 
verschaffen. Sicherlich liegt hier weder 
der alleinige Schlüssel zur Organisie­
rung eines eingriffsfä.higen wirtschafts­
politischen Instrumentariums auf euro­
päischer Ebene noch ist damit eine 
grundlegend neue Qualität wirtschafts­
politischer Gestaltung aufgetan. Die 
Maastrichter Verträge enthalten auch in 
anderen Bereichen genügend Restriktio­
nen, die einer Veränderung bedürfen 
(z.B. Fiskalpolitik). Mit der Geld- und 
Währungspolitik muß jedoch ein zentra­
ler makro-ökonomischer Hebel wieder 
stärker der Verfügungsmacht demo-

kratisch legitimierter Politiker zugäng­
lich gemacht werden. Die Politik ist un­
ter den Bedingungen eines zunehmend 
integrierten Wirtschafts- und Währungs­
raumes bei gleichzeitig fortbestehendem 
Wohlstandsgefälle darauf angewiesen, 
neue Steuerungskapazitäten zu organi­
sieren bzw. den Bereich der politischen 
Regulierung marktwirtschaftlicher Pro­
zesse auszuweiten. 
Grundlegend stellt sich für die sozialisti­
sche Linke die Aufgabe, den stabilitäts­
politischen Konsens aufzuweichen und 
seine gesellschaftspolitischen Konse­
quenzen bewußt zu machen. Solange die 
Dominanz monetaristischer und ange­
botspolitischer Sichtweisen ungebro­
chen bleibt, eröffnen sich hingegen kei­
ne neuen Perspektiven für eine an der 
Emanzipation der Arbeiterinnenklasse 
ausgerichteten Reformpolitik. 

Literatur 

Voy/PoJster/Thomasberger (Hrsg.): Marktwirtschaft 
und politische Regulierung, Marburg 1991 

Hasse/Schäfer (Hrsg.): Europäische Zentralbank, 
Götmgen 1990 

Padoa-Schioppa T. u.a.: Effizienz, StabHitöt und Ver­
teilungsgerechtigkeit. Eine Entwick­
lungsstrategie für das Wirtschaftssystem der 
Europülschen Gern~insd1of1. Ein Bericht, deu1-
sche Ausgabe. Wiesbaden. 

Manfred Weber (Hrsg.): Europa auf dem Weg zur 
Wöhrungsunion. Darmstadt, 1991 

Herbert Ehrenberg: Abstieg vom Währungsolymp. 
Zur Zukunft der Deutschen Bundesbank. 
Frankfurt, 1991 

Harald Mattfeldt: Keynes. Kommentierte Werk­
auswahl. Hamburg, 1985 

Finanzierung und Entwicklung. Vierteljahresschrift 
des IWF und Weltbank, Ausgabe März 1992 
CZentralbank und Reformen°) 

Herr/ Voy: Währungskonkurrenz und Deregulierung 
der Weltwirtschaft. Entwicklungen und Alternati­
ven der Wöhrungspolitik der BRD und der EG. 
Marburg 1989 

"Alma rnater im Aufstand. Professoren sammeln 
Unterschriften gegen die europäische Wöh­
rungsunion. - DIE ZEIT vom 22.05.92 

2 "Kalkulierter Abschwung. Mlt ihrer Geldver­
knappung könnte die Bundesbank den Vertrag 
von Maastricht gefährden.· Clous Noe in: DIE 
ZEIT vom 21.08.92 

3 von Arnim, H.H. (1977): Gemeinwohl und Grup­
peninteressen, Frankfurt in: Hosse/Schöfer 
(Hrsg.): Europäische Zentralbank, 1990. 

4 Wim Kösters: Die Autonomie der Deutschen 
Bundesbank - ein Modell für Europa? in Hasse/ 
Schäfer (Hrsg.) Europäische Zentralbank, l m 

5 H.-H. Francke: Zu einigen ablauf- und ordnungs­
politischen Problemen einer Europäischen Zen­
tralbank aus polit-ökonomischer Sicht; a.a.O., s. 
141 

6 Artikel 16 des ~Statuts der Europäischen Zentral· 
bank~; siehe hierzu: Herbert Ehrenberg: Ab­
stieg vom Währungsolymp. Zur Zukunft der 
Deutschen Bundesbank, Frankfurt 1991. 

ZEITSCHRIFT FÜR SOZIALISTISCHE POLITIK UND WIRTSCHAFT. HEFT 69, 1993 

r111 -

Ei" d ritt~r lJ e des europäischen Films? 

31 JJV 12 Filmpolitische Konferenz 
des SPD-Kulturforums 

in den Potsdamer Defa-Studios von Ingo Ar end* 
Soll die Politik auf den amerikani­
schen Kulturimperialismus mit euro­
päischem Kulturprotektionismus ant­
worten? Diese Frage stellte sich Mitte 
Dezember die filmpolitische Konfe­
renz des "Kulturforums der Sozialde­
mokratie" in den alten DDR-Defa­
Studios in Potsdam-Babelsberg. Wer 
sich dieser Tage auf die Suche nach 
dem europäischen Film macht, bleibt 
wahrscheinlich in amerikanisch be­
spielten Vorstadtkinos hängen. Wer 
sich das dort mit Händen zu greifende 
kulturimperialistische Gefälle zwi­
schen den USA und Europa, die depri­
mierenden Fakten über die Marktan­
teile europäischer Filme vor Augen 
führt, wird die Eingangsfrage mit ei­
nem entsetzten: Sie muß! beantworten. 
So läßt sich die fihnpolitische Konfe­
renz des Kulturforums bilanzieren, die 
nach neuen Wegen für die Zukunft 
des europäischen Film suchte. Das 
Treffen knüpfte an die Tradition der 
Beschäftigung des ersten Kulturfor­
ums mit Fragen der Filmförderung an 
und stellte so etwas wie den Versuch 
dar, beispielhaft die kulturelle Seite 
der jahrelang nur "sicher-
heits"politisch erörterten "Selbstbe-
hauptung Europas" nachholend aus­
zuloten. 
Hähnchen- und Maiskriege und der 
Streit um eigenständige Armeen sind 
nur die eine, sichtbare Seite des europä­
isch-amerikanischen Konkurrenzver­
hältnisses. Zum einen hat die Sinnin­
stanz Film als Massenkommunika­
tionsmittel einen hervorragenden Stel­
lenwert als Medium kultureller Hege­
monie. Das cineastische Interesse der 
SPD-Kulturvereinigung galt mit dem 
europäischen Film aber vor allem ei­
nem wesentlichen Träger kultureller 

Ingo Arend, Journalist und Politologe, Redakteur 
der spw, Bonn 

Identität Europas. Und die sah der 
SPD-Bundestagsabgeordnete Peter 
Glotz durch die "Durchamerikanisie­
rung" radikaler bedroht als durch die 
Japanisierung der europäischen Indu­
strie. Wohl an kaum einem Beispiel 
läßt sich das kulturimperialistische 
Gefälle zwischen Europa und den 
USA deutlicher ablesen als am Fihn. 
Die Filmschauspielerin Senta Berger 
legte in einem ebenso klugen wie de­
tailkundigen Beitrag die von den 
amerikanischen Major Companies plan­
voll konstruierte Strukturschwäche des 
europäischen Films offen. Gegen den 
amerikanischen Einheitssound können 
sich die bewahrenswert vielfältigen 
europäischen Filmsprachen trotz guter 
Qualität nämlich kaum artikulieren. 
Für die amerikanischen Finnen, so Sen­
ta Berger, sei die Filmbranche in erster 
Linie ein "W arentenningeschaft". Mit 
dem feststehenden, ständig mit neuen 
Filmen in großer Kopienzahl bestückten 
System aus Block- und Blindbuchungen 
beherrschten sie die Mehrzahl der euro­
päischen Filmkinos. Beispiele für an­
spruchsvollere deutsche Produktionen, 
wie der jüngste Achtungserfolg: "Klei­
ne Haie" des jungen Regisseurs Sönke 
Wortmann hätten in Deutschland ein 
noch besseres Ergebnis erzielen können, 
wenn der Film mit einer größeren Kopi­
enzahl gestartet worden wäre. Das Ge­
genbeispiel: Von den ca. 3600 bundes­
republikanischen Fihnleinwänden, so 
sekundierte der ehemalige WDR­
Programmacher und jetzige Bavaria­
Studiodirektor Günter Rohrbach, sei­
en innerhalb einer Woche knapp die 
Hälfte mit den drei US-Kassenfüllern: 
"Kevin", "The Beauty and the bea­
st" und der Nonnenkomödie: "Sister 

Act" gefüllt worden. Freilich erwartet 
Rohrbach hier bald Grenzen des 
ungesunden amerikanischen Marktsy­
stems, wo die Werbeetats inzwischen 
schon fast den Herstellungskosten 
entsprechen. Aber gegen ein sol­
chermaßen ständig neu konditionier­
tes Publikum haben selbst so erfolg­
reiche hochartifizielle europäische Pro­
dukte wie "Die Liebenden von Pobt .: .. :;,111:1:::.: 
Neuf', der einen Tag nach der Pots~ 
SPD-Konferenz den in Potsdam veffilO'. 
henen europäischen Filmpreis ·~;F:~_ljx" 
bekam, der so etwas wie der deutsche 
G(!genoskar ist, kaum Chancen. 
Der Marktanteil des deutschen Films im 
eigenen Land, so hatte es sich SPD­
Ministerpräsident Oskar Lafontaine als 
selbstapostrophierter "filmpolitischer 
Laie" und launig-selbstironischer "Be­
grüßungsonkel" der Kulturforums-Ta­
gung (der eigentliche Kulturforums­
vorsitzende Ministerpräsident Gerhard 
Schröder fehlte erneut) aufschreiben las­
sen, betrug 1990 zehn gegenüber 84 Pro­
zent für amerikanische Produktionen. 
Lafontaine forderte mehr öffentliche 
Subventionen für Film und Kino, die in 
keinem Verhältnis zu den Aufwendun­
gen für Theater und Oper stünden. Wenn 
durch die Brechung des US-Marktmo­
nopols mehr der produzierten, aber bis­
lang durch die ökonomische Vorherr­
schaft der Amerikaner blockierten 
europäischen Filme gezeigt werden 
könnten, hätte dies eine befreiende 
Wirkung auf den europäischen Film. 
Den meisten selbstkritischen Beiträ­
gen war eine widersprüchliche Orien­
tierung an den Erfolgsrezepten des 
großen Vorbilds Hollywood anzumer­
ken. Zwar war man sich einig darin, 
daß die Vielfalt der europäischen 
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Filmsprachen nicht durch einen dem 
amerikanischen Einheitsprodukt nach­
geahmten "Eurobrei" (Peter Glotz) 
oder "Europudding" ersetzt werden 
sollten. Überwindbare hausgemachte 
Defizite und inhaltliche Blockaden sah 
der Filmemacher Hark Bohm dennoch 
vor allem im handwerklichen Bereich und 
der bildungsbürgerlichen Attitüde ge­
genüber dem Fihn. Der deutsche Fihne 
habe den Kontakt zum Zuschauer 
verloren, betrachte den Film noch im­
mer mehr als "sozialpädagogische 
Hilfestellung" und habe keine. popu­
läre Kultur des Erzählens wie ·in den 
USA ausgebildet. Noch immer man­
gele es an der dort besonders gut ent­
wickelten Fähigkeit, gute Themen 

bestsellerartig aufzubereiten und an 
vermittelbare Charaktere zu binden. 
Die Filmfördergremien, so Hark 
Bohm, seien überwiegend von sol­
chem Bildungsbürgertum dominiert. 
Der Regisseur Istvan Szabo ("Oberst 
Redl" u.a.) vermißte die einmaligen und 
unwiederholbaren Gesichter und Gefüh­
le des Lebens. Günter Rohrbach, dem 
Kritiker vorwerfen, mit einer giganto­
manischen Fehlplanung die Münchener 
Bavaria in die Pleite zu treiben, warf sei­
nerseits den Europäern vor, "See­
len"- statt wie in den USA Marktfor­
schung zu betreiben. Je kultivierter 
die europäischen Filme würden, desto 
öder würden sie zugleich. Der euro­
päische Film müsse zudem, wie es das 

US-Beispiel von Steven Spielberg zei­
ge, den Film als Teil der Jugendkultur 
zurückgewinnen und statt auf Breiten­
förderung auf marktbrechende Spit­
zenprodukte setzen. Andererseits kri­
tisierte Istvan Szabo zu Recht die 
blanke Sinnbotschaft des ame-
rikanischen Films: Erfolg und 
Durchsetzungsvermögen. Wie dieser 
"Dritte Weg" europäischer Fihnpolitik 
zu verwirklichen sein könnte: Einerseits 
von den Markt- und Erzählmechanis­
men der Amerikaner zu lernen und 
gleichzeitig die vielgelobte, 
sinnorientierte "reflexive Struktur'' 
europäischer Kultur im europäischen 
Fihnschaffens zu bewahren, blieb un­
klar. Diese ästhetisch-inhaltliche Di-
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mension blieb in Babe]sberg neben 
viel Klein-Klein der diversen Reprä­
sentanten von nationaler und regiona­
ler Filmförderungspolitik unerörtert. 
Unbesprochen blieb auch, ob bei der 
rückläufigen Tendenz des Kinobe­
suchs (1991: 120 Millionen, 1992 100 
Millionen) das politische Interesse an 
dem Hegemonieträger Film in dem 
Maße gerechtfertigt bleibt. 
Das nicht nur in der Kulturpolitik zu 
beobachtende Dilemma des Schwan­
kens zwischen dem amerikanischen 
Erfolgsvorbild und einer eigenständi­
gen europäischen Herangehensweise 
läßt sich beispielhaft an "Felix" ver­
deutlichen. Er zäumt das europäische 
Fihnpferd, wie im Fall der deutsch­
französischen Brigade vom Schwanz 
auf. Er funktioniert nach dem als-ob-­
Prinzip. Preisgekrönt wird eine Schi­
märe: Der europäische Film. Der exi­
stiert nicht nur wegen der vielen 
verschiedenen europäischen Sprachen 
als einheitliches Phänomen nicht, 
wenn man einmal von dem spezifisch 
europäischen Charakteristikum, seiner 
reflexiven kulturellen Haltung ab-­
sieht. Und der hilflose Versuch, ihn 
via Filmpreis herbeizutrommeln, ist 
allzu offensichtlich vom Hollywood­
Vorbild inspiriert, als daß er als 
erfolgreiche kulturelle Gegenstrategie 
gelten könnte. 
Weitgehende Übereinstimmung konnte 
eher in legislativer und ordnungspoli­
tischer Hinsicht erzielt werden. Zweifel­
los handelt es sich bei der Frage nach 
der Zukunft des europäischen Films um 
eine "Markteinführungsproblematik" 
(Oskar Lafontaine). Sie ist auch eine in­
dustriepolitische Aufgabe, die staatli­
che Aktivität erfordert, wenn man weiß, 
daß ca. dreißig Prozent der deutschen 
Filme wegen der Blockade der hiesigen 
Filmkinos durch die amerikanischen 
Companies nicht in die Kinos gelangen. 
Das größte Interesse erregte deshalb das 
von der spanischen Filmemacherin 
Margaret Menegoz angesprochene 
französische Beispiel national quotier­
ter Filmprogramme. So haben veränder­
te finanzielle Anreize und Quoten­
systeme für Kinobesitz.er, um den 
Marktanteil einheimischer und euro­
päischer Produktionen zu sichern, den 
heimischen Marktanteil des französi­
schen Fihns wenigstens auf dreißig Pro­
zent stabilisiert. Womit freilich noch 
nichts über die Qualität ausgesagt ist. 
Auch die von Wim Wenders in die Dis­
kussion gebrachten, für europäische 

Filmvorhaben zu reinvestierende Steu­
ern auf cineastische Gewaltverherrli­
chung, könnten vielleicht die schlimm­
sten Auswüchse der, so sah es Wim 
Wenders, freilich inzwischen nicht 
mehr auf die USA beschränkten Brutalo­
Film-Springflut stoppen. 
Auf die äußeren Rahmenbedingungen 
war denn auch die - gleichwohl beein­
druckende - Zusammenfassung der Dis­
kussion von Peter Glotz gemünzt, wie er 
sie bereits in einem Kapitel seines 1992 
erschienenen Buches: "Die Linke nach 
dem Sieg des Westens" vorgetragen 
hatte. Er forderte eine "nationale Kraf­
tanstrengung der Funktionseliten aus 
Kultur, Politik und Wirtschaft" zur Ret­
tung des deutschen Fihns. Das hatte 
zwar den unangenehmen Beigeschmack 
der vaterländischen Großaufgabe, die 
Kultur vor dem Zerfall zu retten. Und 
auch wenn es nicht intendiert war: Da­
mit würde unterschwellig zwangsläufig 
eine ungute Erwartungshaltung auf dem 
Film lasten, unter der autonomes Film­
schaffen und künstlerisch sensibles 
Potential nur schwer keimen könnten. 
Ganz zu schweigen von der in Ba­
belsberg unerörtert gebliebenen Gefahr, 
ob damit nicht die Wohlstandsburg Eu­
ropa zur Kulturfestung ausgebaut würde. 
Glotz forderte eine, aus seinen anderen 
Politikkonzeptionen semantisch ent­
lehnte "Arbeit der Zuspitzung": Ein 
neuer Aufeinanderbezug von Filmförde­
rungssystem, künstlerischer und unter­
nehmerischer Initiative soll Filme er­
möglichen, die "europäische Probleme 
für ein Weltpublikum plausibel darstel­
len" sollen. Der Vorschlag enthielt auch 
eine Reihe passabler Vorschläge wie ei­
ner risikoorientierteren Filmförderung: 
eine vorsichtige Lockerung der in­
haltlichen Kompetenz der allzu aus­
gewogen öffentlich-rechtlich struktu­
rierten diversen Fördergremien, das In­
tendantenprinzip bei der Film-Projekt­
konzeption und eine neue, langfristig an­
gelegte Autoren- und Produzentenförde­
rung. 
Das neue "Bundesministerium für Bil­
dung und kulturelle Aufgaben des Bun­
des", in dem eine so neukonzeptio­
nierte Filmpolitik einen hervorragen­
den Stellenwert haben soll, ist natür­
lich eine freundliche Selbstempfeh­
lung von Peter Glotz. Mit Blick auf 
das Wahljahr 1994 stößt uns die Aus­
sicht auf einen Filmminister Glotz 
deswegen nicht sonderlich bitter auf, 
weil es sich bei dem nicht nur film­
konzeptionell begabten lntellektuel-

len um einen der klügsten SPD-Politi­
ker handelt. 
Gerade das Beispiel Maastricht lehrt 
jedoch, daß solche hauptsächlich von 
etatistischen Interessen definierten Poli· 
tikprojekte trotz berechtigter Inhalte an 
Grenzen stoßen. Die gesellschaftliche 
Aufgabe Film darf nicht nur Filmpolitik 
von Exekutive und Gremienwirtschaft 
sein. Auch wenn sie notwendige Bedin­
gungen ihrer Existenz sind. Wie ein 
Seismograph registriert und spiegelt der 
Film den Sinnhaushalt einer durch­
fragmentarisierten Gesellschaft. Die in­
frastrukturell verkürzte Debatte um sei­
ne Zukunft müßte viel stärker um die 
Diskussion über seine ureigenste Aufga­
be als Sinninstanz ergänzt werden. 
Der amerikanische Film beschränkt sich 
darauf, das marktgängige Sinnkonstrukt 
unhinterfragten Erfolgs zu exportieren. 
Die Europäer sollten aus dem vermeint­
lichen Markthandicap der "reflexiven 
Struktur" ihres Filmschaffens ein Pfund 
machen, mit dem sie wuchern können. 
Dem marktstrukturell angeschlagenen 
Patienten vermögen ein ausgeklügeltes 
Förderkorsett und die hilflosen Hol­
lywood-Kopien zwar vorübergeh~n~:· · 
stützenden Halt zu geben. idr"· : 
Radikale Inspiration wie Zukunftsfähi.gi 
keit könnten die europäischen Filme vor 
allem aus einer neuen massenkulturellen 
Debatte um Alternativen von Sinn, Zu­
kunft, Utopie und die Funktion des 
Filmwesens beziehen - weit über die 
Glotz'schen Funktionseliten hinaus, als 
deren orchestrierender Intendant sich 
der SPD-Denker offenbar bereits sieht. 
Um eine solche Debatte anzuzetteln, ist 
es zweifellos notwendig, die deutsche 
Filmindustrie zu stärken und den deut­
schen Film notfalls mit Gesetzeshilfe 
zum Zuschauer bringen. Das französi­
sche Vorbild hat mit einem solchen, auf 
freiwilliger Basis und durch finanzielle 
Anreize für die einzelnen Kinobesitzer 
durchgesetzten Quotensystem eine 
Marktteilung hervorgebracht, die die na­
tionalen Filmemacher dort zu einer pro­
duktiven Qualitätskonkurrenz zwingt. 
Unter diesen Voraussetzungen könnte 
vielleicht eine massenkulturelle Debatte 
zustandekommen, mit der Hark Bohms 
in Potsdam erhobene Forderung einzulö­
sen wäre, den Zuschauer in seine demo­
kratischen Rechte wiedereinzusetzen 
und zwar nicht nur als Erfolgsbaro­
meter an der Kinokasse. Die kulturelle 
Selbstbehauptung Europas via Film 
muß auch von unten wachsen. 
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von Susi Möbbeck* 
Meiner Auffassung nach stellt die 
Auseinandersetzung mit dem Rassismus 
eine Schnittstelle bei der Standort- und 
Strategiebestimmung der Linken unter 
veränderten Bedingungen dar. "Wie be­
stimmt die Linke ihr Verhältnis zu neu­
en Formen des Rassismus?" (s. Fragen­
katalog in spw 2/92). Diese Problem­
stellung berührt auch die Frage nach der 
Vermittlung von sozialen Interessen und 
gesellschaftlichem Bewußtsein (vgl. die 
Beiträge in spw 4/92), die Frage nach 
dem Zusammenhang von Modeme, Ra­
tionalität und Fortschritt bzw. nach dem 
Bezug der Linken darauf (vgl. Uli Wolf 
in spw 6/92), die Frage nach den verän­
derten Anforderungen an ein Projekt der 
Linken. Im Folgenden soll der Versuch 
einer begrifflichen Annäherung an 
den Rassismus unternommen werden, 
die weiterführenden Fragestellungen 
können dabei nur angerissen werden, 
um Ansatzpunkte für eine weitere 
Bearbeitung zu benennen. 
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1. Entwicklung des Rassismus 

Die Entstehung des modernen Rassis­
mus gründete sich auf militärische 
und ökonomische Überlegenheit des 
Gesellschaftssystems, subjektives 
Überlegenheitsgefühl der >)weißen« 
Euro-Amerikaner gegenüber den ko­
lonisierten Welten und vormoderne 
Darstellungsformen des Anderen (vgl. 
Geiss 1988 : 19/20). 
Der "wissenschaftliche Rassismus" 
(Miles 1992 : 66), der sich bemühte, an­
hand verschiedener Untersuchungen des 
Blutes, der Physiognomie und der Schä­
delform die Existenz verschiedener 
»Rassen« und ihnen zugeordneter Ei­
genschaften zu beweisen, entstand im 
Kontext von Industrialisierung und 
damit einhergehendem Aufschwung 
der Wissenschaften am Ende des 18. 
Jahrhunderts. Darwins Evolutions­
theorie bildete zwar den ersten Schritt 
der wissenschaftlichen Widerlegung 
des Rassismus, weil er die Unverän­
derbarkeit der Differenz widerlegte. 
Mit dem sogenannten »Sozialdarwi­
nismus« rückte nun aber eine neue 
Variante des Rassismus in den Mittel-

punkt, die von einer Entwicklungs­
hierarchie der verschiedenen »Ras­
sen« ausging. Erst mithilfe der moder­
nen Genetik konnte am Anfang des 
20. Jahrhunderts der Rassismus 
wissenschaftlich widerlegt werden. 
Nach dem nationalsozialistischen Ras­
senwahn entstand im wissen­
schaftlichen und politischen Diskurs 
der Konsens, daß der »Rasse«-Begriff 
zur Beschreibung von Charaktenmter­
schieden und Entwicklungsdifferen­
zen keinerlei Aussagekraft besitzt. Als 
Begriff zur Unterscheidung von äu­
ßerlichen Merkmalen wird er aber von 
einigen Wissenschaftlern bis heute 
verwendet. 
Der »wissenschaftliche« Rassismus 
baute seine Rassenkonstruktion auf der 
biologischen Abstanunung und ihrer 
Identifizierung durch phänotypische 
Unterschiede auf. Obgleich wissen­
schaftlich widerlegt, ist die Vorstellung, 
daß äußerliche Differenzen auch Unter­
schiede in Charakter und Fähigkeiten 
implizieren, im Alltagsbewußtsein auch 
heute noch verankert, ist zumindest als 
»Mythos« abrufbar und mit anderen 
ideologischen Konstruktionen verbind-
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bar. Im intellek­
tuellen Rassis­
mus hingegen ist 
dieses Deu­
tungs m u s te r 
heute selten ge­
worden, der 
theoretische 

N e o 
rassismus" (Ba­
libar 1990 : 23), 
wie er sich im 
Umfeld der so­
genannten 
»Neuen Rech­
ten« präsentiert, 
hat sein Terrain 
verschoben. In 
scheinbarer 
Übereinstim­
mung mit dem 
gesellschaftl i-
chen Grund-
konsens, der 
sich nach dem 
zweiten Welt-
krieg heraus-

gebildet hat, spricht er nicht von »Ras­
se«, Abstammung, Blut und Natur, son­
dem von Kultur. Er ist ein »Rassismus 
ohne Rassen« "dessen vorherrschen­
des Thema nicht mehr die biologische 
Veremung, sondern die Unaufhebbar­
keit der kulturellen Differenzen ist" 
(ebd. : 28). Kultur wird hier zu einem 
Quasi-Äquivalent für »Rasse«, denn in 
dieser Vorstellung ist Kultur nichts fle­
xibles, veränderbares, sondern eine den 
Menschen eingegrabene Struktur, die -
wenn auch nicht biologisch - automa­
tisch von Generation zu Generation 
weitergegeben wird. Doch stellt der 
"kulturelle Rassismus" (Hall 1989a : 
917) nicht nur kulturelle Differenzen 
fest, sondern behauptet ihre Unverein­
barkeit und warnt vor der Durchmi­
schung. Als "differentialistischen 
Neorassismus" (Taguieff 1991 : 227) 
bezeichnet Pierre-Andre Taguieff diese 
Form von Rassismus, die auf zwei Ele­
menten beruht: "einer Verteidigung 
kultureller Identitäten und einer 
Verherrlichung ( eloge) der Differenz, 
teils unter den Individuen, teils unter 
den Gruppen. Hieraus wird ein »Recht 
auf Differenz« gefolgert" (ebd : 236). 
Im kulturellen Rassismus finden Re­
duktionen auf verschiedenen Ebenen 
statt, so werden zum Beispiel Kon­
flikte zwischen Einheimischen und 
Einwanderern, die vorrangig auf ei­
nem unterschiedlichen rechtlichen 

und sozialen Status basieren, als kul­
turelle Konflikte ausgegeben. Soziale 
Konflikte werden zu Kulturkonflikten. 
Gleichzeitig wird der Kulturbegriff 
verdinglicht, Kultur wird als abge­
schlossenes unveränderbares Ganzes 
angesehen (vgl. Hamburger 1990 
315). So findet über den Umweg der 
Kultur eine »Naturalisierung« sozialer 
Konflikte statt. Praktisch hat die Tren­
nung von kulturellen und biologi­
schen Argumentationen im Alltagsras­
sismus nur eine geringe Bedeutung. 
"Da das Soziale als naturgegeben an­
gesehen wird, ist es den Menschen 
garnicht möglich, genetisch argu­
mentierende Diskriminierungen von 
kulturalistisch argumentierenden zu 
trennen" (Jäger 1992 : 135). Eine Na­
turalisierung des Sozialen findet also 
im rassistischen Alltagsdiskurs ohne­
hin statt, ob dies über den Kulturbe­
griff vermittelt wird oder nicht. 
Angesichts der Verschiebung des in­
tellektuellen Rassismus auf das Feld 
der Kultur stellt sich die Frage nach 
der Abgrenzung des Rassismus von 
anderen Formen gesellschaftlicher 
Diskriminierung. Robert Miles hält 
eine »Überdehnung« des Begriffs für 
falsch und entwickelt eine einge­
grenzte Definition von Rassismus. 
Rassismus setzt, so Miles, einen Pro­
zeß der "Rassenkonstruktion" (Miles 
1992 : 99) voraus. Miles hat "Rassis­
mus als einen Fall ideologischer Be­
deutungsbildung definiert, in dem 
eine soziale Gruppe als eine diskrete 
und besondere, sich selbst reproduzie­
rende Bevölkerung konstruiert wird. 
Dies geschieht unter Bezugnahme auf 
bestimmte (reale oder vorgestellte) 
biologische Merkmale und durch die 
Verknüpfung mit anderen negativ be­
werteten (biologischen und/oder 
kulturellen) Eigenschaften. Durch die­
se Konstruktion einer besonderen so­
zialen Gruppe, die sich über Zeit und 
Raum hinweg reproduziert, bekommt 
der Körper, bekommen somatische 
Merkmale im Rassismus eine soziale 
Bedeutung. Es sollte angemerkt wer­
den, daß diese Definition den Rassis­
musbegriff nicht an das explizite Vor­
kommen einer Rassenidee bindet" 
(Miles 1991 : 209). Der Rassismus 
kann so einerseits gegen den Sexis­
mus abgegrenzt werden, weil im Sexi­
smus nicht so sehr die Ausgrenzung, 
sondern der untergeordnete Einbezug 
im Mittelpunkt steht: eine Männerge­
sellschaft ist nicht als sich selbst re-

produzierende denkbar. Andererseits 
soll der Rassismus von anderen For­
men kultureller Ausgrenzung unter­
schieden werden. Denn nicht das »Lob 
der Differenz« ist schon rassistisch. 
sondern die Naturalisierung der Diffe­
renz. 

2. Rassismus und kapitalistische 
Produktionsweise 

Der Universalismus ist der mit der 
Philosophie der Aufklärung verbunde­
ne Werthorizont der bürgerlichen Ge­
sellschaft: der Aufstieg des Bürger­
tums ist ohne die Vorstellung einer 
Gesellschaft, in der die individuelle 
Leistung, nicht aber ständische Privi­
legien oder Diskriminierungen be­
stimmter Menschengruppen die Positi­
on des Individuums bestimmen, nicht 
denkbar. Die politische und rechtliche 
Gleichheit -aller Menschen war daher 
die zentrale Forderung der bürgerli­
chen Revolutionen. Der Kapitalismus 
beruht auf der endlosen Akkumulation 
von Kapital und damit der Verwand­
lung aller Dinge in Waren. "Derge­
stalt gelten, aufgrund einer Art 1'911 
zwingender Logik, alle mögl ·':i~)'.:'i 
Partikularitäten als mit der Funktlclns.:,· 
weise eines kapitalistischen Syst:ems 
unvereinbar, oder doch zumindest als 
Hindernis für die Optimierung dieser 
Funktionsweise" (Wallerstein 1990: 
42). Insofern erscheint uns zunächst 
der Rassismus als extremer Partikula­
rismus im Gegensatz zum Universalis­
mus und damit zum Kapitalismus zu 
stehen. "Tatsächlich liegt die Wahr­
heit gerade im Gegenteil. Die Unter­
drückten konnten sich lange Zeit mit 
der Existenz vererbter Privilegien ab­
finden, weil sie einem mystischen 
oder fatalistischen Glauben an eine 
ewige Ordnung anhingen, der ihnen 
zumindest den Komfort sicherer Über­
zeugungen bot. Wenn aber jemand 
Vorrechte genießt, weil er möglicher­
weise gewitzter, sicherlich aber besser 
ausgebildet ist als andere, so ist das 
viel schwerer zu verkraften" (ebd. : 
43). Obwohl die Gleichheit zu den Po­
stulaten des Kapitalismus gehört, hat 
das Kapital ein vitales Interesse daran, 
strukturelle soziale Ungleichheiten 
aufrechtzuerhalten, um billige 
Lohnarbeit in Anspruch nehmen zu 
können. In einer Gesellschaft, die sich 
rechtliche Gleichheit auf die Fahnen 
geschrieben hat, sind reale Strukturen 
der Ungleichheit aber permanent 
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legitimierungsbedürftig. Diese Legiti­
mation eröffnet der Rassismus: er be­
gründet Ungleichheit und ermöglicht 
unterschiedliche Bezahlung, unter­
schiedliche Arbeitsbedingungen und 
damit das, was Wall erste in die "Eth­
nisierung" (ebd. : 45) der Arbeiter­
schaft nennt. Der Kapitalismus funk­
tioniert also gerade auf Grundlage ei­
ner Verbindung des Universalismus 
mit partikularistischen Deutungen. 
Der Rassismus hat im Kapitalismus 
demnach die wesentliche ökonomische 
Funktion der »Ethnisienmg« der Arbeit. 
So wird eine Fragmentierung geschaf­
fen, die sowohl innerhalb der ent­
wickelten kapitalistischen Zentren (zwi­
schen Einheimischen und Einwande­
rern) als auch in der internationalen 
Arbeitsteilung (zwischen Nord und 
Süd) zur Mehrwertmaximierung bei­
trägt. Diese Fragmentierung hat aller­
dings nicht nur eine ökonomische Sei­
te, sondern auch eine politisch-ideo­
logische: sie trägt zur Herrschaftsstabi­
lisierung bei, weil sie die Lohnabhän­
gigen spaltet und hierarchisiert. Ideo­
logisch dient der Rassismus sowohl 
der Homogenisierung nach mnen 
(Einheit von Herrschenden und Be­
herrschten), als auch der Abgrenzung 
nach außen (gegen Einwanderer cxler 
andere »Rassen«). Es wird mit dem 
Rassismus über Ein- bzw. Ausschluß 
entschieden. So können sozial-ökono­
mische und pclitische Ungleichheiten 
legitimiert und gleichzeitig unter­
schiedliche soziale Interessen ver­
schleiert werden. 

3. Rassismus und 
Nationalismus 

Die Vorstellung von der Nation, die 
Zielsetzung der Verwirklichung des 
Nationalstaates konnte sich erst auf 
der Grundlage der Selbstverständlich­
keit des Staates, also in der Modeme, 
entfalten. Die Nation hat demnach im 
Gegensatz zu dem von nationalen Be­
wegungen vermittelten Eindruck kei­
ne weit in die Vergangenheit zurück­
reichenden Wurzeln. Die Nation ist 
ein Kind des Kapitalismus bzw. der 
Industrialisierung. Der Nationalismus 
ist eine der modernen Industriege­
sellschaft angemessene, nahezu unver­
meidlich auftretende soziale Kon­
struktion (vgl. Gellner 1991). In der 
Idee der Nation manifestierte sich der 
Werthorizont der bürgerlichen Gesell­
schaft, pclitische Demokratie und 
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Menschen- und Bürgerrechte, also der 
universalistische Gedanke der Gleich­
heit. 
Eine grundlegende Unterscheidung ist 
zwischen »Kulturnation« und »Staats­
nation« vorzunehmen. "Die Staatsnati­
on, an der Idee der individuellen und 
kollektiven Selbstbestimmung orien­
tiert, leitet sich danach aus dem freien 
Willen und dem subjektiven Bekenntnis 
des Individuums zur Nation her" (Alter 
1985: 19). Dieser Nation-Begriff hat ins­
besondere die französische Revolution 
bestimmt. Demgegenüber ist die Zu­
gehörigkeit zur Kulturnation der in­
dividuellen Entscheidung entzogen. Sie 
definiert sich aufgrund verschiedener 
angeblich objektiver Merkmale wie 
Sprache, Herkunft, Abstammung, Ter­
ritorium, Religion, geschichtliche Er­
fahrung. "Das Prinzip der Kulturnation, 
das Abstammung und Sprache betont, 
kennzeichnet die Entstehung der Natio­
nen in Mitteleuropa, in Italien und - mit 
Einschränkungen - in Ostmitteleuropa. 
Dort war die N ationszugehörigkeit dem 
Belieben des Individuums weitgehend 
entzogen. Die Zugehörigkeit zur Nati­
on ist ein durch Natur und Geschichte 
bestimmtes Schicksal" (ebd. : 21). Im 
Begriff der Kulturnation wird die 
Vorstellung von Ethnizität herausge­
bildet. Im Unterschied zu anderen 
kulturellen Identitäten, die durchaus 
frei wählbar sein können, wie zum 
Beispiel generationsbezogene Le­
bensstile, basiert die ethnische Identi­
tät immer auf einem gemeinsamen Ur­
sprung bzw. Wesen und ist als ober­
stes Teilungsprinzip zu denken (vgl. 
Anthias 1992: 91). 
Als »republikanischen Nationalis­
mus« kann man den frühen Nationa­
lismus des 19. Jahrhunderts be­
zeichnen, der sich primär auf die 
Staatsnation bezog und mit den Eman­
zipationskämpfen des Bürgertums 
verbunden war. Dem ist der "völki­
sche Nationalismus" (Hoffmann 1992 
: 66) entgegenzusetzen, der das eth­
nisch verstandene Volk als dem Staat 
vorausgehend ansieht. "Das »Volk« 
kennt weder Herrschaft noch Konflikt, 
weder Arbeitsteilung noch Organisation. 
Es ist kein Kollektiv, sondern ein Orga­
nismus" (ebd. : 67). Eine weitere Form 
des Nationalismus ist der »Kultur-Natio­
nalismus«, der sich insbesondere auf die 
Sprachgemeinschaft bezieht. 
Bei »Rasse« und »Nation« handelt es 
sich um "vorgestellte Gemeinschaften" 
(Anderson 1988 : 16) in zweifacher 

Hinsicht: sie besitzen keine na­
türlichen Grundlagen und diejenigen, 
die sich der jeweiligen Gemeinschaft 
zuordnen, können sich nie alle gegen­
seitig kennen. Beide sind Ausdruck 
kollektiver Identitätsbildung, in der 
»Innen« und »Außen<<, Zugehörigkeit 
und Abgrenzung konstruiert werden. 
Beide konstituieren wechselseitige 
Solidaransprüche der als Mitglieder 
der Gemeinschaft anerkannten Indivi­
duen. 
Eine trennscharfe Abgrenzung vom 
Rassismus ist beim republikanischen 
Nation-Begriff, der von der Staatsnati­
on ausgeht, möglich. Hier handelt es 
sich um einen offenen Nation-Begriff, 
der vom subjektiven Bekenntnis und 
damit der freien Entscheidung der In­
dividuen abhängt. Im Gegensatz zu je­
der Form von Rassismus handelt es 
sich nicht um eine Naturalisierung des 
Sozialen. Allerdings hat sich histo­
risch keine nationalistische Bewegung 
nur auf die Staatsnation bezogen, viel­
mehr war ihr Nation-Begriff immer 
ethnisch aufgeladen. Die Über­
schneidungen zwischen Rassismus 
und völkischem Nationalismus sind 
fließend: das Volk wird quasi-rnssisch 
konstruiel1, im Mittelpunkt steht ne­
ben der Sprache die Abstammung. Das 
Volk ist also eine sich biologisch und 
kulturell reproduzierende Einheit. 
Rassismus und Nationalismus sind so 
stark verbunden, daß eine Abgren­
zung nicht möglich ist. Soweit es sich 
um einen Kultur-Nationalismus han­
delt, der sich nicht auf Abstammung, 
sondern ausschließlich auf die kultu­
relle Gemeinschaft, insbesondere die 
Sprachgemeinschaft bezieht, ist die 
Abgrenzung zum »wissenschaftlichen 
Rassismus« möglich, weil in dieser 
Form des Nationalismus keine »Ras­
se«-Vorstellung enthalten ist. Aber die 
Abgrenzung zum Neorassismus ist 
umso schwieriger. Soweit ein verding­
lichter, abgeschlossener Kulturbegriff 
verwendet wird, treffen sich Kultur­
Nationalismus und Neorassismus in 
der Naturalisierung sozialer Verhält­
nisse. Kurzum: Jede historische Form 
von Nationalismus ist ethnisch 
aufgeladen und bietet damit ein star­
kes Potential zur ideologischen Ver­
knüpfung mit rassistischen Deu­
tungsmustern. 
Meines Erachtens folgt aus dieser engen 
Verknüpfung nationaler und rassisti­
scher Deutungsmuster, daß der Nation­
Begriff als Identifikationsmoment im 

ZEITSCHRIFr FÜR SOZIALISTISCHE POLITIK UND WIRTSCHAFr. HEFT 69, 1993 

Rahmen einer anti-rassistischen politi­
schen Konzeption in den entwickelten 
kapitalistischen Ländern nicht ver­
wendbar ist. Daß die Nation in Gesell­
schaften, die von einer Fremdherr­
schaft unterdrückt werden oder die 
sich noch nicht als demokratische Re­
publik haben herausbilden können, ei-
nen Bezugspunkt für die 
Demokratisierungsbestrebungen dar-
stellen kann, soll damit nicht ge­
leugnet werden. Doch in den entwik­
kelten kapitalistischen Ländern, die 
sich als demokratische Gesellschaften 
verstehen, kann die Nation diese Rolle 
nicht mehr übernehmen, weil sie mit 
der Geschichte der ethnischen Aufla­
dung und der Verknüpfung mit rassi­
stischen Deutungen verbunden ist. 
Gemeinsam ist allen Formen des Nati­
on-Begriffs, daß sie nur existieren, so­
weit sie Ausdruck kollektiven Selbstbe­
wußtseins der Menschen sind. Nur weil 
und insoweit die Menschen bestimmten 
Merkmalen eine Bedeutung für die Kon­
struktion von Gemeinschaft zuschrei­
ben, gibt es die Nation. Sie ist die Kon­
struktion einer modernen Solidarge­
meinschaft. Innere Spaltungslinien und 
soziale Konflikte werden im Begriff der 
Nation aufgehoben bzw. verschleiert. 
Das Gefühl der Zusammengehörigkeit 
in der Nation muß zumindest in be­
stimmten Situationen anrutbar sein, so­
bald eine Konfliktlage entsteht, in der 
soziale und nationale Konstellationen 
parallel verlaufen oder eine Mobilisie­
rung gegen den äußeren » Feind« er­
folgt. Nationalismus, der nur von oben 
inszeniert wird, kann seine Wirk­
samkeit nicht entfalten. Vielmehr 
müssen nationalistische Anrufungen 
mit Alltagsvorstellungen und Deu­
tungsmustem verknüpft werden, damit 
ein nationalistischer Diskurs entwik­
kelt und einer nationalen Identität Be­
deutsamkeit verliehen werden. 

4. Rassismus und 
kollektive Identität 

Es reicht nicht, den Rassismus als 
» Vorurteil« oder als Ausdruck »fal­
schen Bewußtseins<< zu kennzeichnen, 
wenn man seiner Wirksamkeit auf die 
Spur kommen will. Balibar stellt fest, 
daß im Rassismus ein tiefsitzender 
"Erkenntniswunsch" (Balibar 1991 
183) enthalten ist. "Dieser Wunsch ist 
in Wirklichkeit eine Weise, sich unun­
terbrochen danach zu fragen, »wer« 
man innerhalb einer bestimmten so-

zialen »Welt« ist, »weshalb« diese 
Welt Plazierungen aufweist" (ebd.). 
Auf diese Fragen antwortet der Rassis­
mus: "weil wir verschieden sind" 
(ebd. : 184). Der Rassismus dient also 
den Individuen dazu, sich die Welt zu 
erklären, Gründe dafür zu finden, war­
um es »oben« und »unten« gibt. Der 
Rassismus funktioniert als »sozialer 
Platzanweiser«, der es den Individuen 
erleichtert, sich selbst und andere zu­
zuordnen, also eine Identität aufzu­
bauen. 
Die Definition des »Eigenen« und die 
des »Anderen« ist der grundlegende Me­
chanismus der Entwicklung von perso­
naler und kollektiver Identität. Angst 
und Neugier sind dabei von vornherein 
die ambivalenten Seiten dieses Prozes­
ses (vgl. Erdheim 1992: 21). Im Rassis­
mus wird die Differenz zwischen dem 
Eigenen und dem Fremden als un­
aufhebbar konstruiert. Der Rassismus 
stellt aber nicht nur die Differenz fest, 
sondern konstruiert ein Bild des Gegen­
satzes, zwei sich entgegengesetzte Wel­
ten. Die "binäre Spaltung" (Hall 1989a 
: 919) ist das Charakteristikum des 
Rassismus. "Der rassistische Diskurs 
hat eine eigentümliche Struktur: Er bün­
delt die den jeweiligen Gruppen 
zugesprochenen Charakteristika in zwei 
binär entgegengesetzte Gruppen. Die 
ausgeschlossen{? Gruppe verkörpert 
das Gegenteil der Tugenden, die die 
Identitätsgemeinschaft auszeichnet" 
(ebd.). Das Eigene und das Fremde 
werden in Gegensatzpaaren kon­
struiert: »rational« vs. »irrational«, 
»kultiviert« vs. »primitiv«, »zivili­
siert« vs. »wild«, »Geist« vs. »Kör­
per«. Für mögliche Gemeinsamkeiten 
bleibt in dieser Entgegensetzung kein 
Raum. 
Der Rassismus dient den Individuen 
dazu, ihre Zugehörigkeit zur Gemein­
schaft zu definieren und zu verstärken. 
Nicht die Gruppenbildung ist dabei 
rassistisch. Da Menschen aufeinander 
angewiesen sind, ist die Suche nach 
einer Gemeinschaft, die wechselseiti­
ge Solidaransprüche begründet, folge­
richtig. Rassistisch aber ist die Natura­
lisierung dieser Gruppenbildung, weil 
so der Zugang zur eigenen Gruppe 
blockiert und die Gesellschaftlichkeit, 
also Veränderbarkeit, der Gruppenbil­
dung verneint wird. Demgegenüber ist 
die Zuordnung zu einem spezifischen 
Lebensstil von ganz anderer Qualität: 
ein Lebensstil ist (relativ) frei wählbar 
und von der freiwilligen Zuordnung 

abhängig, eine Naturalisierung der 
Identitätsbildung findet nicht statt. 
Rassistisch ist auch die Hierarchisie­
rung der konstruierten Gruppen. Ge­
sellschaftlich besonders wirksam wer­
den rassistische Deutungen da, wo sie 
mit sozialen Hierarchien bzw. Macht­
gefällen einhergehen. Haug spricht 
von der "Verlötung von Domination 
und Differenz" (Haug I 992 : 416). 
Rassismus wird da als gesellschaftli­
che Praxis konstituiert, wo »Rassen­
konstruktion« und Machtgefälle 
aufeinander treffen, wo individuelles 
Bedürfnis nach Platzanweisung und 
Ein- und Ausgrenzungsinteresse der 
herrschenden Gruppen sich verzah­
nen. Rassismus als ideologischer Dis­
kurs entfaltet sich in diesem Zusam­
menspiel: rassistische Anrufungen 
(durch die Herrschenden oder zur 
Herrschaft drängende Kräfte) treffen 
auf entsprechende soziale Deutungs­
muster der Individuen und können mit 
>> Alltagsmythen« verbunden werden. 

5. Rassismus in Westeuropa 
nach dem Ost-West-Gegensatz 

Mit dem Ende des kalten Krieges ist ~;i 
dominante Dualismus, der die kollekiiF 
ven Identitäten in Europa überdetenni·- · 
niert hat, zerbrochen. Nach dem zweiten 
Weltkrieg strukturierten Zugehörigkeit 
bzw. Zustimmung und Abgrenzung im 
Ost-West-Konflikt die Definition des 
Eigenen ebenso wie die des Fremden. 
Insbesondere in Deutschland wurde 
nach '45 die Identifikation statt mit 
der Nation nun im »Westen« gesucht. 
Das Feindbild hat sich dabei nicht 
sehr wandeln müssen: die Gefahr aus 
dem Osten und der Antikommunismus 
hatten ja schon vorher eine zentrale 
Rolle gespielt. "Es ist die Konstante 
deutscher Identität. Diese Konstante 
bildet gleichzeitig die Brücke, über 
die sich die Brüche in der kollektiven 
Identität vermitteln" (Hoffmann 
1992a : 1312). Der Ost-West-Gegen­
satz hatte die Verteilung von ökono­
mischen, politischen und militärischen 
Einflußsphären orgams1ert, eine ge­
wisse Stabilität gesichert und in der 
bipolaren Welt Identitäten zugeteilt. 
Der Zerfall dieses Dualismus fällt zu­
sammen mit gesellschaftlichen Verän­
derungen in den entwickelten kapitalisti­
schen Zentren selber: Sozialstruktur­
wandel, Auflösung traditioneller sozial­
kultureller Milieus, Pluralisierung der 
Lebensstile. Während zunächst vor al-
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lern die möglichen Indi viduationspo­
tentiale wahrgenommen wurden, ist 
heute unabweisbar, daß dieser Wandel 
vor dem Hintergrund unsicherer öko­
nomischer Entwicklungsperspektiven 
und härteren Verteilungskampfes 
auch zu sozialer Fragmentierung, Ver­
lust an Identität und Suche nach neuen 
kollektiven Orientierungen führt. Der 
Bedarf an Homogenisierung ist also 
immens sowohl für die Individuen wie 
auch für die Herrschenden: vor die­
sem Hintergrund kann sich der rassi­
stisch-nationalistische Diskurs . entfal­
ten. Der neue Rassismus in Europa ist 
funktional für die Individuen wie für 
die Herrschenden: er erfüllt den Be­
darf an »Platzanweisung<< bei der 
Identitätssuche der Iodividuen ebenso 
wie den der Herrschenden beim sozia­
len Kampf um die Neuordnung der 
Welt. Im Prozeß der »binären Spal­
tung« folgt der Nord-Süd-Konflikt 
dem Ost-West-Gegensatz, der Orient 
dem Osten, der Islam dem Kommunis­
mus. Auch diesmal muß das Feindbild 
nicht sehr gewandelt werden: die 
Überschneidung von Teilen des ehe­
mals staatssozialistischen Ostens mit 
dem islamischen Orient, die Verdich­
tung von Antisemitismus und kolonia­
listischen Traditionen in der Ableh­
nung der islamisch-arabischen Bevöl­
kerungen (vgl. Balibar 1992 : 19) ma­
chen es leicht, Brüche zu vennitteln. 
Der Ost-West-Gegensatz wurde auf 
scheinbar »rationaler« Ebene reprodu­
ziert: die Dualität wurde rund um den 
politischen Systemgegensatz und den 
ökonomisch-militärischen Konkur­
renzkampf aufgebaut. Zwar wurden 
Bilder und Mythen über »den Russen« 
etc. mit angerufen, doch bildeten diese 
nicht den Kern der Abgrenzung. Dem­
gegenüber werden der Nord-Süd-Ge­
gensatz und das Feindbild Islam auf 
der Grundlage von Ethnizität und 
naturalisierter kultureller Differenz 
konstruiert: der soziale Konflikt wird 
mit Rasse, Kultur, Klima, Mentalität 
erklärt und der Islam mit Rückständig­
keit gleichgesetzt. Nach dem Wegfall 
des Systemgegensatzes als Orientie­
rung für die »soziale Platzanweisung« 
ist ein Prozeß der »Ethnisierung(( 
feststellbar, in dem soziale Konflikte 
durch ethnische Ungleichheiten über­
lagert bzw. erklärt werden (vgl. Jasch­
ke 1992 : 1441). "Sowohl »von un­
ten«, in den Alltagserfahrungen und -
orientierungen wie auch »von oben«, 
aus der Perspektive der politischen 
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Akteure, sind sozialstrukturell, klas­
sen- und milieuspezifisch definierte 
Probleme und Interessenlagen mittler­
weile überlagert durch ethnische Deu­
tungsmuster" (ebd.). 
>>Rassismus von unten« und »Rassismus 
von oben« treffen zusammen in dem 
Konsens der Verteidigung des materiel­
len Reichtums der Zentren und der Ab­
grenzung gegen die Migration, kurz im 
Paradigma der »Festung Europa«. In 
dessen Mittelpunkt steht die Abschot­
tung gegen den Süden und den Osten in 
einem Europa konzentrischer Kreise, in 
dem die ost- und südosteuropäischen 
Länder die Pufferzonen zur Armut dar­
stellen werden. Balibar hat vor diesem 
Hintergrund von einem »europäischen 
Rassismus« gesprochen, der sich insbe­
sondere in dem konflikthaften Verhält­
nis zur arabischen Welt artikuliert und 
die Frage nach einer »europäischen 
Identität« aufwirft (vgl. Balibar 1992 : 
11-15). Seiner Auffassung nach kommt 
es in Europa zu einer »Identitätspanik«, 
weil zwar die Nationalstaaten Kompe­
tenzen abgeben, gleichzeitig aber ein 
entwickelter demokratischer Staat in 
Europa nicht existiert. Nationale Identi­
täten werden untergraben, ein Bezugs­
punkt für die Entwicklung einer europäi­
schen Identität ist aber nicht in Sicht. 

6. Rassismus im vereinten 
Deutschland 

Der Rassismus im vereinten Deutsch­
land ist vor dem Hintergrund dieser eu­
ropäischen Entwicklung zu betrachten. 
Doch hat er darüberhinaus reichende 
Wurzeln und Verstärkungen. Eine Ver­
arbeitung von Rassismus und völki­
schem Nationalismus im deutschen Fa­
schismus und in der deutschen Ge­
schichte insgesamt wurde in beiden 
deutschen Staaten nicht ernsthaft voll­
zogen. Die DDR verstand sich als »anti­
faschistischer Staat«, als Antipode des 
Faschismus, mehr noch, sie definierte 
sich häufig in der Nazifizierung des An­
deren, nämlich der BRD, und konnte da­
her den Rassismus im Eigenen nicht zu­
lassen. In der BRD wurde der Rassismus 
als Vergangenes, Abgeschlossenes de­
finiert und mit dem Nationalsozialismus 
gleichgesetzt. Die Kontinuität des völ­
kisch-nationalen Selbstverständnisses 
in der deutschen Geschichte wurde ta­
buisiert. Nach dem zweiten Weltkrieg 
wurde die völkisch-nationale durch eine 
westlich-republikanische Identität er­
setzt, ohne daß Nation und Natio-

nalismus grundsätzlich hinterfragt wor, 
den wären und ohne daß Feindbilder 
und Abgrenzung sich grundlegend ver­
ändert hätten. Gewandelt hatte sich also 
nur die Eigen-Definition, weniger die 
Definition des fremden (vgl. Geiger 
1992 : 274). So sind jetzt, nach dem Zer-
brechen des Ost-West-Gegensatzes, 
völkisch-nationale und rassistische 
Deutungsmuster wieder anrutbar. 
Die Konstruktion der deutschen Nati­
on war nach dem zweiten Weltkrieg 
durch die Teilung der beiden deut­
schen Staaten besonders widersprüch­
lich. Einerseits gehörte der jeweils an­
dere Staat in der Ost-West-Dualität 
zum Anderen, als dessen Gegenbild 
man selbst sich definierte, anderer­
seits wurden von westdeutscher Seite 
die Deutschen in der DDR als zugehö­
rig zur gleichen Nation angesehen. So 
blieben die konkreten Bilder von den 
Gemeinsamkeiten, die Ost- und West­
deutsche miteinander verbinden, vage 
(vgl. dazu Räthzel 1992). Nach der 
Vereinigung der beiden deutschen 
Staaten ist zwar die formale Einheit 
von Staat und Volk hergestellt, eine 
politisch-gesellschaftliche Neukonsti­
tution, die sich vom völkischen Na­
tionalismus hätte lösen und eine repu­
blikanische Identität in der Staatsnati­
on (Verfassungspatriotismus) hätte 
entwickeln können, hat jedoch nicht 
stattgefunden. Kontinuität ist daher im 
Selbstverständnis der deutschen Nati­
on nur im völkischen Denken bzw. im 
Begriff der Kulturnation gegeben. 

7. Antirassismus und multikul-
turelle Gesellschaft 

Das Konzept »Multikulturelle Gesell­
schaft« bietet nicht den Schlüssel zur 
Bekämpfung von Rassismus. Angesetzt 
wird mit diesem Konzept auf der Ebene 
der Kultur, nicht auf der Ebene sozialer 
Interessen und Konflikte, damit wird die 
dem kulturellen Rassismus eigene Ver­
schiebung vom Feld des Sozialen zu 
dem der Kultur nachvollzogen. Wäh­
rend der kulturelle Rassismus die Diffe­
renz erhalten will, verspricht die multi­
kulturelle Gesellschaft ein solidarisches 
Zusammenleben und appelliert an die 
Individuen, die Differenz nicht zur Dis­
kriminierung zu nutzen ( vgl. Radtke 
1991 : 82). 
Soweit es sich dabei um ein politisches 
Projekt handelt, das neben der Weiter­
entwicklung demokratischer Potentiale 
insbesondere die rechtliche Gleich-
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stellung von Einwanderern als Zuge­
hörige und die sozialverträgliche Re­
gulierung von Einwanderung verfolgt, 
handelt es sich um ein wichtiges Ele­
ment linker Politik. Aber: die Ver­
knüpfung von kulturellen Differen­
zen, sozialen Konflikten und Identi­
tätsbildung, die für Rassismus und Na­
tionalismus konstitutiv ist, wird damit 
nicht hinreichend erfaßt. Die festge­
stellte Ethnisierung sozialer Konflikte 
ist mit einem politisch zentrierten Pro­
jekt nicht aufzubrechen. 
Während im Modernisierungsdiskurs 
davon ausgegangen wurde, daß Moder­
nisierung zu zunehmender Individuali­
sierung, diese wiederum zur Ablösung 
von traditionellen sozialen Identitäten 
( unter Einschluß von Klasse auf der ei­
nen und »Rasse«/Nation auf der anderen 
Seite) durch die pluralisierten Lebenssti­
le führen würde, muß dem mit Blick auf 
die Ausbreitung des rassistisch-natio­
nalistischen Diskurses widersprochen 
werden. Dessen Verbreitung ist nicht 
nur Ausdruck von Ungleichzeitigkeiten 
im Modernisierungsprozeß (»Moderni­
sierungslücken«), sondern gerade Aus­
druck des widersprüchlichen Moderni­
sierungsprozesses selber. Wenn Uli 
Wolf mit Blick auf den Widerspruch 
zwischen kapitalistischer Produkti­
onsweise und Natur die Ambivalenz von 
Fortschritt und Rückschritt hervorgeho­
ben hat (vgl. Wolf 1992), so ist hinzuzu­
fügen, daß sich diese Ambivalenz selbst­
verständlich auch in den 
gesellschaftlichen Bewußtseinsforrnen 
niederschlagen muß. Eine fortschrei­
tende »Rationalisierung« gesell­
schaftlichen Bewußtseins ist daher 
nicht zu erwarten. 
Von einer Ablösung der Bewußtseins­
formen von den sozialen Interessen, wie 
dies im Modernisierungsdiskurs eben­
falls angenommen wurde, kann mit Be­
zug auf den Rassismus auch nicht die 
Rede sein. Viehnehr ist der Rassismus 
gerade Ausdruck des Bedürfnisses, die 
eigenen sozialen Interessen zu vertreten. 
Die Erklärung, die der Rassismus 
anbietet, hat aber zur Konsequenz, 
daß nicht die Solidarität der Be­
herrschten gesucht wird, sondern die 
Teilhabe an Herrschaft und Ausgren­
zung. Die Untersuchung des Zusam­
menhangs von individueller sozialer 
Lage und Rassismus hat demgegen­
über nur begrenzten Erkenntniswert 
für die Formulierung einer anti-rassi­
stischen Strategie. Aus zwei Gründen: 
erstens, weil meines Erachtens die 

konkrete gesellschaftliche Konflikt­
und Krisensituation und ihre Verar­
beitung durch die Individuen für die 
Herausbildung rassistischer Deu-
tungsmuster erheblich bedeutsamer 
ist, als die individuelle soziale Lage, 
zweitens, weil wir uns gegenwärtig 
bereits in einer Phase befinden, in der 
sich die Umdeutung sozialer Konflikte 
als ethnische, also die Naturalisierung 
sozialer Konflikte bereits zum domin­
anten gesellschaftlichen Diskurs ver­
dichtet hat, der durch eine »neue so­
ziale Bewegung von rechts« (vgl. 
Jaschke 1992) getragen und verstärkt 
wird und sich auf je spezifische Art 
und Weise in allen gesellschaftlichen 
Gruppen eingenistet hat. 
Die Kernfrage einer anti-rassistischen 
Strategie liegt also darin, wie es gelingt, 
die Ethnisierung sozialer Konflikte 
rückgängig zu machen, den sozialen und 
damit veränderbaren Charakter von Un­
gleichheiten offenzulegen und eine al­
ternative soziale Identität anzubieten. 
Dies ist umso schwieriger als der Rassis­
mus ja auch eine Reaktion auf die Angst 
vor dem Teilen-müssen in der zusam­
menwachsenden und mobilisierten Welt 
ist. Offensichtlich haben linke Deu­
tungsmuster auch deshalb nicht mehr 
gegriffen, weil die von ihnen formulierte 
Verbindung von Solidarität und Wohl­
stand nicht m!!hr glaubwürdig erscheint. 
Denn wer gerechte Weltwirtschaftsbe­
ziehungen einfordert, muß auch sagen, 
daß dies nicht mit der westlichen Le­
bens- und Konsumweise zu verbinden 
ist. Ein alternatives Projekt - und hier 
schließe ich mich Uli Wolf an - muß 
einen anderen Fortschrittsbegriff ent­
wickeln, der einen Umbau von Pro­
duktions-, Lebens- und Konsumweise 
beinhaltet. Das erfordert aber zu aller­
erst, sich auch auf den Kampf um die 
Veränderung der Bedürfnisse einzu­
lassen. Ein neues global angelegtes 
Projekt der Linken muß es sich dem­
nach zur Aufgabe machen, die Moder­
ne qualitativ umzubauen, Bedürfnisse 
nach einem anderen Leben zu mobili­
sieren und in diesem Kontext alterna­
tive soziale Identitäten anzubieten. 
Vielleicht liegt hier ein Ansatzpunkt 
einer antirassistischen Strategie aus 
sozialistischer Perspektive? An­
schlußmöglichkeiten für weitere Überle­
gungen sind damit jedenfalls benannt. 

Literaturverzeichnis 
ALBERS. Detlev / SCHÜLER. Ulrich / WOLF. Ul­

rich 1992: Alle Welt im Umbruch - die Unke 

auch?, in: spw64, Köln 
ALTER, Peter 1985: Nationalismus, Frankfurt am 

Main 
ANDERSON, Benedict 1988: Die Erfindung der 

Nation. Zur Karriere eines folgenreichen Kon· 
zepts, Frankfurt am Main 

ANTHIAS, Floya 1992: Parameter kollektiver Iden­
tität: Ethnizität, Nationalismus, Rassismus. 
in: Institut für Migrations· und Rassismusfor· 
schung e.V. (Hrsg.): Rasslsmus und Migrati­
on in Europa: Beiträge des Hamburger Kon· 
gresses ~Migration und Rassismus in Euro· 
pad (25.-29.9.1990), Hamburg/ Bertin 

BALIBAR, Etienne 1990: Gibt es einen Neo·Ras· 
sismus?, in: Ders. / Wallerstein, Immanuel 1990: 
Rasse, Klasse, Nation. Ambivalente Identitäten, 
Homburg/ Bertin 

Ders. 1991: Der Rassismus: auch noch ein Univer· 
salismus, in: Bielefeld. Uli (Hrsg.): Das Eigene 
und das Fremde. Neuer Rassismus in der alten 
Welt?, Homburg 

Ders. 1992: ~Es gibt keinen Staat in EuropoN Ras· 
sismus und Politik im heutigen Europa, in: Institut 
für Migrations· und Rassismusforschung e.V. 
(Hrsg.) o.o.o. 

ERDHEIM, Maria 1992: Fremdeln, in: Kursbuch, Heft 
107, Bertin 

GEIGER, Klaus 1992: Nationalistische und post· 
nationalistische Diskurse im Verteilungskampf 
der Bundesrepublik Deutschland, in: Institut für 
Migrations- und Rassismusforschung e.V. 
(Hrsg.) a.o.o. 

GE1SS, lmanuel 1988: Geschichte des Rassismus, 
Frankfurt am Main 

GELLNER. Ernest 1991: Nationalismus und Mo· 
derne. Berlin 

HALL stuart 1989: Rassismus als ideologischer Dis­
kurs. in: Das Argument Nr. 178. Hamburg / Berlin 

HAMBURGER, Franz 1990: Der Kulturkonflikt .. und. 
seine pädagogische Kompersation. in: ~:.; · 
Eckhard J. / Radtke, Frank-Olaf (Hrsg.): E~ 
töt. Wissenschaft und Minderheiten, Oplci~I;,-:; 

HAUG, Wolfgang Fritz 1992: Zur Dialektik des··~ 
Rassismus, in: Institut für Migrations· und Ras­
sismusforschung e.V. (Hrsg.) a.a.o. 

HOFFMANN, Lutz 1992: Die unvollendete Republik. 
Zwischen Einwanderungsland und deutschem 
Nationatstoot, 2. erweiterte Auflage. Köln 

Oers. 1992a: Das deutsche Volk und seine Feinde, 
in: Blätter für deutsche und internationale Po· 
litik, 37. Jg., Heft 1 L Bonn 

JAGER. S!egfried 1992: Alltäglicher Rassismus 
in Deutschland. Erste Ergebnisse einer dis· 
kursanalytischen studie, in: Oers. / Janu· 
schek, Franz (Hrsg.) a.a.o. 

JASCHKE. Hans-Gerd 1992: Formiert sich eine 
neue soziale Bewegung von rechts? Folgen 
der Ethnisierung sozialer Konflikte, in: Blätter 
für deutsche und internationale Politik, 37. 
Jg., Heft 12. Bonn 

MILES. Robert 1991: Die Idee der ,,Rosse« und 
Theorien über Rassismus: Überlegungen zur bri· 
tischen Diskussion, in: Bielefeld, Uli (Hrsg.) a.a.o. 

Oers. 1992: Rassismus. Einführung in die Geschichte 
und Theorie eines Begriffs. Hamburg/ Berlin 

RADTKE, Frank-Olaf 1991: Lob der Gleichgültigkeit. 
Zur Konstruktion des Fremden im Diskurs des 
Muttikulturalismus,in: Bielefeld, U!i (Hrsg.) o.o.o 

RATHZEL Nora 1992: Deutsche Nation und Bil· 
der von »Ausländern« in der westdeutschen 
Presse. in: Jäger. Siegfried / Januschek, 
Franz (Hrsg) a.a.o. 

TAGUIEFF. Pierre-Andre 1991: Die ideologischen 
Metamorphosen des Rassismus und die Krise 
des Antirassismus. In: Bielefeld. Uli (Hrsg.) a.a.o 

WALLERSTEIN, Immanuel 1990: Ideologische Span· 
nungsverhältnisse im Kapitalismus: Universalis· 
mus vs. Sexismus und Rassismus, in: Ders. / Ba· 
libar, Etienne a.o.o. 

WOLF, Ulrich 1992: Postmarxismus? Notizen zur kri· 
fischen Rekonstruktion des historischen Materia­
lismus und der Philosophie des Sozialismus. in: 
spw68,Köln 

49 



Ästhetik 
Materialistische Ästethik und Kunstwissenschaft 

Gegenwärtiger Stand und Perspektiven 

von Thomas Metscher* 
Die Zukunft der materialistischen Äs­
thetik wie auch der einzelnen materia­
listischen Kunstwissenschaften steht 
und fällt mit der Zukunft wissen­
schaftlichen Denkens in -der Marx­
sehen Tradition. Aus dieser Einsicht 
heraus seien einige Gesichtspunkte zu 
gegenwärtigem Stand und zukünftigen 
Perspektiven materialistischer Ästhe­
tik und Kunstwissenschaft notiert. 
Ich verfahre dabei wie folgt. In einem 
ersten Teil stelle ich eine Reihe ästhe­
tiktheoretischer Grundannahmen zur 
Diskussion, die den identität(isichemden 
Kernbestand materialistischer Kunstauf­
fassung betreffen. In einem (kürzeren) 
zweiten Teil wende ich mich dem ge­
genwärtigen Stand der materialistischen 
Kunstwissenschaften zu. Ich frage nach 
ihrem wissenschaftstheoretischen Status 
und wissenschaftspolitischen Interesse. 
Ich hoffe, daß auf diese Art und Weise 
auch etwas über ihre Perspektiven aus­
gemacht werden kann. 
Ich knüpfe bei diesen Überlegungen an 
Teile I und II dieses Beitrags an ("zur 
Theorieforrn des marxschen Denkens", 
spw 4/92 und "zur Geschichte materia­
listischer Ästhetik", spw 6/92). 

I. Ästhetiktheoretische 
Grundannahmen 

Der identitätsstiftende Kernbestand 
materialistischer Ästhetik schreibt sich 
aus zweierlei her: dem allgemeinen 
Theorierahmen materialistischen Den­
kens (wie in Teil I skizziert) sowie aus 
einer Reihe grundlegender spezifisch 
ästhetiktheoretischer Einsichten, hinter 
die nicht zurückgegangen werden kann, 
wenn die Identität materialistischer 
Ästhetik gewahrt werden soll. Dazu 
gehören folgende Gesichtspunkte. 
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1. Der ontologisch-erkenntnistheoreti­
sche Realismus des Marx.sehen Mate­
rialismus gilt auch für den Materialis­
mus in Kunstsachen. Grund.legend für 
materialistische Ästhetik ist die An­
nahme einer materiell (sinnlich-gegen­
ständlich) gegebenen, durch menschli­
ches Handeln konstituierten Wirklich­
keit, auf die sich die Künste in unter­
schiedlicher Weise beziehen, in der sie 
historisch wechselnde Funktionen erfül­
len. Wie jede andere geistige Äußerung 
des Menschen wird Kunst als organi­
scher Teil von Gesellschaft begriffen. 
Kunst ist in Pnxluktion und Rezeption 
>lebensweltlich< eingebunden und kann 
vollständig nur aus solchen Zusammen­
hängen erfaßt werden. Materialistische 
Ästhetik und Kunstwissenschaften ver­
stehen ihren Gegenstand deshalb grund­
sätzlich >kontextuell<. 
2. Kunst ist Bestandteil einer gegebenen 
gesellschaftlich-kulturellen Formation 
und zugleich Element der sinnlich-ge­
genständlichen Selbstkonstitution des 
Menschen, Teil des Prozesses kultureller 
Bildung. Bezeichnet Kultur die Di­
mension der Selbstproduktion innerhalb 
des Systems menschlicher Tätigkeiten 
( das "Gesamt selbstproduktiver Akte" 
[vgl. Metscher 1989, S. 106-133]), so 
wird das Ästhetische als Modus des Kul­
turellen verstanden: als Bildung des 
sinnlich-geistigen (in der Literatur: des 
sprachlichen) Vermögens. 

Eigenständigkeit der Künste 

3. Wird der künstlerische Prozeß (d.i. 
die Produktion, Distribution und Kon­
sumtion von Werken der Kunst [vgl. 
Metscher 1982, S. 131-165]) einerseits 
in den strukturierten Zusammenhang 
einer ganzen Gesellschaft gestellt, so 
besteht die materialistische Ästhetik 
andererseits auf der Eigenständigkeit 
der Künste. Leitfaden mat­
erialistischer Ästhetik ist die Erkennt-

nis, daß in allen entwickelten 
Gesellschaftsformen die Künste einen_ 
Bereich hochgradiger struktureller 
Selbständigkeit (Autochthonie) bil­
den. Mit Georg Lukacs ist von der Be­
sonderheit und internen Pluralität der 
ästhetischen Sphäre innerhalb des 
Ganzen einer Gesellschaft zu spre­
chen. In dieser Sphäre sind, als konsti­
tuierende Momente, bestimmte Regu­
laritäten (>Prinzipien<) am Werk, die 
eine materialistische Ästhetik zu er­
forschen hat. Nur so ist erklärbar, daß 
die Künste quasiautonome Weltbilder 
bilden, die auf kein vorgängiges 
Anderes (weder gesellschaftliche Tat­
sachen noch Ideen, Ideologien oder 
subjektive Dispositionen) reduzierbar 
sind. 

Die Idee des Schönen 

4. Dem Zeitgeist und allen herrschenden 
Gedanken zum Trotz ist an dem Begriff 
des Schönen als an einem Kernbegriff 
der Ästhetik festzuhalten. Dieser für alle 
Bereiche der Ästhetik (auch der Ästhetik 
des Alltags und der Lebensweise) gel­
tende Begriff ist im Sinne von interner 
Selbstzweckhaftigkeit, sinnlicher Form 
und Gestalthaftigkeit zu erläutern. Mit 
ihm ist ein Form-Inhalt-Verhältnis ange­
sprochen. Schönheit akzentuiert ein Mo­
ment des Zusammenstimmens der Form 
wie dem Inhalt nach. Mit der Idee des 
Schönen tritt zum Gesichtspunkt der for­
malen Kohärenz und interfunktionalen 
Ganzheit der eines Zusammenstimmens 
(einer 'Hannonie') divergierender Sub­
jektkräfte. Das Schöne, im hier gemein­
ten Sinn, heißt: selbstzweckhaftes 
Spiel der Subjektkräfte. 
5. In der Fähigkeit des Schönen zur 
Syn 
thesis der Subjektkräfte ist dessen 
produktiver Gehalt festgehalten. Nur 
Kraft solcher Synthesis ist das Schöne 
Modus menschlicher Selbstverwirkli-
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komplexesten künstlerischen 
als cudaimonisches Kuhur-

ideal zu fungieren: als utopisches Bild 
irdischer Glückseligkeit. Gedanke ei­
ner Welt. 111 der die hatmonische 
Ausbildung aller Kräfte jedem Men­
schen möglich ist. 
6. In solchen Zusammcnhiingcn fungiert 
Schönheit auch außerhalb der Kunst als 
Weltanscha1:1ungsfonn. Bewußtseins­
form und Ideologie: positiv im Sinne ei­
ner Verkörperung schöpferischer Da­
seinserfüllung (als Ideal und Utopie). 
negativ im Sinne integrativer Herr­
schaftspraxen und der Reprüsentation 
sozialer Macht. 

Schönheit als Möglichkeitsform 

7. Soll Schönheit als symbolische Ver­
körperung von Möglichkeiten schöpfe­
rischer Daseinserfüllung verslanclen 
werden (Klaus Holzkamp). so hat eine 
solche Bestimmung ihren Ort im kon­
zeptionellen Kontext kultureller Selbst­
produktion. individuell-gesellschaftli­
cher Selbstverwirklichung und sinnlich­
gegcnsliindlicher Sinngcbung. Zugleich 
legt sie den Weg frei. Schönheit mate­
rialistisch als ideelles Konzept. regu­
lative Idee. kulturelles Ideal und Utopie 
zu begreifen. wie sie es auch möglich 
macht. Schönheit als Ideologie. im Zu­
sammenhang sozialer und politischer 
Kümpfe. der Ausübung von Macht und 
des Widerstands gegen diese, schließ­
lich auch als Teil einer Ästhetik der Be­
freiung (vgl. Metscher 1992) zu denken. 
Schönheit und ldealit1it sind eng verbun­
den. und so falsch es wäre. das Schöne 
kategorial auf den Gesichtspunkt des 
Ideals zu fixieren - auf der AITiniüit des 
Schönen zum Idealen wie auch Utopi­
schen ist zu bestehen. 

Herrschaftsästhetik als Gewalt 

Seit eh und jeh wurde Ästhetik als Or­
nament der Macht und als Mille] ,.ur In­
tegration der Beherrschten eingesetzt. 
Als Ornament der Macht heißt: im Sinn 
von Herrschaftsästhetik. Als Mittel zur 
Integration meint: Ästhetisches besitzt 
die Funktion. als Sinn-Surrogat die 
Massen in einen Herrschafts-
zusmrnnenhang zu integrieren. Es 
wirkt dann immer im Sinn einer De­
Subjektivierung der Menschen. Ich 
spreche hier von einer Defonnation 
des iisthetischen Vermögens. Diese 

De-Subjektiv i c rung 
und Defonnation ist 
Fonn cmer gewalt­
losen Gewalt. Zur 
Dialektik des Ästhe­
tischen gehört. daß 
das. was an sich eine 
positive Funktion 
menschlicher Bil-
dung. der Subjekt-
konstitution. Emanzi-
pation und Selbst-
befreiung ist. zum 
Vehikel der Ent-
mündigung und De­
formation werden 
kann. 

Mimetische 
Erschließung 

Welt-

8. Grundlegend für 
die materialistische 
Ästhetik der Künste 
ist die Unterschei­
dung zwischen mime-
tischen. dekorativen und operativen 
Fonnen. die sich als Momente des 
künstlerischen Prozesses in der 
gesamten Geschichte der KL.instc 
nachweisen lassen. Mimesis meint da­
bei nicht Widerspiegelung emes 
vorgegebenen Ganzen im Sinn einer 
Unterordnung. sondern Darstellung. 
Ausdruck. Nachahmung (Koller 1980. 
Metscher 1990. S. 844-854. Metscher 
1993). Mimetische Kunst ist weiter­
schließende und wchcntdeckende 
Kunst. das Freilegen von Verbor­
genem. Erkundung des Wirklichen im 
Spielraum seiner Möglichkeiten. 
Vorstoß ins Unartikulierte. Mit dem 
Dekorativen ist das Moment schmük­
kender Gestaltung im Sinn einer kul­
turellen Selbstzweck- (Selbstverwirk­
lichungs)handlung gemeint. Mit ope­
rativen Fom1en ist an solche gedacht. 
in denen das Moment des lcben­
spraktischen Eingriffs (ein pragmati­
scher Gesichtspunkt mithin) der üsthc­
tisch bestimmende Gesichtspunkt ist. 
9. Die Besonderheit der Künste hat in 
keinem anderen Moment seinen Grund 
als in der Fonnbestimmheit des ästheli­
schen Produkts. Der Begriff eines 
kompositorischen Machens ('Poicsis' 
als · Herstel Jen· und ·Erfinden') ist der 
erste Grundbegriff des Kunslästhcli­
schcn. Die '"geschichtliche und natür­
liche Wirklichkeit in ·ihrem Bezug auf 
den Menschen.. ( Naumann 1973, S. 
49 f.). die als allgemeiner Gegenstand 
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Umschlagentwurf 
für die Zeitschrift "wendingen" 

von EI Lissitzky_ 

künstlerischer Aneignung vorgesch.l~J!i 
gen wurde. kann für sich genommen: 
;uch Gegenstand bestimmlcr Wis­
senschaften sein. Ästhetische Fonnbe­
stirnmtheit aber ist Spezifikum der 
Künste. 

Ästhetische Produktivkräfte 

10. In den Künslcn ist, wie im Rahmen 
des Ästhetischen überhaupt (auch der 
Natur- und Alltagsästhetik) der Fo1111-
bcgriff an interner Zweckmäßigkeit. der 
Kohürenz und Gestalt zu orientieren. 
Fonn in den Künsten meint das Kom­
positorische im weitesten Sinn (die 
kompositorische Gestalt). Der BegrilT 
künstlerischer Fom1 (d.h. die ~isthctische 
Fom1 in den KL.insten) bezieht sich damit 
auf den Gesamtkomplex historisch ent­
standener und sich historisch verändern­
der künstlerischer ProduktivkrMtc. über 
die ein Künstler verfüg!. mit deren Hilfe 
die kompositorische Gestalt des Kunst­
werks hergestellt wird. Mit der Ka1c­
gorie üsthetischcr Produktivkrüflc ist 
der Komplex wechselseitig wirkender 
sachlich-gegenstündlichcr und 
menschlich-subjektiver Elcmcmc 111 

der Kunstproduktion gemeint: das Sy­
stem der in der Geschichte der Kün:--.lL' 
Libcrlieferten Techniken oder Pro-
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duktionsmittel, die einem Künstler zu 
,:inem gegebenen Zeitpunkt zur Ver­
fügung stehen, wie auch seine Fä­
higkeit zum schöpferischen Gebrauch 
dieser Mittel. zu ihrer Anwendung und 
Wei tercntw ick I ung. 
11. Die ästhc1ische Form ist zu verste­
hen als Ensemble unterschiedlicher 
Elemente, die als Faktoren der Gcsialt­
komposition und damit auch der Konsti­
\ution einer ästhetischen Welt wirksam 
-;ind. Für die Literatur ist die Sprache 
das dominierende Element im System li­
terarischer Produktivkräfte. Sprache ist 
in einem subjektiven wie objektiven 
Sinn erste Produktivkraft des Schrift­
-;tellers: als sprachlich-kreatives Ver­
mögen und als überlieferter, mit be­
,aimm1en ästhetischen und semantischen 
Qualitäten ausges1at1cter Sprachkörper, 
in dessen Medium sich literarische Pro­
duktion vollzieht. Es ist das gleiche Me­
dium, in dem auch dekorative und ope­
rative Literaturfonnen ihren ästheti­
-;chen Ort haben. Für die anderen Künste 
,.,ind gleichfalls Medien der Gestalt­
komposition zu benennen (Ton_. Farbe, 
S1ein, Holz usf.). wobei die verschiede­
nen Kunstarten jeweils von einem do­
minierenden materialen Medium ästhe­
tischer Aneignung her konstituiert sind. 
In ihrem historischen Gewordcnsein le­
gen diese den Charak1cr bloß physi­
kalischer Materie ab und fungieren im 
Sinne ästhetischen Materials und damit 
als Teil des Komplexes künstlerischer 
Produktivkräfte. Zum ästhetischen Ma­
terial gehören spezifische. historisch 
(:ntstandene und sich verändernde Ver­
fahren (Techniken), die je spezifisch für 
die einzelnen Künste sind. Sie bleiben 
an die elementaren ästhetischen Mate­
rialien gebunden. 
12. Kunst bedeutet immer Gestaltung 
1 Fonnung) innerhalb gegenständlicher 
.\1aterialien (naturhaft vorgefundener 
oder kulturell gefonnter bzw. überlie­
lCrter). die so unt.erschiedlicher Art sein 
können wie Sprache, Farbe. Töne, Erde, 
Stein, Holz. Eisen. Papier, industrieller 
Abfall usw. Auch der menschliche Kör­
per (die menschliche Stimme) kann als 
\rfittel künstlerischer Fonnung innerhalb 
eines Materialganzen fungieren (z.B. in 
den theatralischen Künsten). Die Unter­
-;chiede in der stofnichen Be-
-;chaffenheit der Materialien fundieren 
die Unterschiede der Kunstarten (Mu­
-;ik, Dichtung. Bildende Künste usw.) 
in einem elementaren Sinn. Sie zeich-
nen formal wie inhaltlich Mög-
lichkeiten und Grenzen der 

Werkgestaltung, Bedeutungskonsti­
tution und Funktion der einzelnen 
Künste ab. Der Materialcharnkter be­
grenzt also technisch(-fonnal) wie in-
haltlich(-semantisch) die Entwick-
lungsmöglichkeiten der einzelnen 
Künste. Die stofflichen Materialien 
der Künste bilden darüber hinaus die 
Grundlage für die Entwicklung künst­
lerischer Produktivkräfte. Mit der Ent-
faltung 
sehen 
chen) 
dene 
und 

der ökonomisch-technologi-
(wie allgemeingesellschaftli-

Produktivkräfte werden vorhan-
künstlerische Produktivkräfte 

überlieferte ästhetische Ma-
terialien 4uali1ativ weiterentwickelt 
und es entstehen neue, an die techno­
logische (wie allgemeingesellschaft­
liche) Produktivkraftentwicklung ge­
bundene Künste und Möglichkeiten 
der künstlerischen Artikulation. 

Die ästhetische Form 

13. Erste Produktivkraft in allen Kün­
sten ist die subjektive Fähigkeit zur ge­
genständlichen künstlerischen Gestal­
tung. Zu dieser gehört Phantasie als 
grundlegendes schöpferisches Vermö­
gen wie als spezifische Fähigkeit der 
imaginativen Antizipation von Mög­
lichkeiten des Materialgebrauches, der 
Fonnentfaltung und inhaltlich-semanti­
schen Ausgestaltung. Der Begriff der äs­
thetischen Fonn bezeichnet in diesem 
Zusammenhang die kompositorische 
Ausgestaltung innerhalb des gewählten 
Materials auf der Grundlage des Standes 
künstlerischer Prod uktivk raftentwick-
1 ung. Fonn ist Inbegriff des gestalteten 
Werks. Fonn ist Resultat des Prozesses 
künstlerischer Produktion als eines Mo­
dus gesellschaftlicher Arbeil. 
14. Die Fonn ist damit auch der Ort der 
Synthesis des in der künstlerischen Tä­
tigkeit - in Produktion und Rezeption -
betiitigten menschlichen Vem,ögens. 
In ihr realisiert sich ein Ensemble von 
menschlichen Gattungskräften. Die äs­
thetische Fonn. gedacht in der Bezie­
hung von Kunstproduzenl. Kunstwerk 
und Kunstrezipient (in der Relation 
also eines Objekts zu Subjekten), ist der 
Ort, an dem, innerhalb des Prozesses 
künstlerischer Kommunikation, die 
Synthesis unterschiedlicher Elemente 
stattfindet. In ihr existieren Emotion 
und Begriff. Gefühl und Erkenntnis. 
Phantasie und Verstand. Die unter-
schiedlichen Subjektvcnnögen treten 
zusammen in der Weise einer 
Vergegenständlichung. Fonn ist der 
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Kern des für die materialistische Kunst­
theorie entscheidenden Werkbegriffs. 
Werk heißt Vergegenständlichung 
künstlerischer Tätigkeit im Modus der 
ästhetischen Fonn. 
15. Fonn-lnhalt in der materialistischen 
Ästhetik kann nie heißen. daß im Prozeß 
der Kunstschöpfung ein theoretisch 
vorfonnulierter oder wissenschaftlich 
bekannter gedanklicher Inhalt. gar eine 
besondere Ideologie. im Medium der äs­
thetischen. Fom, ausgedrückt oder ver­
anschaulicht wird. Grundsätzlich ge­
sprochen. ist der ästhetische Begriff des 
Inhalts nicht auf ideologische oder Be­
wußtseinsinhalte zu beschränken. son­
dern bezieht sich auf den '"totalen Inhalt 
unseres Daseins"' (Hegel). Inhalt in die­
sem Sinn meint zunächst den ästheti­
schen Gegenstand: Wirklichkeit als Ob­
jekt der künstlerischen Aneignung. In 
diesem allgemeinsten Sinn ist 'Gegen­
stand· Teil der Totalität gesell­
schaftlicher Verhältnisse zu einem be­
stimmten historischen Zeitpunkt. Ein­
zelne Kunstwerke beziehen sich freilich 
immer nur auf bestimmte Aspekte dieser 
Totalität. wenn auch sämtliche Inhalte 
menschlicher Erfahrung zum Ge­
genstand der Künste werden können. 
Die konkre1en Gegenstände individuel­
ler Kunstwerke haben den Charakter ge­
sellschaftlicher Materialien. die von der 
Kunsl bearbeitet und angeeignet wer­
den. In diesem Sinne ist der Inhalt als 
Gegenstand identisch mit dem ge­
sellschaftlichen Substrat der künstleri­
schen Produktion. Dieses besitzt. kraft 
der ihm innewohnenden ökonomisch­
sozialen und kulturellen Fonnbe­
stimmtheit. eine die ästhetische Fonn 
prägende Funktion. Freilich wäre die 
Vorstellung. daß in der Kunst sich die 
Inhalte quasi selbsttfüig die angemesse­
nen Fonnen schaffen. irreführend. Als 
weitere. Fom1qualität und semantische 
Struktur eines Kunstprodukts bestim­
mende Faktoren treten hinzu: Auto­
renstandpunkt. Autorenintention und 
Zweckbestimmung des Werks. die so­
zio-kulturellc Verfassung des intendier­
ten Publikums. die dem Aulor zur Ver­
fügung stehenden (überliefenen) Kunst­
mittel ( also der Entwicklungsstand der 
ästhetischen Produktivkräfte). der all­
gemcme Bewußtseinshorizont (Stand 
des Wissen und der Weltanschauung. 
existenle Ideologien) zum histori­
schen Zeitpunkt der Kunstproduktion. 
Sämtliche dieser Faktoren haben eine 
die Usthetische Form des Kunstpro­
dukts prägende Funktion. 

Kunst als lebensweltliche Erfahrung 

16. Die Künste sind inhaltlich immer 
bezogen auf menschliche Erfahrung und 
Tätigkeit. Lebensweltliche Erfahrung 
bildet die Grundlage aller Künste: die 
geschieht] ich-gesel 1 schaftl iche Erfah-
rung von lnd ividuen als Teil 
menschlicher Lebenstätigkeit. Wirk-
lichkeit ·an sich· kann nie Gegenstand 
der Kunst sein. Gegenstand der Kunst 
ist stets eine Wirklichkeit, die durch 
Erfahrung gegangen ist: Wirklichkeit 
in der Fonn von Erfahrung ('experien­
ticllc Wirklichkeit'). 
l 7. · Ästhetische Idee· bezeichnet den 
Bedeu1ungskem, von dem her ein indi­
viduelles Kunstwerk als ästhetisches 
Weltbild gebaul ist. Im Prozeß werkhaf­
ter Vergegenständlichung vollzieht sich 
ein Vorgang der semantischen Verall~ 
gcmeinerung und Transfom,ation (der 
Veränderung von Bedeutungen) des zu­
grundliegendcn psychischen wie weltan­
schaulich-ideologischen Materials. Mit 
diesem Begriff sind die psychischen 
Tatbestände wie auch das Gesamt des 
Bewußtseins und der Ideologien ge­
meint. in deren Krnftfeld sich ein Werk 
bewegt und aus dem es hervorgeht, wo­
bei festzuhalten ist. daß bereits der 
experientielle Gegenstand der Kunst 
ideologisch gepräg1 (auch defonniert) 
ist. In jeder . künstlerischen Produktion 
vollzieht sich ein Transfonnationspro­
zeß von Bedeutungen zwischen einem 
zugrunde liegenden psychisch-ideellen 
Material (zu dem die nonnativen Ein­
stellungen. Vorurteile, Wertungen usw. 
eines Autors gehören) und dem semanti­
schen Profil (dem ideellen Gehalt) des 
vergegenständlichten Kunstprodukts. In 
der Regel ist zwischen beiden Ebenen 
eine Inkongruenz zu behaupten. Die 
Transfonnation geschieht kraft der [is­
thctischen Fonn. ist Teil der Herausbil­
dung einer gegenständlichen ästheti­
schen Welt. Die Bedeutung, die ein 
Kunstwerk besitzt. kann nie auf das ihm 
zugrunde liegende semantische Material 
(auch nicht die Intention des Autors) re­
duziert werden. 

Differenzen in den Wirklichkeitsan· 
sichten und Pluralität des Verstehens 

18. Die Differenz in den Wirklich­
keitsansichten. die verschiedene 
Kunstwerke vcnnittcln. ist einer Reihe 
von Faktoren geschuldel: der Biogra­
phie und individuellen Psyche des 
Produzenten. der Besonderheit der Si-

tuation und 
Kunstwerk 

Erfahrung. aus der ein 
hervorgeht. seinem 

spezifischen Gegenstand, der gewühl­
ten Gattung. Fonn und dem hi­
storischen Stand ästhetischer Produk­
tivkräfte. der mit der Kunstproduktion 
verbundenen auktorialen Intention. 
der soziokulturellen Verfaßtheit des 
Adressaten, den gegebenen Institutio­
nen der künstlerischen Produktion. 
Distribution und Konsumtion. dem all­
gemeinen Stand gesellschaftlichen 
Bewußtseins und Wissens. der gesell­
schaftlichen Gefühlskultur als Teil des 
Totums der vorliegenden kulturellen 
Verhältnisse, nicht zuletzt dem spe­
zifischen sozialen Ort. Motiv und In­
teresse. von dem her ein Künstler 
Wirklichkeit bearbeitet. ein Kunst­
werk schafft. Das in einem Werk ent­
worfene Weltbild existiert in diesem 
immer nur in der Fonn eines Potentials 
von Bedeutungen. die in Akten re­
zeptiver Aneignung realisiert werden 
und einen (variablen) Spielraum von 
lntc'l)retationen zulassen (vgl. Met­
scher 1985. 1993). Weiter können in 
emem einzelnen Werk oder einer 
Gruppe von Werken verschiedene·,:: ~9,~. 
ziale Standpunkte und historische 'j~( 
spektiven zusammentreten, was S~ 
eine hochgradige Komplexität, ··Oft 
Ambiguität des ideellen Profils sol­
cher Werke zur Folge hat. 
19. Die Weltbilder der Kunst sind damit 
auch in einem hermeneutischen Sinn 
variabel; eine Pluralität des Verstehens -
der konsumtiven Aneignung wie der 
wissenschaftlichen Deutung gehört 
konstitutiv wm Kunstästhetischen. 
20. Von Kunst als ideologischer Fom1 ist 
zu sprechen im Hinblick auf die Stellung 
der Werke in den sozialen Verhältnissen 
ihrer Produktion. Distribution und 
Rezeption: bezogen auf das Faktum. daß 
Kunst immer einen konkreten geschicht­
lich-sozialen Ort hat und nie außerhalb 
gesellschaftlicher Interessen und Aus­
~inandersctzungen steht. von diesen for­
mal wie inhaltlich geprägt. oft auch de­
fonniert ist. 

Kunst als Ideologie 

Die Analyse einer ästhetischen F01m als 
einer ideologischen besagt. daß Kunst an 
der Dialektik von Wahrheit und 
Falschheit als epistemischcr 
Grundverfassung allen gesellschaftli­
chen Bewuf3tseins teilhat. Weiter be­
deute! die Rede vom Ideologiecharak­
ter der Kunst. daß diese. im Kontext 
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ihrer Distribution und institutionellen 
Vennittlung wie ihrer sozialen Funkti­
on und Wirkung, als ideologische Pra­
\is betrachtet werden soll. Als ideolo­
gische Praxis steht Kunst stets in der 
Doppelfunktion eines stabilisie­
renden, apologc1isch-affinnativen Ge­
brauchs und der Möglichkeit kritisch­
emanzipaliver Verwendung. 

II. Wissenschaftstheoretischer 
Status und wissenschafts­

politisches Interesse 
materialistischer · 

Kunstwissenschaften 

1. Materialistische Kunstwissenschaften 
heute sollten sich als Beitrag innerhalb 
eines pluralen Spektrums konkurrieren­
der theoretischer Positionen verstehen . 
Sie sollten sich als Wissenschaften se­
hen. die innerhalb eines vorgegebenen 
theoretischen Rahmens auch intern 
plural verfaßt sind. Im Unterschied zu 
anderen Theorien läßt materialistische 
Kunstwissenschaft eine große Zahl me­
thodischer Varianten zu. Dies ergibt sich 
bereits aus vorliegenden Symbiosen mit 
angrenzenden Theorien (Psychoanalyse, 
Fonnalismus, Strukturalismus/Post­
strukturalismus, New Criticism usw.). 
Solche Symbiosen konstituieren die in­
terne Pluralität der materialistischen 
Kunstwissenschaften selbst. Diese Plu­
ralität ist eine Chance und eine Gefahr. 
Die Chance liegt in der internen Diffe­
renziertheit. die konkurrierende Theori­
en nicht aufweisen. die Gefahr darin. 
daß sich materialistische Kunstwissen­
schaft in angrenzenden Theorien auflöst. 
Es ist deshalb immer auch ein Kernbe­
stand festzuhalten. der einer materialisti­
schen Kunstwissenschaft ihre Identität 
garantiert. 

Materialistische Empirie und Kunst­
wissenschaft 

2. Materialistische Kunstwissenschaften 
sind empirische Wissenschaften im Sin­
ne des Marxschcn Theorietypus. Ihre 
empirische Basis sind die überlieferten 
Werke sowie die geschichtlichen Ver­
hähnisse ihrer Produktion. Überliefe­
rung und aktuellen Rezeption (die sog. 
>Kontexte<). wie auch die Prozesse der 
Rezeption und Überlieferung selbst. Im 
umfassenden Sinn ist der empirische · 
Gegenstand materialistischer Kunst­
wissenschaft der künstlerische Prozeß. 
Damit isl der Vorgang künstlerischer 
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Produktion und Konsumtion (Rezepti­
on) als Prozeß in der Zeit gemeint, mit 
dem Werk als dem zen1ralen und 
vennittelnden Glied. 
3. Materialistische Kunstwissenschaftler 
studieren Werke und Texte also immer 
>im Kontext<, ohne die Werke und Tex­
te auf die Kontexte zu reduzieren. Sie 
versuchen den >extrinsic< mit dem >in­
trinsic approach< (werkinteme und 
werkexterne Methoden) zu vereinen. 
Sie begreifen Geschichte als internes· 
Problem der Werkkonstitution. 

Kunstgeschichte als GesellschaFtsge­
schichte 

4. Die materialistischen Kunstwissen­
schaften sind in einem vielschichtigen 
Sinn geschichtliche Wissenschaften. Sie 
sind geschichtlich im Sinne einer am 
Marxschen Fonnationsbegriff orientier­
ten Gesellschaftsgeschichte. Sie aner­
kennen_ die relative Selbständigkeit (Au­
tochthonie) der verschiedenen gesell­
schaftlichen Bereiche. nicht zuletzt der 
Bereiche der Kunst. Sie anerkennen da­
mit auch, daß die verschiedenen Be­
reiche ihre eigenen Regularitäten und 
Strukturen. damit eine interne Ge­
schichte ausbilden. die gleichwohl mit 
dem Ganzen der Gesellschaftsgeschich­
te (im Sinne Eric Hobsbawms) vennit­
telt ist. Und sie anerkennen, daß die 
Künsle intern geschichtlich verfaßl sind. 
Die Fonnenwelt selbsl ist das im ei­
gentlichen Sinn Geschichtliche in den 
Künsten. 

Künste als Organon der Geschichte 

5. Geschichtlich sind die materialisti­
schen Kunstwissenschaften nicht im 
Sinne des Historismus. sondern im Sinne 
einer historisch-kritischen (>materiali­
stischen<) Henneneutik. Der Brenn­
punkt ihres Interesses ist nicht die Ver­
gangenheit >an sich<, sondern die 
"Jetztzeit" (Benjamin 1980. Bd. 1. S. 
701 ). Was sie intendieren. ist die 
'"Durchdringung von historischer und 
kritischer Betrachtung·· (Benjamin 
1980. Bd. 3). Nur so können ihnen die 
Künste zum "Organon der Geschichte"' 
(cbd., Bd. 3. S. 289 f.) werden. 
6. Die materialistischen Kunslwissen­
schaften verstehen sich ausdrücklich als 
Wissenschaften in der Perspektive uni­
versaler menschlicher Emanzipa1ion. 
im Anschluß an den Emanzipationsbe­
griff des Marxschcn Denkens. Ihre 
Grundidee ist die der Befreiung. Sie 

sind deshalb als geschichtliche zu­
gleich kritische Wissenschaften. Ge­
genstand ihrer Kritik sind Verhältnis­
se, die die Menschen unterwerfen und 
in Abhängigkeit halten, sofern sich 
diese Verhältnisse in den Künsten 
selbst reproduzieren oder die Künste 
zur Reproduktion solcher Verhältnisse 
beitragen. 
7. Aus den gleichen Gründen gih das be­
sondere Interesse der materialis1ischcn 
Kunstwissenschaften den (offenen 
oder verborgenen) emanzipatorischen 
Linien und Tendenzen innerhalb der 
überlieferlen Künste selbst. Eine ihrer 
zentralen Fragen gehl auf das Verhält­
nis von >Erster< und >Zweiter< Kul­
tur (Herrschaft und Widerstand) als 
Problem oppositioneller Kulturfonnen 
und individueller Werkkonstitutionen 
(vgl. Metscher 1982, S. 97-130)'. Als 
hervorragende Aufgabe gilt ihr die 
Rekonstruktion der "Tradition der 
Unterdrückten" (Benjamin 1980. Bd. 
1. S. 696 f.). Da diese Tradition nicht 
offen zutage liegt, gehört zu ihrer 
Rekonstruktion die Arbeit einer her­
meneutischen Archäologie. 
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von Norbert Faulhaherl 
Ingeborg E. Schäfer* 

hn Dezember 1991 wurde der langjäh­
rige Parteivorsitzende der Australi­
schen Labor Party (ALP) und Premier­
minister Bob Hawke von seinem Po­
sten abgewählt. Der Caucus seiner 
Partei ( die Parlamentsfraktionen des 
Repräsentantenhauses und des Sena­
tes) verweigerte ihm das Vertrauen 
und wählte den ehemaligen Schatz­
kanzler Paul Keating zum neuen Pre­
mier. Die wirtschaftliche Lage 
Australiens zur Zeit ist die Schlimmste 
seit 60 Jahren. Spätestens 1993 müs­
sen nun Neuwahlen zum Repräsentan­
tenhaus, das den Premierminister 
wählt. erfolgen. Eine Prognose für das 
Wahlergebnis schien für viele seit 
dem Wechsel an der Spitze der Partei 
und des Staates eindeutig: ALP wird 
die kommenden Wahlen verlieren. Je­
doch seit den Bundesstaatswahlen in 
Victoria, bei der die ALP die Regie­
rung an die national-liberale Koalition 
unter J eff Kennett abgeben mußte, 
bläst unerwartet der Wind wieder für 
die ALP. Kennett versucht nämlich die 
tradierten hochgradig regulativen Be­
ziehungen von Arbeitnehmern und 
Arbeitgebern in Australien mit einer 
neo-liberalen Strategie aufzubrechen. 
Paul Keating hatte in seiner Zeit als 
Schatzkanzler ähnliche Vorstellungen 
- eine solche Politik jedoch ungleich 
milder und vorsichtiger projektiert. 
"Auf der einen Seite scheint Keating 
den Übergang von einer freien zu ei­
ner sozialen Marktwirtschaft anzustre­
ben, auf der anderen Seite aber auch 
alles zu versuchen, bisher vorhandene 
staatliche Investitionsmechanismen 
soweit wie nur irgend möglich abzu­
bauen", so urteilt in der "Zeit" vom 
4.12.92 Peter L. Münch. Um diese 
"Diskrepanz" besser 
beurteilen zu können, 
australische System 

verstehen und 
muß man das 

näher kennen, 

Ingeborg E. Schöfer, Prof. f. Politl<wissenschaft an 
der UrivefSität Erlangen, Norbert Faulhober. MA. 
Uriversitöt Kcnstcru: 

Sozialdemokratische 
Regierungspolitik~ 

in Australien 

denn es handelt sich um ein historisch 
gewachsenes System staatlicher Inter­
ventionsmechanismen - eine wirklich 
"freie Marktwirtschaft" im europäi­
schen Sinne besaß Australien nicht. 

4,, -eine Tradition 

'II 

Australien ist eines der letzten Länder der 
westlichen Welt, das über eine sozial­
demokratische Regierung verfügt. Am 5. 
März 1983 avancierte der ehemalige 
Gewerkschaftsführer RJ.L. ('Bob") Hawke, 
der erst kurze Zeit vorher zum Vorsitzen­
den Uer ALP gewählt wonkn war, zum 
Regierungschef. Nach 1949 hatte die ALP 
nur in den Jahren 1972-1975 die Regierung 
gestellt, in der übrigen Zeit lag die Füh­
rung des Land.es in der Hand einer Koali­
tion aus liberaler und nationaler ("Coun­
try" -)Partei. Am 1. Dezember 1984, am 
11. Juli 1987 und am 24. März 1990 konnte 
die ALP (einmalig in ihrer Geschichte) ih­
ren Wahlerfolg jeweils wiederholen. 
Allerdings gründete sich dieser ledig­
lich auf eine Mehrheit im Repräsen­
tantenhaus des Zwei-Kammer­
parlamentes. 
Die australische Labor-Partei unter­
scheidet sich seit ihrer Gründung in 
vielfacher Weise von den euro­
päischen sozialdemokratischen Partei­
en. So versuchte die Laborregierung 
seit 1983 in einem "policy - mix" aus 
traditionell sozialdemokratischen und 
aus neo-konservativen Elementen ihre 
Regierungspolitik zu gestalten. Im 
Gesundheitsbereich, im Bildungs­
bereich, in ihrem prinzipiellen Ver­
hältnis zu den Gewerkschaften und in 
ihrem Bemühen um Wiederher­
stellung der Vollbeschäftigung ver­
folgt sie eher traditionell sozial­
demokratische Ziele, dagegen hängt 
sie finanz- und ordnungspolitisch eher 
neo-konservativem Gedankengut an. 
Besonders ihre Orientierung auf das 
Ziel Vollbeschäftigung zu Beginn ih-

rer Amtszeit war richtungsweisend. 
Über eine allgemeine Verständigung 
zwischen allen Tarifparteien ist es der 
Regierung gelungen, im Rahmen des 
neuen Tarifsystems, genannt "Ac­
cord" (ein zentralisiertes System zur 
Lohn- und Gehaltsfestsetzung, wel­
ches das alte staatliche Schlichtungs­
system ablöste), neben der Senkung 
der Inflationsrate etc. vor allem auch 
die Arbeitslosenzahlen drastisch zu 
verringern. Im Jahr ihres Regie­
rungsantrittes lag die Arbeits­
losenquote bei über 10% (1983), sie 
fiel bis 1989 unter 6%. Allerdings 
wurde dann kurzzeitig diesem Ziel 
kaum noch Aufmerksamkeit ge­
schenkt. Darüber hinaus ließ die Wir­
kung des Accords in der Rezession 
nach, so daß sich derzeit die Quote 
wieder bei 11,3% befindet (vgl. NZZ 
vom 15./16.11.92, S. 14). Jedoch weri: 

det sich nun die derzeitige Reg!e_[_._,_1_i_ 
mit ihrem neuen Maßnahme "· + 
wieder stärker diesem Problem z~/:' .,,i : 

kurzem hat sie es ermöglicht, .-~­
verhandlungen auf Betriebsebene ·zwi­
schen Arbeitnehmern und Arbeitge­
bern direkt zu führen. Davon haben 
vorläufig nur wenige Unternehmen 
Gebrauch gemacht - diese allerdings 
mit Erfolg. Die Inflation hingegen 
konnte über Jahre niedrig gehalten 
werden. Sie liegt derzeit bei 0,8% (vgl. 
NZZ vom 15./16.11.92, S. 14). 
Als die Laborpartei 1983 an die Re­
gierung kam, steckte Australien in sei­
ner schlinunsten Rezession seit dem 
Ende des zweiten Weltkriegs. 
Einschneidende Reformen des Wirt­
schaftslebens wurden durch die Re­
gierung, insbesondere durch den da­
maligen Schatzkanzler Paul Keating 
durchgeführt. So ließ man zunächst 
den AU-Dollar floaten, der bis zu die­
sem Zeitpunkt festgesetzt war. Dies 
brachte eine bis heute beständige Ab­
wertung ein. Weiterhin wurde das 
Bankenwesen dereguliert. Schon im 
Dezember 1983 wurden eine Vielzahl 
der bis zu diesem Zeitpunkt von der 
Zentralbank ausgeübten Devisenkon­
trollen beseitigt. Insgesamt brachten 
diese Maßnahmen u.a. eine nie da­
gewesene Krediteuphorie hervor. 
Australische Firmen liehen immense 
Summen, kauften und verkauften Fir-
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men, das Wirtschaftsverhalten wurde 
immer aggressiver. Es entstanden gro­
ße Oligopole, aber es waren auch gro­
ße Bankrotte zu verzeichnen (z.B. 
Bond, Skase). Ergebnis war jedoch 
eine zusätzliche Steigerung der Aus­
landsverschuldung (1983 waren es 
netto AU$ 23 Milliarden, 1991 waren 
es AU$ 144.8 Mia.) sowie ein höheres 
Zahlungsbilanzdefizit des Landes 
(vlg. NZZ vom 6.3.92, S. 20). 
Der Regierung gelang es, vor allem 
durch Sparmaßnahmen und durch Än­
derungen des Steuersystems, das Haus­
haltsdefizit des Bundes abzubauen 
(das 1983/84 bei 4,1 % lag) und es so­
gar in eine positive Bilanz umzumün­
zen. Auch die als sehr willkürlich ange­
sehene Steuergesetzgebung wollte La­
bor-Schatzkanzler Keating völlig ver­
ändern. Er plante, von der direkten zur 
indirekten Steuer überzugehen, wollte 
die Höchstbesteuerungsgrenze für 
Einkommenssteuer senken, eine Ka­
pitalertragssteuer (capital gain tax) so­
wie eine zusätzliche Leistungssteuer 
(fringe-benefits tax) einführen. Teile 
der Arbeiterschaft jedoch sowie der 
Geschäftswelt lehnten eine Ver­
brauchssteuer (consumption tax.) ab. 
Aus diesem Grund erweiterte Keating 
die direkte Besteuerung, setzte die 
Höchstbesteuerungsgrenze für Ein­
kommen von 60% auf 47%, die der Be­
triebe von 49% auf 39% herab. Der 
neuerlichen Rezession, die als noch 
schlimmer gilt als die l 983er, möchte 
der jetzige Premierminister Keating 
dagegen mit dem keynesianischen Mit­
tel staatlicher Intervention, d.h. der 
Haushaltsverschuldung, begegnen. Er 
plant Steuersenkungen und großange­
legte Förderprogramme für die Land­
wirtschaft, die Textil- und Schuhindu­
strie (vgl. NZZ vom 28.2.92, S. 13). 
Die Existenz sowohl traditionell 
sozialdemokratischer wie auch gewis­
ser konservativer Elemente ist kein 
neues Phänomen australischer Labor­
regierungen. Die Partei selbst trägt 
ambivalente Züge. Die Gründe für 
dieses Selbstverständnis sind in den 
besonderen Lebens- und Entwick­
lungsbedingungen der australischen 
Gesellschaft zu finden. 

Historische4 

II 
Däs'ausiralische Verständnis von Poli­
tik;: die politische Kultur und Praxis 

unterscheiden sich - mehr als bei uns 
in Europa vermutet wird - erheblich 
von europäischen aber auch 
amerikanischen Vorbildern. Die ALP 
konnte hiervon nicht unbeeinflußt 
bleiben. Die Lebensbedingungen 
prägten zwei Mentalitätszüge heraus: 
den Zug zu einer solidaren und den zu 
einer egalitären Gesellschaft. 
Zwar war der Anfang der Besiedlung 
Australiens sehr leidvoll, jedoch ent­
wickelte sich, nachdem ein gewisser 
landwirtschaftlicher Standard sowie 
ein industrieller Ausbau des Landes 
zu verzeichnen und die Reich­
haltigkeit der vorhandenen Res­
sourcen (besonders 1850/60 Gold) 
entdeckt worden war, unter dem Ein­
fluß besonders der klimatischen Be­
dingungen und der Mentalität der 
Siedler eine eher lebensfrohe Gesell­
schaft. 
Konsensuale Konfliktregelungen do­
minieren dabei das politische Leben. 
Nach außen sorgte die Abschottung 
Australiens durch eine protektio-
nistische Wirtschaft aber auch 
Einwanderungspolitik ('White Austra­
lia'- Politik) bis in die 70er Jahre un­
seres Jalrrhunderts dafür. Nach innen 
schaffte besonders das Zwangs-
schlichtungsverfahren ( compulsory 
arbitration) eine Beruhigung. Entwik­
kelt hatte sich dieses Schlichtungssy­
stem schon im letzten Jahrzehnt des 
vergangenen Jahrhunderts. Nach der 
wirtschaftlichen Depression und den 
darauf folgenden heftigen und um­
fänglichen Streiks ( 1890-1895) sah es 
zunächst so aus, als würden die Ar­
beitgeber diesen Kampf gewinnen, je­
doch hatte sich die Gewerkschafts­
und Arbeiterbewegung so weit entwik­
kelt, daß sie durch taktisch kluge Vor­
gehensweise unter Zuhilfenahme der 
ALP Einfluß in den Parlamenten der 
einzelnen Kolonien gewann. Die 
kolonialen Regierungen kamen des­
halb zum Schluß, Instrumente friedli­
cher Streikbeilegung einzuführen. 
Konsequenz dieser Politik war ein 
vergleichsweise hoher Lebensstan­
dard der Stadtbevölkerung. 
Die Anpassung der ALP an diese Ge­
sellschaft zeigt sich auch in ihren 
programmatischen Zielvorstellungen. 
Die Wurzeln der ALP lagen zum einen 
in der Übernahme der Ideologie der 
britischen Labour Party, aber zum an­
deren auch in der des britischen Li­
beralismus'. Die ALP besitzt drei ver­
schiedene ideologische Fraktionen, 

die unterschiedlichen Einfluß haben. 
Derzeit verfügt die 'Rechte' über eine 
Mehrheit. Zu ihr gehören der ehemali­
ge wie der derzeitige Premier. Diese 
Fraktion ist pragmatisch orientiert. Es 
geht ihnen darum, an der Macht zu 
bleiben, auch wenn sozialdemokra­
tische Werte modifiziert oder aufge­
geben werden müssen. Die Fraktion 
der 'Linken' weist stark antikapi­
talistische Züge auf. Sie möchte u.a., 
daß der Export von Uran gebannt und 
daß dem Umweltschutz Priorität ein­
geräumt wird. Sie ist gegen Atom­
kraftwerke und möchte, daß die US­
Stationen von Australiens Boden ver­
schwinden etc. Die 'Zentrumslinke' 
dagegen verfügt über einen ähnlichen 
Pragmatismus wie die Rechte, möchte 
diesen jedoch nicht mit Konzessionen 
an den Idealismus sozialdemokra­
tischer Werte paaren. 

--von Spaltungen 

II 

Die Labor Party dokumentiert sowohl das 
integrative wie auch das innovative Selbst­
verständnis der politischen Kultur Austra­
liens. Gerade die Existenz verschiedener 
parteiinterner Fraktionen, wie auch ihr 
grundsätzlich pragmatisches Selbst­
verständnis, fördern dies in hohem 
Maße. Schon vor der Gründung des 
Australischen Bundes übernahm die 
ALP diese entscheidende Rolle. Diese 
Fähigkeit zur Integration wurde auch 
durch die relativ häufigen Parteispal­
tungen (1915, 1931, 1955) und die dar­
aus resultierende Notwendigkeit des 
''Wiederzusammenkommens'' der 
Partei nicht beeinträchtigt. Allerdings 
verstärkte sich unter dem Eindruck 
dieser Spaltungen und ihrer unmit­
telbaren Folgen insgesamt der interne 
Druck zum Ausgleich der verschie­
denen Interessen der einzelnen Partei­
fraktionen. 
Die Frage der Einführung der allge­
meinen Wehrpflicht für den militäri­
schen Einsatz "overseas" führte zur 
ersten großen Parteispaltung im No­
vember 1915. Die zweite Spaltung 
hatte die Wirtschafts- und Finanzpoli­
tik zum Anlaß. 1931 verließen fünf 
rechte Labor-Abgeordnete die Partei, 
tags darauf spaltete sich eine linke 
Fraktion ( ebenfalls fünf Abgeordnete) 
ab. Zum zweiten Mal nach 1917 verei­
nigte sich der rechte Laborflügel mit 
der vormals bekämpften bürgerlichen 
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Opposition. Ein Mißtrauensantrag ge­
gen den Schatzkanzler führte zum 
Sturz und zum Verlust der Regie­
rungsmacht. Anlaß für die Spaltung 
1956 war die Haltung der Parteifüh­
rung zum Kommunismus. Sie hatte 
sich gegen ein Verbot der Kommuni­
stischen Partei ausgesprochen und bei 
einem entsprechenden Referendum -
zwar hauchdünn die Mehrheit 
davongetragen. Der rechte Flügel der 
Partei beschuldigte sie daraufhin, 
"kommunistisch infiziert" zu sein 
und verließ die Partei. 
"Vietnam" wurde zum erneuten 
Wendepunkt. Erst in Folge dieses 
Krieges und durch den 1969 neu­
gewählten Labor Vorsitzenden Gough 
Whitlam änderten sich die Erst­
stimmen wieder zu Gunsten der Partei. 
Die neue sozialdemokratische Regie­
rung (ab 1972) entwickelte eine Dy­
namik, die alle Beobachter überrasch­
te. Das Beispiel Schweden vor Augen, 
versuchte die Regierung Whitlam 
innerhalb kürzester Frist, die Gesell­
schaft von Grund auf zu reformieren. 

Außenpolitisch gab sich Whitlam be­
tont "progressiv", nahm diplomati­
sche Beziehungen zu China auf, ver­
stärkte die Kontakte zu Dritte-Welt­
Ländem und lockerte die traditionell 
rigiden Einwanderungsbestimmungen. 
Äußerst schwerwiegend waren die 
Proteste der Laborregierung gegen die 
ständigen Atombombenversuche der 
Franzosen in der Südsee und die Be­
strebungen, die amerikanischen 
Militärbasen in Australien zu schlie­
ßen. Besonders letztere Frage gilt 
nach manchen Quellen als ausschlag­
gebend für eine vermeintliche Hilfe 
des amerikanischen Geheimdienstes 
CIA bei dem geglückten Sturz der Re­
gierung nach nur drei Jahren Arnts­
zeit2. 
Zwar hatte 1974 Labor noch einmal 
die vorgezogenen Wahlen gewonnen, 
doch im Laufe des nächsten Jahres 
verschlechterte sich die ökonomische 
Situation zusehends. Die Arbeitslosig­
keit verdoppelte sich, die Inflation 
stieg auf das Dreifache - (im we­
sentlichen eine Reaktion auf die sog. 

zu beziehen über die Blätter Verlagsgesellschaft, Bertha-von-Suttner-Platz 6, 5300 Bonn 1 

"Ölpreiskrise" 74(75). Zum ersten 
Mal in der Geschichte der au­
stralischen Demokratie verweigerte 
der von Liberals und Country Party 
beherrschte Senat der Regierung die 
Zustimmung zum Staatshaushalt. 
Generalgouverneur John Kerr, der 
Vertreter der britischen Köngin, löste 
die dadurch entstandene Verfas­
sungskrise auf spektakuläre Weise: Er 
setzte eigenmächtig den Premiermini­
ster ab und ernannte den Führer der 
Liberalen, Malcolm Fraser, zum Pre0 

rnier. Dieser, da im Unterhaus in der 
Minderheit, löste sofort das Parlament 
auf und gewann mit seiner Koalition 
bei den Wahlen eine erdrückende 
Mehrheit. 
Gemessen daran, daß sich die ALP seit 
Gründung des australischen Common­
wealth 1901 die meiste Zeit mit der 
Rolle der parlamentarischen Opposi­
tion begnügen mußte, ist es ihr doch 
gelungen, der politischen Kultur des 
Landes in bemerkenswerter Art und 
Weise ihren Stempel aufzi.Idrückeil.j,, 
Viele politische Innovationen ginij_ .. 

Blätter für 
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internationale 
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von den kurzlebigen Laborre­
gierungen aus und wurden von den 
bürgerlichen Kabinetten kaum modifi­
ziert übernommen (Einführung der 
keynesianischen Konjunktursteuerung 
1946/4 7, diverse wohlfahrtsstaatliche 
Maßnahmen der Regierung Whitlam 
usw.). Ebenfalls interessant ist die Tat­
sache, daß die ALP vorzugsweise in 
Zeiten nationaler Krisen an die Re­
gierung kam (beide Weltkriege, nach 
dem Börsenkrach 1929, nach der 
zweiten Ölkrise 1983). Perioden, in 
denen Labor regierte, waren in der Re­
gel gekennzeichnet durch relativ 
"stürmische" politische Verhältnisse. 
Bürgerliche Kabinette verwalteten 
demgegenüber traditionell den Status 
Quo. 

tfi • 
An ihren Wahlergebnissen gemessen, ist 
die ALP eine der stärksten sozial­
demokratischen Parteien weltweit. Daß es 
ihr nicht gelang, sich bisher eine hegemo­
niale Position zu erkämpfen (wie bei­
spielsweise der skandinavischen Sozial­
demokratie), liegt nicht nur an der ver­
hältnismäßig starken inneren Kohäsion der 
Koalition aus Liberalen und National/ 
Country-Party, sondern auch und vor allem 
an den häufigen Parteispaltungen, die re­
gelmäßig dann erfolgten, wenn Labor 
an der Regierung war (1916, 1931), 
oder im Begriff war, die Wahlen zu 
gewinnen (1955). 
Inhaltliche sowie regionale und verti­
kale Strukturen laufen in der ALP in­
einander über und verkörpern somit 
eine ständig sich ausbalancierende In­
teressensabwägung. Sie impliziert das 
Ergebnis, daß Machtpositionen sich 
permanent verschieben und somit sich 
widerstreitende Resultate hervorbrin­
gen können. Dies wird damit zu einem 
Grundzug, auf dem sich der ambiva­
lente Charakter der Partei manifestiert. 
So hat die ALP verschiedene Ent­
scheidungs- und Machtzentren, die 
unterschiedlich 'stark' sind: die oben 
beschriebenen ideologischen Frak­
tionen, die einzelnen Organisationen 
auf Staatenebene, auf Bundesebene 
die Parlamentsfraktionen - der Caucus 
- und auf Bundesebene die nationale 
Konferenz, der nationale Vorstand 
und, falls an der Regierung, der 
Premierminister und das Kabinett. 
In diesem Konzert spielt auch der Ein-
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fluß der Gewerkschaften auf die Partei 
eine Rolle. Dieser Einfluß ist formal 
nur auf der Landesebene zu ver­
zeichnen, hier sind die Gewerk­
schaften angegliedert und verfügen 
über 60% der Stimmen (auf lokaler 
wie auf Staatenebene). Sie dominieren 
damit die Finanzen, das Personal und 
die Politik der Partei. Auf der Bun­
desebene ist ihr informeller Einfluß 
unübersehbar. So wurden selbst die 
eher neo-konservativ eingefärbten 
wirtschaftspolitischen Maßnahmen 
der Laborregierung von dem ACTU 
flankierend unterstützt; ein möglichst 
enges Verhältnis zwischen Labor-Par­
tei und Gewerkschaften ist ein Ziel, an 
dem die jeweilige Regierung bisher 
nicht rüttelte. Gleichwohl hatte es 
Keating immer wieder versucht, die 
Gewerkschaften zu schwächen. 
Daß der vorsichtig-lavierende Kurs 
der ALP, der möglichst integrativ wir­
ken sollte, zunächst einmal Erfolg hat­
te, ist nicht zu bestreiten. Am 24. März 
1990 gewann Labor die vierte Amts­
periode nacheinander. Der Wahlsieg 
war jedoch knapp und er hatte einen 
politischen Preis gefordert: Labor 
sank auf 39,4 % der Erststimmen (die 
Oppositionskoalition aus Liberals und 
National Party gewann 43,5 % ) und 
wurde durch die Zweit- oder 
Drittpräferenzstimmen der kleineren Par­
teien, im wesentlichen der ökologisch ori­
entierten "Democrats" und der vielen 
grünen und linken Splitterparteien ge­
rettet (vgl. die Wahlergebnisse im 
Sydney Moming Herald vom 
26.03.1990). Bereits lange vor der 
Wahl war die Regierung Hawke den 
verschiedenen grtinen Gruppen entge­
gengekommen: Australien setzte sich 
auf internationaler Ebene für die 
Errichtung eines Naturparks auf dem 
Gebiet der Antarktis ein, die Rodung 
bestimmter Waldregionen wurde ge­
stoppt, der Uranabbau strengen Kon­
trollen unterworfen und ein ameri­
kanischer Flottenstützpunkt von der 
australischen Marine übernommen. 
Das australische Präferenzwahlsystem 
(preferential voting) ist im Prinzip 
eine Variante des absoluten Mehr­
heitswahlsystems ohne zweiten oder 
dritten Wahlgang. Gewählt wird in Ei­
ner-Wahlkreisen, die Wähler beziffern 
die Kandidaten mit 1, 2, 3 etc. gemäß 
ihrer "Präferenz". Erreicht ein Kandi­
dat eine absolute Mehrheit an 
Erstpräferenzstimmen, ist er gewählt. 
Ist dies nicht der Fall, finden weitere 

Auszählungen entsprechend der ge­
wählten Präferenzen statt. Dieses 
Wahlsystem garantiert einerseits die 
Bildung klarer Mehrheiten im Parla­
ment, gibt aber andererseits den klei­
neren Parteien einen nicht zu unter­
schätzenden Einfluß, da sie ihre An­
hänger dazu aufrufen können, mit der 
Zweit- cxler Drittpräferenz für den 
Kandidaten einer der beiden großen 
Parteien zu stimmen, und in umkämpf­
ten Wahlkreisen diese Stimmen 
entscheidend sind. Ein gutes Beispiel 
hierfür bietet die Wahl von 1990: Die 
Labor Party gewann 39,4 % der 
Erstpräferenzstimmen, der Bürger­
block aus Liberal Party und National 
Party 43,5 %, aber Labor emang eine 
absolute Mehrheit der Mandate im 
Repräsentantenhaus (78 von 148), 
weil die große Mehrheit der Wähler 
und Wählerinnen der "Australian De­
mocrats" und der vielen kleineren 
grünen Parteien mit der Zweitpräfe­
renzstirnme für die Sozialdemokraten 
votierte. In etwa 20 Wahlkreisen, so 
schätzte nach der Wahl Labor-Um­
weluninister Richardson das Ergebnis 
ein, waren diese Stimmen ausschlag­
gebend. Zwar sind die Grünen in Au­
stralien in viele, teilweise sek­
tiererisch agierende Gruppen zersplit­
tert, ihr Einfluß ist dennoch beträcht­
lich: 1990 erhielt die 1977 gegründe­
te!, ursprünglich linksliberale, heute 
stark ökologisch orientierte "Austra­
lian Democratic Party" 11,3 % der 
Erstpräferenzstimmen, neun weitere 
grüne Parteien bekamen zusammen­
genommen 1,2 %. Auch viele der 
unabhängigen Kandidaten ("lndepen­
dents"), die insgesamt 3,6 % erhiel­
ten, müssen der politischen Linken zu­
geordnet werden; bei einer aufsehen­
erregenden Nachwahl in Melbourne 
im April 1992 siegte ein Unabhängi­
ger, der den Kampf gegen die 
Arbeitslosigkeit zum zentralen Pro­
grammpunkt seiner Wahlkampagne 
gemacht hatte. Die Labor Party ist so­
mit, will sie ihre Regierungsmehrheit 
nicht gefährden, einerseits auf die 
(Zweitpräferenz-)Stimmen der Grünen 
und Linken angewiesen, darf ihnen 
andererseits aber auch nicht zu viele 
Zugeständnisse machen, da sonst der 
Verlust von (Erstpräferenz-) Stimmen 
aus der traditionellen 
Arbeiter k 1 ass e n stamm w äh 1 er s c h af t 
droht. Denn eine Gruppe wirtschafts­
freundlicher Labor-Abgeordneter, de­
nen auch der jetzige Regierungschef 
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Paul Keating zuzurechnen ist, macht gerade die Anbiede­
rung der Partei bei Griinen und linken Splitterparteien für 
die massiven Stimmenverluste (-6,4 %) verantwortlich. Sie 
fordert eine Politik, die im Interesse eines rascheren Wirt­
schaftswachstums und einer Stärkung der Wettbewerbs­
fähigkeit Australiens auf den Weltmärkten auf die Belange 
der Umweltschützer weniger Rücksicht nimmt 
Strukturelle Veränderungen innerhalb des australischen 
Parteiensystems haben die Gewichte deutlich verschoben: 
Die Democratic Labor Party, fast zwanzig Jahre lang 
Steigbügelhalter der konservativ-liberalen Regierungen, 
ist mittlerweile völlig bedeutungslos geworden, die Au­
stralian Democrats, urspriinglich eine eher links-liberale 
bürgerliche Partei, riicken mehr und mehr nach links, grii­
ne und radikale Splitterparteien gewinnen an Gewicht (und 
aufgrund des Präferenzwahlsystems an "bargaining po­
wer"). 

4·s second choice 

• 
Labor ist heute im Grunde genommen eine Partei, die ten-
denziell "everybody' s second choice" ist. Dies bedeutet, 
daß die bürgerlichen Oppositionsparteien (Liberal und Na­
tional Party) bei Wahlen erheblich mehr Erststimmen als 
Labor auf sich vereinigen müssen, um eine absolute Parla­
mentsmehrheit an Sitzen zu gewinnen (ein Vorsprung von 
4,1% am 24.3.1990 reichte nicht aus). Labor hat, vielleicht 
zum ersten Mal in der australischen Geschichte, die Chan­
ce, zu einer Art "natural party of govemment" zu werden, 
vorausgesetzt, es gelingt weiterhin, die Gratwanderung 
zwischen stark materiell gefärbten Interessen (von Ge­
werkschaften und Arbeiterschaft) und "postmateria­
listischen" issues ( der ökologisch und pazifistisch orien­
tierten "neuen" Mittelklasse besonders junger Wähler­
schichten) erfolgreich fortzusetzen. 
In zahlreichen tagespolitischen Maßnahmen und State­
ments der Regierungen Hawkes und seines Nachfolgers 
Keating spiegelt sich dieses Lavieren wieder. Auch der 
"neue Republikanismus", den Keating anläßlich des Be­
suchs der Queen im Februar 1992 demonstrierte, scheint 
Teil eines solchen taktischen Kalküls zu sein: Premier 
Keating, urspriinglich vom rechten Labor-F1ügel kom­
mend, setzt wohl vor allem deswegen auf die anti-monar­
chistische Karte, um die ob seines wirtschaftsfreundlichen 
Kurses erboste Linke zu besänftigen. Sollte Labor die 
nächsten Wahlen gewinnen, so ist es durchaus wahr­
scheinlich, daß im Jahre 2001 (anläßlich des 100. Jahresta­
ges der Staatsgründung) die Monarchie abgeschafft und 
Australien eine Republik wird. Innerhalb der sozial­
demokratischen Parteien ist damit die australische Labor 
Party eine mit einem dezidiert pragmatischen und inte­
grativen Profil. Ihr zurückgelegter Weg • weitab von Eu­
ropa - zeigt eigenständige Wesensmerkmale, die sie zu ei­
ner interessanten Variante sozialdemokratischer Regie­
rungspolitik machte und immer noch macht. 

vgl. Jupp, James 1982, Party Polilics, Australia 1966·1961, Sydney: Al­
len & Unwin, S. 138 
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